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Vorwort
In vielen städtischen Ballungsräumen ist durch anhaltenden Bevölkerungszuzug die Nachfrage nach 
Wohnungen größer als das Angebot: Mieten und Kaufpreise steigen. Die Engpässe auf den Wohnungs-
märkten führen auch zu der Frage, wie das Baulandangebot ausgeweitet und vorhandenes Bauland 
mobilisiert werden kann. Denn dies ist neben den Baukosten eine maßgebliche Stellschraube für be-
zahlbaren Wohnraum. Normalerweise macht das Bauland bis zu einem Fünftel der Gesamtkosten für 
den Wohnungsneubau aus – in den Hochpreisregionen ist dieser Anteil mittlerweile auf mehr als das 
Doppelte gestiegen. Dies verdeutlicht die Notwendigkeit, das kommunale Engagement in der Bauland-
bereitstellung zu stärken.

Um bezahlbare Wohnungen zu schaffen und die städtebauliche Qualität zu sichern, sind kommunale 
Baulandstrategien notwendig. Das Städtebaurecht bietet eine Vielzahl an geeigneten Instrumenten für 
die Baulandentwicklung. Die Instrumente müssen gebündelt und transparente, effiziente Strukturen 
innerhalb der Verwaltungen verankert werden. Dazu legen immer mehr Städte in kommunalen Bauland-
beschlüssen ihre Strategie fest. Dies ermöglicht es Kommunen, die Schaffung und Mobilisierung von 
Baurecht mit stadtentwicklungs- und wohnungspolitischen Zielen zu verknüpfen: Es werden bestimmte 
Flächenanteile für preisgünstigen und geförderten Wohnungsbau oder für die Eigentumsbildung von 
Haushalten mittleren Einkommens vorgesehen. Ziel ist es, bezahlbaren Wohnraum für alle Bevölke-
rungsgruppen zu schaffen. Dafür müssen mehr Kommunen mehr Bauland in eigener Verantwortung 
entwickeln, um Baulandpotenziale zu schaffen und zu aktivieren. Mit einer strategischen Bodenvor-
ratspolitik sowie kommunalem Zwischenerwerb können bedarfsgerecht neue Flächen an den Markt 
gebracht werden.

Baulandpolitik wird in den Kommunen gemacht. Dennoch leisten auch Bund und Länder einen Beitrag, 
indem sie etwa ihre Liegenschaften für bezahlbaren Wohnraum einsetzen. Bundes- und Landespolitik 
kann darüber hinaus vor allem mit planungs-, bau- und steuerrechtlichen Rahmenbedingungen die 
Schaffung von mehr Bauland entscheidend unterstützen.

Mit dieser Dokumentation möchten wir die in der Arbeitsgruppe Aktive Liegenschaftspolitik im Bündnis 
für bezahlbares Wohnen und Bauen erörterten Handlungsmöglichkeiten zur Schaffung von Bauland 
aufzeigen. Dafür haben wir aus der Vielzahl guter Beispiele aus der kommunalen Praxis einige Verfah-
ren ausgewählt. Es ist uns ein Anliegen, bei Praktikern und Entscheidern für eine aktive Baulandpolitik 
zu werben.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Dr. Josef Meyer 
Vizepräsident des Deutschen Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e.V.
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Einführung

Einführung 

Das Wohnungsangebot ist derzeit in vielen Städ-
ten viel zu gering. Mehr Wohnungsneubau, vor 
allem bezahlbarer, ist unverzichtbar. Trotz relativ 
hoher Baukosten bestehen ein hohes Interesse 
und eine hohe Bereitschaft von unterschied-
lichen Investorengruppen, das Wohnungsan-
gebot durch mehr Neubau auszuweiten. Im-
mer wieder erweist sich dabei der Mangel an 
Bauland, sowohl hinsichtlich seiner generellen 
Verfügbarkeit, als auch hinsichtlich der Preise 
als ein erheblicher Engpassfaktor. Vor diesem 
Hintergrund gewinnt die kommunale Bodenpo-
litik gerade in vielen wachsenden Städten mit 
Wohnungsmarktengpässen wieder stark an Be-
deutung. Derzeit wird die Diskussion häufig von 
den Möglichkeiten der Konzeptvergabe und der 
Vorgabe von Quoten für den geförderten Woh-
nungsbau geprägt, während andere Elemente 
einer auf die Schaffung von Bauland gerichteten 
Bodenpolitik weniger Aufmerksamkeit erfahren. 

Über die gezielte Unterstützung des geförder-
ten Wohnungsneubaus durch spezifische An-
sätze hinaus bedarf es einer auf die generelle 
Angebotsausweitung ausgerichtete Bodenpoli-
tik, um ausreichend verfügbares Bauland bereit 
zu stellen und über einen Mengeneffekt eine 
Dämpfung der Baulandpreise zu erreichen. Eine 
aktive kommunale Bodenpolitik erfordert ins-
besondere einen vorhandenen Grundstock an 
eigenen kommunalen Grundstücken, der durch 
den Ankauf von preisgünstigen potentiellen Ent-
wicklungsflächen im Rahmen einer langfristigen 
Bodenvorratspolitik gebildet wird. Auch der Weg 
eines vorhaben- oder projektbezogenen Zwi-
schenerwerbs ist Teil einer solchen Bodenpolitik.

Ein wesentliches Potential für den Wohnungsbau 
liegt in der Aktivierung von Innenentwicklungs-
potentialen. Die Innenentwicklung vermeidet die 
Nutzung zusätzlicher Flächen im Außenbereich 
und leistet einen wichtigen Beitrag zum Errei-
chen des 30-ha-Ziels.

Es gilt also, verschiedene Instrumente sinnvoll 
zu kombinieren und für die Ziele der Stadtent-
wicklungs- und Wohnungspolitik einzusetzen. 
Eine ganze Reihe von Kommunen verfolgen 
hier bereits eine differenzierte und umfassende 
Gesamtstrategie, sei es im Rahmen von umfas-
senden Baulandbeschlüssen, im Rahmen von 
kommunalen Bündnissen für Wohnen und Bau-
en oder im Prozess der Erarbeitung von woh-
nungspolitischen Handlungskonzepten oder in-
tegrierten Stadtentwicklungskonzepten.  

In diesem Sinne wird eine aktive kommunale Bo-
denpolitik bewusst breit verstanden; sie wird in 
der Praxis den lokalen Bedarfen entsprechend 
gestaltet und umfasst im Normalfall mehrere 
aufeinander abgestimmte Bausteine und Instru-
mente zur Baulandbeschaffung und -bereitstel-
lung und für die Mobilisierung von Bauflächen 
und Baurechten. 

Die AG Aktive Liegenschaftspolitik im Bündnis 
für bezahlbares Wohnen und Bauen des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit (BMUB) hat in einer in-
tensiven fachlichen Auseinandersetzung un-
tersucht, welchen Beitrag die verschiedenen 
boden- und baulandpolitischen Instrumente für 
mehr bezahlbaren Wohnraum leisten und wie 
sie sinnvoll verknüpft werden können. 
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Vor allem in Regionen mit angespannten Woh-
nungsmärkten gibt es einen bodenpolitischen 
Handlungsbedarf. Benötigt werden geeignete 
kommunale Strategien und die Anwendung der 
Instrumente für die Baulandbereitstellung.

Die Arbeit der AG war ganz maßgeblich von 
den Beiträgen aus der kommunalen Praxis be-
stimmt. Die Erfahrungsberichte haben gezeigt, 
welche Gesamtstrategien und welche einzel-
nen Bausteine und Instrumente zugunsten be-
zahlbaren Wohnungsbaus bereits angewendet 
werden. Vielfach bestehen bereits erfolgreiche 
Modelle, an die andere Kommunen anknüpfen 
können. 

Aufbau der Dokumentation 

In diesem Sinne verfolgt die vorliegende Doku-
mentation das Ziel, interessierten Kommunen 
und weiteren Akteuren konkrete Beispiele aus 
der Praxis vorzustellen, die ein breites Spektrum 
der für mehr bezahlbaren Wohnungsbau rele-
vanten bodenpolitischen Aktivitäten abbilden. 
Sie gliedert sich in zwei Teile:

Einführend werden wichtige Instrumente der 
Baulandentwicklung beschrieben und in den 
Gesamtkontext der Baulandentwicklung einge-
ordnet. Dabei werden sie anhand ihres Beitrags, 
der Verfahrensdauer sowie hinsichtlich der kom-
munalen Steuerungsmöglichkeiten zur Umset-
zung der mit der Baulandentwicklung verbunde-
nen Ziele bewertet.

Im zweiten Teil werden unterschiedliche Instru-
mente, die in der Praxis zur Anwendung gelan-
gen, beispielhaft vorgestellt. Hier wird beschrie-
ben, wie Bauland für bezahlbares Wohnen und 
Bauen von den Kommunen strategisch erworben 
beziehungsweise an den Markt weitergegeben 
wird. Dabei kommen im Rahmen kommunaler 
Baulandstrategien unterschiedliche Instrumen-
te und Verfahren zum Einsatz. Im Format eines 
Steckbriefs wird jeweils ein konkretes Instru-
ment oder Verfahren aus der Gesamtstrategie 
herausgegriffen und vorgestellt.
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Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen

Bündnis für bezahlbares Wohnen
und Bauen

Als zentrales Instrument für die Intensivierung 
des Wohnungsbaus hat Bundesbauministerin 
Dr. Barbara Hendricks am 10. Juli 2014 das 
„Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen“ 
mit den Ländern, kommunalen Spitzenverbän-
den, der Wohnungs- und Bauwirtschaft und an-
deren gesellschaftlichen Akteuren ins Leben ge-
rufen. Ziel der Bündnispartner ist es, gemeinsam 

die Voraussetzungen für den Bau und die Mo-
dernisierung von Wohnraum in guter Qualität, 
vorzugsweise im bezahlbaren Marktsegment, zu 
verbessern und das Wohnungsangebot in Ge-
bieten mit Wohnraummangel zu erweitern. 

Die Bündnispartner haben gemeinsam vier zen-
trale Handlungsfelder identifiziert und Arbeits-
gruppen sowie die Baukostensenkungskommis-
sion eingerichtet. 

Abbildung 1: Struktur „Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen“

Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit.
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Zentrale Bausteine für die Bereitstellung von 
Wohnraum sind die Verfügbarkeit von Bauland 
und die Schaffung und Mobilisierung von Bau-
rechten. Im Bündnis erfolgte deshalb in der AG 
„Aktive Liegenschaftspolitik“ ein zielgerichteter 
Erfahrungsaustausch über liegenschaftspoli-
tische Instrumente, Strategien und gute Pra-
xisbeispiele. Das bestehende städtebau- und 
bodenrechtliche sowie liegenschaftspolitische 
Instrumentarium wurde aufbereitet und bewer-
tet. Hemmnisse und Erfolgsfaktoren wurden an-
hand konkreter Praxiserfahrungen sowie fach-
wissenschaftlicher Erkenntnisse aufgezeigt. 

Die Arbeitsgruppen und die Baukostensen-
kungskommission haben im Herbst 2015 Hand-
lungsempfehlungen vorgelegt. Diese wurden in 
einem Spitzengespräch der Bündnispartner am 
27. November 2015 beschlossen und in drei 
Teilbänden veröffentlicht: 
•	 Kernempfehlungen und Maßnahmen,
•	 Handlungsempfehlungen der Arbeitsgruppen,
•	 Bericht der Baukostensenkungskommission.

Die Empfehlungen sind online unter www.bmub.
bund.de und in gedruckter Form beim Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit erhältlich.

Aus den Empfehlungen des Bündnisses wurde 
die Wohnungsbau-Offensive abgeleitet. Hinter 
den 10 Punkten verbirgt sich ein ganzes Bündel 
von Maßnahmen, für die die unterschiedlichen 
föderalen Ebenen verantwortlich sind. Alle Bünd-
nispartner tragen ihren Teil zur Umsetzung bei. 

Wohnungsbau-Offensive – 
das 10-Punkte-Programm

1.	 Bauland bereitstellen und Grundstücke der  
	 öffentlichen Hand verbilligt und nach Kon- 
	 zeptqualität vergeben
2.	 Wohnsiedlungen nachverdichten, Brachflä- 
	 chen und Baulücken schließen
3.	 Soziale Wohnraumförderung und genossen- 
	 schaftliches Wohnen stärken
4.	 Zielgenaue steuerliche Anreize für mehr be- 
	 zahlbaren Wohnraum schaffen
5.	 Bauordnungen harmonisieren – Aufwand re- 
	 duzieren
6.	 Standards im Bauwesen auf den Prüfstand  
	 stellen
7.	 Serielles Bauen für ansprechenden und  
	 günstigen Wohnraum forcieren
8.	 Stellplatzverordnungen flexibler ausgestalten
9.	 Energie-Einsparverordnung und Erneuerbare- 
	 Energien-Wärmegesetz strukturell neu konzi- 
	 pieren
10.	Gemeinsam für mehr Akzeptanz für Neubau- 
	 vorhaben werben

Das breite Bündnis auf Bundesebene hat dazu 
beigetragen, dass sich die Rahmenbedingun-
gen für den Bau bezahlbarer Wohnungen in 
Deutschland verbessert haben. Wichtige politi-
sche Entscheidungen für Rahmenbedingungen, 
finanzielle Ausstattung und insbesondere auch 
für die Aufnahme der Flüchtlinge in den Jahren 
2015 und 2016 konnten im Bündnis aufgrund 
der regelmäßigen und vertrauensvollen Zusam-
menarbeit zügig und praxisnah zwischen den 
Partnern vorbereitet werden. 

Die Arbeit zur Umsetzung der Empfehlungen auf 
allen föderalen Ebenen wird fortgesetzt, zumal 
viele Maßnahmen und Empfehlungen erst mit-
telfristig ihre volle Wirkung entfalten können. 
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Teil 1

Handlungsfelder 
kommunaler 
Baulandpolitik
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Eine aktive Baulandpolitik umfasst mehr als die 
klassische Angebotsplanung, sondern nutzt viel-
fältige Instrumente. Grundsätzlich können für die 
Baulandbereitstellung öffentlich-rechtliche und 
privatrechtliche Instrumente und Verträge zur An-
wendung kommen. Das zum Einsatz kommende 
Instrumentarium deckt verschiedene Handlungs-
felder und Steuerungsmöglichkeiten der Bau-
landpolitik ab. So ist ein wesentliches Ziel die 
generelle Ausweitung eines bedarfsgerechten 
Baulandangebotes für alle Zielgruppen.

Von zentraler Bedeutung ist darüber hinaus die 
Steuerungsfunktion der Baulandpolitik; dabei 
soll Einfluss auf die Wohnbaulandpreise (Preis-
dämpfung) ausgeübt und bodenspekulative Be-
strebungen unterbunden oder minimiert werden. 
Durch den Teilverzicht auf Bodenwertsteigerun-
gen beim (Alt-) Eigentümer oder Investor sollen 
zudem kommunale Baulandproduktionskosten 
mitfinanziert werden.

Der Einsatz entsprechender Instrumente und 
Verträge ermöglicht der Kommune eine Steue-
rung der Bautätigkeit an den dafür vorgesehe-
nen Standorten (= allokatives Bodenmarktziel) 
sowie eine gezielte Einflussnahme auf das Woh-
nungsangebot und die Berücksichtigung unter-
schiedlicher Wohnungssegmente (= distributi-
ves Bodenmarktziel).  

Kommunen haben nach BauGB die Möglich-
keit entsprechend dem Bedarf Bauland aus-
zuweisen. Dies kann sowohl auf eigenen als 
auch auf privaten Flächen erfolgen. Bei der 
Baulandbereitstellung auf eigenen Flächen kön-
nen entwicklungsbedingte Wertsteigerungen für 
projektbezogene kommunale Aufgaben und ge-
meinwohlorientierte Ziele genutzt werden, zum 
Beispiel für eine zielgruppenspezifische und 
konzeptbezogene Grundstücksvergabe. Vieler-

orts stehen den Kommunen eigene Flächen zur 
Baulandentwicklung zur Verfügung. Ist dies nicht 
der Fall, setzt die Entwicklung auf eigenen Flä-
chen den Erwerb der Grundstücke voraus.

Grundstückserwerb und Handlungsmöglich-
keiten auf kommunalen Grundstücken

Der Kommune stehen verschiedene Instrumen-
te zum Grundstückserwerb zur Verfügung. In der 
Praxis relevant ist der privatrechtliche Ankauf 
im Rahmen einer langfristigen Bodenvorratspo-
litik für eine spätere Entwicklung oder als Option 
für einen Grundstückstausch etc. oder ein pro-
jektbezogener Zwischenerwerb zur Realisierung 
eines konkreten Vorhabens, das zeitnah reali-
siert werden soll.

Daneben existieren für Kommunen unter be-
stimmten Voraussetzungen Möglichkeiten der 
Ausübung eines Vorkaufsr echts nach §§ 24-
28 BauGB. Dies gilt unter anderem in Gebieten, 
die nach § 30, 33 oder 34 Abs. 2 vorwiegend mit 
Wohngebäuden bebaut werden können, soweit 
die Grundstücke unbebaut sind (§ 24 Abs. 1 Nr. 
6 BauGB). Eine langfristige Bodenvorratspolitik 
begründet jedoch kein Vorkaufsrecht, da dies 
ein streng planakzessorisches Instrument ist.1 

Von Bedeutung ist gleichwohl das allgemei-
ne Vorkaufsrecht für Grundstücke, die im Gel-
tungsbereich eines Flächennutzungsplans lie-
gen, soweit es sich um unbebaute Flächen im 
Außenbereich handelt, für die nach dem Flä-
chennutzungsplan eine Nutzung als Wohnbau-
fläche oder Wohngebiet dargestellt ist (§ 24 

1	 VG Karlsruhe: Urteil vom 24. Januar 2008, Az. 2 K 
2600/07, Fundstelle openJur 2012, 66967.
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der Zwischenerwerb durch beauftragte kommu-
nale Eigengesellschaften/Eigenbetriebe oder pri-
vate Entwicklungsträger. 

Gewünschte wohnungs- und sozialpolitische 
Ziele, die mit der Baulandentwicklung verbun-
den werden sollen, können in privatrechtlichen 
Kaufverträgen mit dem Investor oder mit Selbst-
nutzern vereinbart werden. Dies sind insbe-
sondere die auf die jeweilige lokale Situation 
zugeschnittene Vergabekriterien, Bauverpflich-
tungen, Rückkaufsrechtsvereinbarungen und 
mögliche Preisrabatte. 

Daneben nimmt die Bedeutung von Konzept-
ausschreibungsverfahren zu, bei der Grund-
stücke nicht nach dem Höchstpreis, sondern 
dem geeignetsten Konzept zur Verwirklichung 
vorgegebener Ziele anhand eines Kriterienka-
talogs veräußert werden. Ein weiteres Vergabe-
instrument zur Durchsetzung gewünschter Ziele 
besteht in der Direktvergabe. Dabei werden mit 
dem Käufer bei einem Festpreis Auflagen in der 
Grundstücksentwicklung vereinbart.

Kommunale Handlungsmöglichkeiten auf 
privaten Grundstücken

Neben der Baurechtschaffung auf kommunalen 
Grundstücken ist die Entwicklung von privaten 
Grundstücken von wesentlicher Bedeutung. Auch 
dabei hat die Kommune verschiedene Instru-
mente zur Auswahl, um ihre Ziele umzusetzen. 
Dies gelingt zumeist jedoch nur in den Fällen, in 
denen ein privater Bauherr oder Investor bei der 
Grundstücksentwicklung noch kein Baurecht hat 
oder eine Änderung im Falle eines bestehenden 
Baurechts nötig ist. In einem kooperativen Ver-
fahren werden dann mit dem Eigentümer/Inves-
tor Bedingungen vereinbart, die bei der Grund-

Abs. 1 Nr. 5 BauGB) oder für Grundstücke, die 
in einem Umlegungsgebiet (§ 24 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB) oder in einem förmlich festgelegten Sa-
nierungsgebiet (§ 24 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) liegen. 
Ein Vorkaufsrecht steht der Kommune auch zur 
Sicherung von Durchführungsmaßnahmen des 
Stadtumbaus und im Rahmen einer Erhaltungs-
satzung (§ 24 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) zu. 

Das besondere Vorkaufsrecht ist im Übrigen – 
ohne dass ein Bebauungsplan vorliegen muss 
– in Gebieten möglich, in denen die Kommu-
nen städtebauliche Maßnahmen zur Sicherung 
einer städtebaulichen Ordnung in Betracht zie-
hen (§ 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB). 

Die geschickte und konsequente Anwendung 
des Vorkaufsrechtes verschafft der Kommune 
zum Teil erhebliche bodenpolitische Vorteile, 
unter Umständen auch beim Einfluss auf die 
Höhe des zu zahlenden Betrags (sogenanntes 
„preislimitiertes Vorkaufsrecht“ gemäß § 28 Abs. 
3 BauGB). 

Darüber hinaus besteht für Kommunen ein 
eigenes hoheitliches Ankaufsrecht (= Durch-
gangserwerb) im Zuge einer städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme nach § 165 BauGB. 
An die Geltungsvoraussetzungen legt der Ge-
setzgeber jedoch hohe Maßstäbe, da die städ-
tebauliche Entwicklungsmaßnahme stark in das 
Eigentumsrecht eingreift. Dieses sehr wirkungs-
mächtige Instrument zur umfassenden Bauland-
entwicklung hat in der Vergangenheit zu erfolg-
reichen Lösungen beigetragen.

Als Grundstückseigentümerin hat die Kommune 
sehr gute Einflussmöglichkeiten, die mit der Bau-
landbereitstellung verknüpften sozialpolitischen, 
wohnungspolitischen, städtebaulichen und öko-
logischen Ziele durchzusetzen. Eine Variante ist 
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Dem Münchner Modell der sozialgerechten Bo-
dennutzung folgend hat sich dabei insbeson-
dere in wachsenden Städten mit angespanntem 
Wohnungsmarkt die Einführung von Quoten zur 
Errichtung von Mietwohnungen, insbesondere 
für den geförderten oder preisgedämpften Woh-
nungsbau auf privaten Grundstücken weiter 
verbreitet.

Abbildung 2 stellt die Zusammenhänge der ver-
schiedenen Handlungsmöglichkeiten und Inst-
rumente der kommunalen Baulandentwicklung 
dar. 

stücksentwicklung zu erfüllen sind. Als Instrument 
stehen der Kommune dabei vor allem städtebau-
liche Verträge nach § 11 BauGB zur Verfügung. 
Städtebauliche Verträge sind vom Gesetzgeber 
ausdrücklich für die Neuordnung der Grund-
stücksverhältnisse und für Grundstückserschlie-
ßungen vorgesehen (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 BauGB). 
In diesen wird die Übernahme der Planungs-, 
Entwicklungs- und Folgekosten durch den Inves-
tor vereinbart. Gleichwohl sind hierbei stets die 
Anwendungsvoraussetzungen hinsichtlich der 
notwendigen Kausalität, des Koppelungsverbots 
und des Angemessenheitsgebots zu beachten  
(§ 11 Abs. 1 und 2 BauGB).

Abbildung 2: Grundsätzliche Baulandbereitstellungswege

Kriterien:
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Aus der Praxis wird berichtet, dass erfolgrei-
che Baulandbeschlüsse einer breiten Mehrheit 
im kommunalen Gremium bedürfen, damit sie 
auch bei sich ändernden Mehrheitsverhältnissen 
im Gemeinderat Bestand haben. Der zeitliche 
Vorlauf von der inhaltlichen Diskussion bis zur 
endgültigen Fassung eines Baulandbeschlusses 
beträgt nach Erfahrungen aus der Praxis bis zu 
einem Jahr, da der Grundsatzbeschluss meist 
damit verbunden ist, dass lokale Traditionen und 
Verfahren geändert werden. Diese Veränderun-
gen müssen im Stadtrat und in der Verwaltung, 
aber auch mit den lokalen Akteuren der Bau- und 
Immobilienwirtschaft sowie in der Stadtgesell-
schaft diskutiert und gestaltet werden. Hierzu 
eignen sich lokale oder regionale Bündnisse, ge-
gebenenfalls mit externer Moderation.

Ein weiterer Schlüssel des Erfolges kommunaler 
Baulandstrategien liegt darin, diese konsequent 
anzuwenden und auch langfristig durchzuhalten. 
Erst dadurch besteht die Möglichkeit, dass sich 
im Laufe der Zeit eine preisdämpfende Wirkung 
auf den Bodenmarkt einstellt. Die Gleichbehand-
lung der Marktteilnehmer und die Transparenz 
durch die Aufstellung des Grundsatzbeschlus-
ses zur Baulandentwicklung leisten einen we-
sentlichen Beitrag zur Akzeptanz des Vorgehens 
bei den Marktteilnehmern.

Neben der langfristigen Unterstützung des 
Stadtrats und dem Vorhandensein einer kom-
munalen Baulandstrategie ist ein vorhandener 
Grundstock an kommunalen Entwicklungsflä-
chen ein weiterer, entscheidender Erfolgsfaktor 
einer aktiven Baulandpolitik.

Von Bedeutung ist auch, dass in der Regio-
nal- und Landesplanung möglichst gleichzeitig 
alternative potentielle Flächen ausgewiesen 
sein müssen. Baulandentwicklungen sind in der 

Baulandstrategien als Grundlage für die 
Baulandentwicklung

Unter Baulandentwicklung wird der Prozess 
verstanden, der bei der städtebaulichen Planung 
beginnt, die Bodenordnung und Erschließung des 
Grundstücks einschließt und erst mit der Mobili-
sierung des Baulandes, also der Zuführung der 
vorgesehenen Nutzung abgeschlossen ist.

Im kommunalen Baulandbeschluss werden 
der grundsätzliche strategische Rahmen (Bau-
landstrategie), die Verfahrensweise und die 
Kombination von Instrumenten zur kommunalen 
Baulandentwicklung festgelegt. Manchmal gehö-
ren dazu auch Regelungen der administrativen 
Umsetzung innerhalb der kommunalen Verwal-
tung (zum Beispiel eigenes neues Amt, Projekt-
gruppen, Stabsstellen, etc.) In der Anwendungs-
praxis wird der Begriff Baulandstrategie zum 
Teil auch synonym mit dem Begriff Baulandmo-
dell verwendet. Das Baulandmodell kann aber 
auch nur einen Teil der gesamten Baulandstra-
tegie bezeichnen. Insofern besteht in der Praxis 
auch keine eindeutige Begriffsbestimmung bzw. 
-abgrenzung.

Die Festlegung der Verfahrensweise sowie die 
Auswahl der Instrumente sind auf die lokalen 
Bedürfnisse und Potenziale der Baulandent-
wicklung abgestimmt. Daraus ergeben sich in 
der Praxis eine Vielzahl unterschiedlicher Bau-
landstrategien, in denen die verschiedenen In-
strumente (Zwischenerwerb, städtebaulicher 
Vertrag, Quotenmodelle etc.) kombiniert und 
auf die örtlichen Gegebenheiten und Möglich-
keiten ausgerichtet sind. Dazu bedarf es einer 
kommunalen Gesamtstrategie, in der sowohl 
der quantitative als auch qualitative Bedarf an 
Wohnflächen analysiert und in einem Konzept 
zusammengefasst ist.
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Instrumente zur Baulandentwick-
lung

Der Bebauungsplan (§ 8 ff. BauGB) ist das zen-
trale Steuerungsmittel zur städtebaulichen Ent-
wicklung der Kommune. Er enthält unter ande-
rem die rechtsverbindlichen Festsetzungen für 
die städtebauliche Ordnung sowie Art und Maß 
der baulichen Nutzung des Grundstücks.

Der Bebauungsplan ist für verschiedene Typen 
der Baulandentwicklung relevant. Unmittelbar 
als Instrument wirksam ist er bei der klassischen 
Angebotsplanung,  die nach wie vor eine gewis-
se Bedeutung hat. Sie wird aber aufgrund ihrer 
nur begrenzten Steuerungsfunktion und ihrer 
ungünstigen ökonomischen Wirksamkeit für die 
Kommune nicht zur Anwendung im Sinne einer 
aktiven Liegenschaftspolitik empfohlen. Hier 
übernimmt die Kommune die Planung, Boden-
ordnung und Erschließung als Mindestaufgabe 
gemäß BauGB. Die Wertsteigerungen verblei-
ben bis auf den Erschließungsbeitrag bei den 
Grundstückseigentümern, die Kommune kann 
Planungs-, Entwicklungs- und Folgekosten da-
durch nicht refinanzieren lassen. Darüber hinaus 
fehlt der Kommune eine Steuerungsmöglichkeit 
zum Planungsvollzug, solange ihr das betreffen-

Regel nicht erfolgreich, wenn Grundeigentümer 
diese Situation für sich auszunutzen wissen. 
Sollten die kommunalen baulandpolitischen Be-
dingungen bei einem bestimmten Entwicklungs-
standort nicht umsetzbar sein, muss die Kom-
mune auf einen anderen Standort umschwenken 
können. Ausweisungskontingente über dem 
eigentlich errechneten Nachfragebedarf sind 
hierbei hilfreich, manchmal zwecknotwendig. 
Hat die Kommune im Übrigen keine Möglichkeit, 
die Einhaltung bestimmter Voraussetzungen ge-
mäß der beschlossenen Baulandstrategie an die 
Einleitung eines Bauleitverfahrens zu knüpfen, 
da sie nicht auf alternative Grundstücke zurück-
greifen kann, ist die Wirkung der Strategie sehr 
begrenzt.

Eine Baulandstrategie sollte neben einer Stär-
kung der Innenentwicklung, zum Beispiel durch 
die Schließung von Baulücken und der optima-
len Ausnutzung sogenannter mindergenutz-
ter Grundstücke sowie der Revitalisierung von 
Brachflächen auch die Entwicklungsperspektive 
für Baugebiete der 60er, 70er und 80er Jahre 
einbeziehen. Bei diesen Baugebieten handelt es 
sich um klassische Einfamilienhausgebiete mit 
relativ einheitlicher Altersstruktur. Hier sind neue 
Entwicklungsperspektiven erforderlich.

In Münster wurde der Handlungsdruck zur Bereitstellung von mehr bezahlbarem Wohnraum sowohl von der 
Politik, als auch von der Stadtgesellschaft, der Universität und der Wohnungswirtschaft wahrgenommen. Da-
durch gelang es vergleichbar zügig, einen Konsens darüber zu erreichen, sämtliche Flächenpotenziale auszu-
schöpfen. Dies betrifft auch die Entwicklung von Flächen im Außenbereich, da die bekannten und berücksich-
tigten Innenentwicklungspotenziale (unter anderem Kasernenkonversionsfläche) allein nicht ausreichen, um 
den Wohnraumbedarf in der Stadt zu decken. Zudem gibt es parteiübergreifend ein politisches Bekenntnis zum 
sozialen Wohnungsbau. Darüber konnte der allgemeine Beschluss zum Münsteraner Modell der sozialgerech-
ten Bodennutzung nach etwa einjähriger Vorlaufzeit im April 2014 gefasst werden. 
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Um den beschriebenen Nachteilen der klassi-
schen Angebotsplanung zu begegnen wird die-
se nicht nur allein, sondern auch in Verbindung 
mit weiteren Instrumenten wie städtebaulichen 
Verträgen oder Konzeptausschreibungsver-
fahren eingesetzt. Diese flankieren die städ-
tebauliche Planung der Kommune und dienen 
dem Planungsvollzug und der Übernahme der 
Planungs-, Erschließungs- und Folgekosten 
durch den Investor. Im Zusammenspiel der un-
terschiedlichen Instrumente erreicht die Kom-
mune damit einen wirksamen Einfluss auf die 
gewünschte Umsetzung der Baulandentwick-
lung, damit auch auf die tatsächliche Bebauung 
(„Bauverpflichtung“); Baulücken werden so nicht 
immer wieder von neuem „produziert“.

Baulandumlegung

Die Baulandumlegung (BauGB § 45 ff.) ist ein 
Verfahren zur Neuordnung der Grundstücke 
im (Alt-)Eigentum. Es dient dazu, bebaubare 
Grundstückszuschnitte zu schaffen. Es existie-
ren zwei Verfahren: das freiwillige und das amt-
liche Verfahren. Das amtliche Verfahren ist im 
BauGB geregelt. Dabei wird durch Satzungsbe-
schluss der Umlegungsausschuss ermächtigt, 
das rechtlich festgelegte Verfahren einzuleiten 
und durchzuführen. Das amtliche Verfahren 
kommt unter anderem dann zum Tragen, wenn 
keine Einigkeit der an der Umlegung beteiligten 
Eigentümer erreicht werden kann oder das Um-
legungsverfahren sehr komplex ist. Die amtliche 
Umlegung erzeugt eine hohe Rechtssicherheit 
und sorgt für einen gerechten Ausgleich zwi-
schen den Eigentümern.

Das freiwillige Verfahren wird durch privatrecht-
liche Verträge oder durch einen städtebaulichen 
Vertrag geregelt. Dort können auch Bauverpflich-

de Grundstück nicht gehört. So kann es unter 
Umständen passieren, dass ein von der Kom-
mune aufgestellter Bebauungsplan (B-Plan) 
nicht oder nur in Teilen zur Umsetzung kommt, 
sei es zum Beispiel aus Gründen des Bestands-
schutzes vorhandener Nutzungen oder aufgrund 
des Scheiterns geplanter Privatinvestitionen. In 
diesem Fall existiert ein B-Plan, der gegebe-
nenfalls zu einem späteren Zeitpunkt an neue 
städtebauliche Ziele der Kommune angepasst 
und verändert werden muss. Dies ist mit einem 
erheblichen Aufwand verbunden. 

Im Regelverfahren dauert die Aufstellung eines 
Bebauungsplans durchschnittlich etwa drei Jah-
re. Aufgrund der im Gesetz vorgegebenen Ver-
fahrensschritte einschließlich der öffentlichen 
Auslegung wird in der Praxis der Zeitraum von 
einem Jahr ab Aufstellungsbeschluss kaum un-
terschritten.2 

Bei der Angebotsplanung durch einen B-Plan 
entstehen also Nachteile für die Gemeinde hin-
sichtlich der Kosten, des Arbeitsaufwands, der 
zeitlichen Umsetzung und der letztlichen Mobili-
sierung des Baulands. Auch wenn die Angebots-
planung nach wie vor eine wesentliche Bedeu-
tung bei der Baulandschaffung einnimmt, wird 
sie in den größeren Städten mit angespannten 
Wohnungsmärkten mittlerweile kaum mehr an-
gewandt. Ein gesellschaftspolitischer Nachteil 
der klassischen Angebotsplanung ergibt sich 
zudem daraus, dass die Planungs-, Entwick-
lungs- und Folgekosten sozialisiert, Erträge und 
Gewinne hingegen privatisiert werden. Neben 
den negativen Auswirkungen auf die Gemeinde-
finanzen ist dieser Effekt auch aus gesellschafts-
politischer Sicht unerwünscht.

2	 Schmidt-Eichstaedt, G., Weyrauch, B., Zemke, R. (2013): 
Städtebaurecht. Einführung und Handbuch, S. 198.
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Ein besonderes Verfahren ist die vereinbarte 
amtliche Umlegung. Die vereinbarte Umlegung 
kombiniert die Vorteile der amtlichen Umlegung 
(Rechtssicherheit eines bewährten Verfahrens, 
Gebühren- und Steuerbefreiung) mit den Vor-
teilen der freiwilligen Umlegung (Zeitersparnis, 
Berücksichtigung individueller Wünsche).

Vorhabenbezogener Zwischenerwerb zur 
Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum

Beim vorhabenbezogenen Zwischenerwerb kauft 
die Kommune die zu entwickelnden Grundstü-
cke auf und übernimmt selbst die Planung, Bo-
denordnung und Erschließung. Die Kosten der 
Vorleistung finanziert die Kommune durch den 
Verkauf der voll erschlossenen Baugrundstücke. 
Sie hat somit die Möglichkeit, die planungs- und 
maßnahmenbedingte Bodenwertsteigerung di-
rekt zur Deckung der Planungs-, Erschließungs- 
und Folgekosten zu nutzen. Zudem hat sie als 
Grundstückseigentümerin im Rahmen des Ver-
kaufs die Möglichkeit, auch auf die Umsetzung 
der, mit der Baulandschaffung verbundenen, 
Ziele hinzuwirken. Der Zwischenerwerb birgt auf-
grund der hohen Steuerungsmöglichkeiten für 
den Träger (die Kommune beziehungsweise die 
Projektentwicklungsgesellschaft im Auftrag der 
Kommune) Vorteile. Zudem ist die Mobilisierung 
des Baulandes in der Regel durch eine vertragli-
che Bauverpflichtung gewährleistet. 

Zwischenerwerb als Instrument der Boden-
vorratspolitik

Der Zwischenerwerb eignet sich auch für eine 
langfristige Bodenvorratspolitik. In diesem Fall 
kauft die Kommune Grundstücke günstig an, 
auch wenn keine konkrete Planungsabsicht 

tungen zur Mobilisierung des Grundstücks nach 
der Umlegung vereinbart werden. Es setzt die 
Einigung aller am Verfahren beteiligten Grund-
stückeeigentümer voraus. 

Die Umlegung hat verschiedene Vorteile. Es 
entstehen für die Kommune kein Zwischener-
werbsrisiko, keine Grunderwerbskosten, Ne-
benkosten und Finanzierungskosten. Durch die 
Gleichbehandlung der am Verfahren beteiligten 
Eigentümer ist die Umlegung ein transparen-
tes und gerechtes Verfahren. Es können umle-
gungsbedingte Wertvorteile bei den begünstig-
ten Eigentümern abgeschöpft werden. Diese 
sind aber auf den Wertsprung von Rohbauland 
(gemäß § 5 Abs. 3 ImmoWertV) zu baureifem 
Land (in der Regel erschließungsflächenbei-
tragsfrei, aber erschließungsbaukostenbeitrags-
pflichtig) begrenzt; weitere planungs- und ent-
wicklungsbedingte Wertsteigerungen dagegen 
bleiben beim Eigentümer. Das Verfahren ist in 
der Regel zeitaufwendig. Die Kommunen haben 
zudem – ohne zusätzliche vertragliche Regelun-
gen – keinen Einfluss auf die tatsächliche Bau-
realisierung. Dies fördert tendenziell die Hortung 
von Baulücken.

Im Rahmen der freiwilligen Umlegung bieten 
sich durch die Vertragsgestaltung städtebauli-
cher Verträge viele Handlungsoptionen für die 
Kommune (unter anderem Übernahme von ge-
bietsbezogenen Kosten, Flächenabtretung pri-
vater Flächen an die Kommune etc.). Die Kom-
bination des (freiwilligen) Umlegungsverfahrens 
mit städtebaulichen Verträgen eröffnet grund-
sätzlich die Möglichkeit, boden- beziehungswei-
se wohnungspolitische Zielsetzungen zu errei-
chen. Nachteil dieses kooperativen Verfahrens 
ist, dass es abhängig ist von der Mitwirkungsbe-
reitschaft aller Grundstückseigentümer. 
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Zuführung des Baulandes zur vorgesehenen 
Nutzung

Sobald sich das Grundstück im Eigentum der 
Kommune befindet, bieten sich vielfältige Ein-
flussmöglichkeiten der Steuerung zur Erreichung 
der Ziele, die mit der Baulandschaffung verbun-
den sind. So kann sich die Kommune entschei-
den, das Grundstück an den Interessenten mit 
dem geeignetsten Konzept zur Verwirklichung 
ihrer städtebaulichen, sozialen, wohnungs- und 
umweltpolitischen Ziele zu vergeben (Konzept-
vergabeverfahren, Direktvergabe mit Auflagen). 
Auch eine Vergabe an Selbstnutzer zur Bildung 
von Wohneigentum unter Berücksichtigung be-
stimmter soziodemographischer Kriterien ist im 
Zwischenerwerb möglich. Im Gegensatz dazu 
steht die Vergabe des Grundstücks zum Höchst-
preis (Bieterverfahren). 

Eine weitere Möglichkeit besteht in der Verga-
be eines Erbbaurechts am Grundstück durch 
die Kommune, die in diesem Fall Eigentümerin 
bleibt. Im Erbbaurechtsvertrag kann zum Bei-
spiel die Nutzung des Grundstücks festgeschrie-
ben werden und damit bestimmte Zielgruppen 
und Segmente mit Wohnraum versorgt werden. 
Das derzeitig niedrige Zinsniveau und eine damit 
verbundene günstige Kreditfinanzierung macht 
jedoch das Erbbaurecht für den Erbbaurecht-
nehmer aus finanzieller Hinsicht wenig attraktiv. 
Gleichwohl ist die Vergabe von Erbbaurechten 
nach wie vor aus sozialen Überlegungen heraus 
ein gutes Instrument, auch einkommensschwä-
cheren Haushalten die Möglichkeit zu geben, Ei-
gentum zu bilden. Auch behält die Kommune so 
die Möglichkeit, sich langfristig Optionen für die 
Stadtentwicklung zu verschaffen. 

besteht. Ein kommunales Grundvermögen ist 
aber nicht schnell aufzubauen, sondern bedarf 
einer langjährigen Strategie und konsequenten 
Durchführung. 

Nachteile von Zwischenerwerbsmodellen sind die 
zu erbringenden finanziellen Vorleistungen der 
Kommune für den Grunderwerb sowie das Ver-
marktungsrisiko bei der späteren Veräußerung. 
Wie bei allen kooperativen Verfahren ist auch 
beim Zwischenerwerb die freiwillige Mitwirkung 
(Veräußerung) aller Eigentümer erforderlich. 

Für Kommunen mit Haushaltsschwierigkeiten 
bietet sich deswegen die Gründung von Projekt-
gesellschaften an. Auch revolvierende Boden-
fondsmodelle sind eine erfolgreiche Methode für 
eine aktive Bodenvorratspolitik. Hier werden die 
Gewinne aus den Grundstücksverkäufen in den 
Erwerb weiterer Grundstücke investiert.

Privatrechtliche Modelle des Zwischener-
werbs, in der die Kommune entweder selbst 
oder über einen öffentlichen oder privaten Ent-
wicklungsträger die Grundstücke erwirbt, sind 
in der Praxis das Regelverfahren. 

In Ulm ist eine aktive Bodenvorratspolitik bereits 
viele Jahrzehnte in der Stadtgesellschaft veran-
kert. Dort gibt es nur auf kommunalen Flächen 
Baulandentwicklungen auf unbebauten Grund-
stücken. Dazu kauft die Stadt langfristig bislang 
unbeplante Grundstücke auf, um diese im Be-
darfsfall einer Entwicklung zuzuführen. 
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damit verbundenen Bodenwertsteigerung auf. 
Werden diese in der kommunalen Praxis konse-
quent und transparent angewendet, steigt ihre 
Akzeptanz bei allen Marktteilnehmern.

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme

Unter bestimmten rechtlichen Voraussetzungen 
insbesondere bei einem erhöhten Bedarf an 
Wohn- und Arbeitsstätten, zur Errichtung von 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen oder 
zur Wiedernutzung brachgefallener Flächen ist 
die Durchführung der städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahme nach dem Baugesetzbuch mit 
flächendeckendem transitorischen Grunder-
werb zulässig.  

Als öffentlich-rechtliches Modell wird der Zwi-
schenerwerb als städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme (SEM) nach § 165 BauGB durch-
geführt. Die Entwicklungsmaßnahme ist ein 
„koordiniertes Maßnahmenbündel“, das durch 
eine flächendeckende und zeitlich geschlossene 
Planungskonzeption für ein exakt umgrenztes 
Gebiet verwirklicht werden soll. Wie die Stellung 
des § 165 BauGB im Kapitel „Besonderes Städ-
tebaurecht“ verdeutlicht, ist das Instrument der 
Entwicklungsmaßnahme zur Lösung von beson-
deren städtebaulichen Problemen bestimmt und 
setzt einen qualifizierten städtebaulichen Hand-
lungsbedarf voraus. Die Kommune kann mit 
diesem Instrument Grundstücke nicht verkaufs-
williger Eigentümer mobilisieren. Der Ankauf 
der Grundstücke erfolgt zum entwicklungsun-
beeinflussten Wert. Die SEM kann angewendet 
werden, wenn die Gebietsentwicklung von be-
sonderer Bedeutung für die städtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung der Gemeinde ist (zum 
Beispiel ein örtlicher Wohnungsbauschwerpunkt) 
oder – wenn Grundstücke entsprechend der an-

Städtebauliche Verträge 

Als eine weitere Möglichkeit der Baulandent-
wicklung haben sich seit etwa 20 Jahren koope-
rative Baulandmodelle mit städtebaulichen 
Verträgen (§ 11 BauGB) etabliert. Diese können 
mit dem Ziel eingesetzt werden, die Wohnungs-
knappheit zu verringern und einen Beitrag zu 
sozial ausgewogenen Stadtquartieren sowie zur 
Finanzierung der erforderlichen städtebaulichen 
Infrastruktur zu leisten.

Insbesondere bei der Ausgestaltung von kom-
munalen Baulandmodellen nehmen städte-
bauliche Verträge eine wichtige Funktion ein. 
Baulandmodelle bilden das Regelwerk unter 
anderem für den Abschluss städtebaulicher Ver-
träge zur Steuerung der Bodennutzung. Sie ver-
einheitlichen die Vorgehensweise der Kommune 
bei der Baulandentwicklung im Gegensatz zur 
Einzelfallentscheidung und stellen transparente 
Rahmenbedingungen über eine Kostenbetei-
ligung im Zuge der Baurechtschaffung und der 

In Hamburg hat sich bei der Grundstücksvergabe 
das Instrument der Anhandgabe bei sehr komple-
xen Bauprojekten mit oft längerfristigen Entwick-
lungsprozessen erfolgreich bewährt (Wohngrup-
penprojekte, Baugruppen etc.). Dabei erhält der 
künftige Käufer Zeit, nach der Auswahlentschei-
dung, die durch das Nutzungskonzept und ande-
re wichtige Merkmale bestimmt wird, notwendige 
Details zur Bebaubarkeit und Finanzierung sei-
nes Vorhabens vor Abschluss des Kaufvertrages 
zu klären. Die Stadt gibt dem Interessenten die 
Gewähr, dass das Grundstück innerhalb des An-
handgabezeitraums keinem anderen Interessen-
ten angeboten wird. 
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denvorratspolitik und vorhabenbezogenem Zwi-
schenerwerb, um bestimmte Flächenpotenziale 
zu aktivieren und die ganze Palette der Instru-
mente, insbesondere auch die Umlegung sowie 
die Optionen von privatrechtlichen Verträgen zu 
nutzen. In der Bereitstellung, Mobilisierung und 
Steuerung der Baulandentwicklung spielen die 
kooperativen Baulandmodelle mit städtebauli-
chen Verträgen sowie die Konzeptvergaben zur 
Erreichung wohnungs- und stadtentwicklungs-
politischer Ziele eine wichtige Rolle. 

Umsetzung kooperativer Baulandmodelle 
durch städtebauliche Verträge

Kooperative Baulandmodelle unter Anwendung 
städtebaulicher Verträge werden unter woh-
nungspolitischen Gesichtspunkten intensiv dis-
kutiert. Nach dem Vorbild des Münchener Mo-
dells haben sich diese in mehr oder weniger 
individueller Adaption auf verschiedene lokale 
Rahmenbedingungen und Bedarfslagen in vie-
len Kommunen weiter verbreitet oder sind in 
Vorbereitung. Gleichwohl können und sollen sie 
aber nur einen Teil der benötigten Angebotsaus-
weitung leisten und tragen gemeinsam mit an-
deren Verfahren in den Kommunen zur Bauland- 
bzw. Baurechtsschaffung bei. 

Ein wesentlicher Bestandteil städtebaulicher 
Verträge besteht in der Vereinbarung, welche 
Leistungen bzw. Kosten bei der Schaffung von 
neuem oder höherwertigem Baurecht auf Grund-
stücken durch den Grundstückseigentümer aus 
der Bodenwertsteigerung getragen werden 
können (Planungskosten, Erschließung, natur-
schutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen, Folge-
kosten für soziale Infrastruktur etc.). Auch Quo-
ten für sozialen oder preiswerten Wohnungsbau 
und Eigenheimbau können festgelegt werden. 

gestrebten Entwicklung des Landesgebiets oder 
der Region entwickelt werden sollen (zum Bei-
spiel regional bedeutsame Gewerbestandorte). 
Das städtebauliche Vorhaben muss den Charak-
ter einer Gesamtmaßnahme haben, die darauf 
angelegt ist, für einen bestimmten Bereich ein 
Geflecht mehrerer Einzelmaßnahmen über einen 
längeren Zeitraum koordiniert und aufeinander 
abgestimmt vorzubereiten und durchzuführen. 
Bei der SEM darf die Kommune keinen Gewinn 
machen, trägt aber wie beim Zwischenerwerb 
das Risiko der Entwicklungskosten.

Dieses Instrument ist nicht für den Regelfall der 
Bauentwicklung vorgesehen, bietet aber wei-
terreichende Möglichkeiten zur geschlossenen 
Durchführung und umfassenden Finanzierung 
der Baulandentwicklung. Unter gewissen Um-
ständen sind im Rahmen einer städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme Enteignungen unko-
operativer Grundstückseigentümer möglich.

Einordnung und Bewertung der 
vorgestellten Instrumente

Zu den vorgestellten Partialmodellen gibt es der-
zeit keine breite empirische Grundlage zu ihrer 
Anwendung und es fehlen belastbare Erkennt-
nisse dazu, wie hoch die Mengeneffekte aus die-
sen Modellen zu veranschlagen sind. Es besteht 
aber Konsens darüber, dass sie – bis auf die rei-
ne Angebotsplanung – für eine aktive Bauland-
politik grundsätzlich relevant und geeignet sind.

Bei der Auswertung der Praxisbeispiele wurde 
deutlich, dass eine Kombination verschiedener 
Instrumente der Baulandentwicklung möglich 
und sinnvoll ist. Besonders wichtig ist die sys-
tematische Verzahnung von langfristiger Bo-
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Die Steuerungsmöglichkeiten der Kommune bei 
der Baulandentwicklung in kooperativen Ver-
fahren richten sich nach ihrer Verhandlungspo-
sition gegenüber den Grundstückseigentümern 
und ihrem wirtschaftlichen Spielraum. Um die-
sen zu berechnen, ist eine städtebauliche Kal-
kulation unerlässlich. Dies ist für die Kommune 
auch sinnvoll, um anhand der baulichen Ausnut-
zung des Grundstücks über die Festlegung der 
Grundflächenzahl (GRZ) und der Geschoßflä-
chenzahl (GFZ) im städtebaulichen Vertrag den 
Verhandlungsspielraum der Investoren besser 
einschätzen zu können. 

Bei der Anwendung kooperativer Verfahren be-
nötigen Kommunen ausreichende Flächenpo-
tenziale zur Baulandentwicklung um eine gute 
Verhandlungsposition gegenüber den Grund-
stückseigentümern einzunehmen und deren 
Mitwirkungsbereitschaft zu erreichen. Sonst 
können monopolartige Stellungen einzelner Ei-
gentümer die Umsetzung eines solchen Modells 
blockieren. In diesem Zusammenhang wird auf 
die Bedeutung der Flächenausweisung alternati-
ver Standorte für eine Baulandentwicklung in der 
Landesplanung hingewiesen, die ein solches 
Vorgehen in Verhandlungen erst ermöglicht.

Grenzen von kooperativen Baulandmodellen 

Baulandmodelle verknüpfen die kommunale 
Bodenpolitik mit inhaltlichen Zielen (vor allem 
soziale, ökonomische und städtebauliche Zie-
le). Sie sind daher geeignet, einen Beitrag zum 
Ziel des bezahlbaren Wohnens und Bauens zu 
leisten und haben dies in der Praxis mehrfach 
bewiesen. Die untersuchten Beispiele machen 
deutlich, dass mit Baulandmodellen keine aus-
reichenden Mengeneffekte zu erzielen sind. Al-
lein die Angebotsausweitung durch vermehrte 

Um eine Mitwirkungsbereitschaft der Investoren 
und Eigentümer zu schaffen, ist in einigen Bau-
landmodellen (zum Beispiel Stuttgart, München, 
Köln) geregelt, dass mindestens ein Drittel der 
Bodenwertsteigerung beim Planungsbegüns-
tigten verbleibt. Dieser in der Praxis gängige 
Anteil ist bisher noch nicht gerichtlich bestätigt 
(Frage der Angemessenheit der Leistungen und 
Gegenleistungen in städtebaulichen Verträgen 
gemäß § 11 BauGB). Andererseits wird von 
Praktikern angeführt, dass derartige Festset-
zungen nicht notwendig sind. In anderen Woh-
nungsmarktregionen funktioniert der Markt auch 
mit geringeren Margen bei der Baulandentwick-
lung. Darüber hinaus könnte der beim Investor 
verbleibende Anteil der Bodenwertsteigerung 
(Investitionsanreiz) auch innerhalb einer Stadt 
variieren und zum Beispiel am unterschiedlichen 
Bodenpreisniveau ausgerichtet sein. 

Regelungen, die einen gewissen Mindestverbleib 
der Bodenwertsteigerung beim Grundeigentümer 
beinhalten, sind teilweise vorhanden und von den 
Marktteilnehmern akzeptiert. Sie wirken auch in 
geringer Höhe als Investitionsanreiz und stellen 
somit bei den Investoren kein Hemmnis dar. Von 
Investoren wird in diesem Zusammenhang immer 
wieder die Bedeutung verlässlicher, kalkulierba-
rer und transparenter Rahmenbedingungen und 
Regelungen über mehrere Jahre hinweg von der 
Planung bis zur Baufertigstellung unterstrichen. 
Ebenso wichtig ist die konsequente Anwendung 
der Baulandmodelle, um eine Gleichbehandlung 
der Marktteilnehmer zu gewährleisten und damit 
die Akzeptanz des Verfahrens am Markt durch-
zusetzen. Notwendig ist jedoch bei der Ausge-
staltung der Auflagen die Berücksichtigung der 
Gesamtwirtschaftlichkeit des Vorhabens, um ein 
Scheitern zu vermeiden.
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beschlüsse – helfen. Die Stadt Münster hat 
diesbezüglich Vorbildcharakter; hier wurde die 
kooperative Baulandentwicklung zielgerichtet mit 
einer zusätzlichen liegenschaftlichen Partizipa-
tion durch kommunalen Zwischenerwerb ergänzt 
und in einem umfassenden Baulandbeschluss 
zusammengeführt. 

Insgesamt kann beobachtet werden, dass ko-
operative Baulandmodelle eine gewisse Zeit 
brauchen, um preisdämpfend zu wirken und 
dass es zur Etablierung je nach politischer Kon-
stellation eines langen Atems bedarf. 

Von Kritikern der Baulandmodelle wird auch die 
Frage gestellt, ob es tatsächlich möglich sei, ge-
gen den Markt zu agieren und eine Dämpfung der 
Preise zu erreichen. Die Dämpfung des Boden-
preises verbliebe beim Investor und würde nicht 
an den Endkunden weitergegeben. Damit führen 

Baulandausweisung erzeugt einen Mengenef-
fekt, der einen Beitrag zur Entspannung auf dem 
Wohnungsmarkt leistet. 

In der Fachdiskussion wird immer wieder die 
Frage aufgeworfen, ob Baulandmodelle die 
Bau(land)kosten nach oben treiben. Dazu gibt 
es keine empirischen Daten. Auch im Rahmen 
des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und 
Bauen durchgeführte Sensitivitätsanalysen er-
gaben dafür keinen Anhaltspunkt. Eine Verteu-
erung durch Baulandmodelle kann nur in einem 
Marktumfeld eintreten, wenn die Nachfrage dies 
ermöglicht, das heißt wenn der Verkäufer diese 
Kosten an den Käufer weitergeben kann. Eine 
Möglichkeit dies zu lösen, liegt in einer quanti-
tativ ausreichenden Flächenentwicklung durch 
die Bauleitplanung. Dabei kann ein konsequen-
ter Zwischenerwerb und Bodenvorratspolitik 
– eingebettet in baulandpolitische Grundsatz-

Modell
Jahr der 
Einführung

Aufteilung der 
Bodenwert-
steigerung
- Eigentümer
- Gemeinde

Wohnungs-
quote/
Quote 
geförderter 
Wohnungsbau

Kostenüber-
tragung
Planung 
Infrastruktur

Flächenbe-
reitstellung für 
geförderten 
Wohnungsbau

Anwendungs-
voraussetzung

München
SoBoN
1994

1/3
2/3

30 % 66,47 €/m²

max. Boden-
preisanteil
281 €/m² 

Wohnfläche

≥ 20 WE

Köln
KBK
2013

1/3
2/3

30 % 47,00 €/m²

max. Boden-
preisanteil
400 €/m² 

Wohnfläche

≥ 25 WE

Stuttgart
SIM
2011

1/3
2/3

20 %
30 %

100 %
40 %

4 €/m²
unter Markt-

miete
> 450 m² GF

Quelle: Theo Kötter, Vortrag „Kooperative Baulandmodelle“, 25.03.2015 AG Aktive Liegenschaftspolitik im Bündnis für
bezahlbares Wohnen und Bauen, Berlin.

Tabelle 1: Vergleich ausgewählter Baulandmodelle
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schaftlich prosperierenden Regionen zu einem 
Umschwung verbunden mit einer aktiven Neu-
bautätigkeit insbesondere auch im Segment des 
bezahlbaren Wohnraums.

Geförderte Wohnungen bieten den Marktteil-
nehmern, die aus unterschiedlichen Gründen 
Zugangsschwierigkeiten am Wohnungsmarkt 
haben, angemessenen Wohnraum. Es besteht 
jedoch insgesamt ein Bedarf an mehr Wohn-
raum mit Mietpreis- und/oder Belegungsbindun-
gen sowie die Notwendigkeit, das Wohnungs-
angebot auch qualitativ zu verbessern und zu 
ergänzen, zum Beispiel energetisch und alters-
gerecht.

Ausgestaltung und Umsetzung von Zwischen-
erwerbsmodellen

Der Zwischenerwerb kann ein entscheidender 
Schlüssel für eine erfolgreiche Stadtentwick-
lungspolitik sein. Er ist aus kommunaler Sicht ein 
hervorragendes Instrument zur Planumsetzung. 
Ein wesentlicher Grund liegt unter anderem da-
rin, dass privatrechtliche Vereinbarungen „einfa-
cher“ durchzuführen sind als hoheitliche Verfah-
ren (Stichwort: „Normenkontrolle“ etc.). Zudem 
bieten sie den Kommunen größere Spielräume 
und Steuerungsmöglichkeiten bei der Umset-
zung ihrer sozialpolitischen, städtebaulichen und 
ökonomischen Ziele. Aus wohnungspolitischen 
Überlegungen muss die Baulandentwicklung 
durch die Kommune vorangebracht werden. 
Aber es müssen auch entsprechende Flächen 
verfügbar sein, was in manchen Städten wie 
München oder Stuttgart nur sehr begrenzt der 
Fall ist. 

Andererseits soll an dieser Stelle darauf hingewie-
sen werden, dass der Zwischenerwerb noch nicht 

die Maßnahmen ohne deutliche Ausweitung des 
Baulandangebotes nicht zum Erfolg. Somit bleibt 
die Frage, wie man die Dämpfung des Bodenprei-
ses in einem von hoher Nachfrage gekennzeich-
neten Immobilienmarkt erreichen kann. Darüber 
hinaus besteht in einigen städtischen Liegen-
schaftsämtern und Kämmereien aus haushalte-
rischen Gründen durchaus Skepsis gegen eine 
zu starke Angebotsausweitung und Bodenpreis-
dämpfung sowie eine vergünstigte Abgabe eige-
ner Grundstücke. Kommunale Haushälter haben 
den gesamten Haushalt der Stadt im Blick und 
sehen durch die Veräußerung eigener Liegen-
schaften eine gute Einnahmemöglichkeit – auch 
um aus den Erlösen andere Aufgaben finanzieren 
zu können.

Kooperative Baulandmodelle wirken bei neuen 
Bebauungsplänen beziehungsweise der Än-
derung von bestehenden Baurechten mit einer 
einhergehenden deutlichen Wertsteigerung zum 
Beispiel durch Erhöhung der baulichen Dichte 
oder Nutzungsänderungen.

Kooperative Baulandmodelle mit Anteilen für den 
geförderten beziehungsweise preisgünstigen 
Wohnungsbau haben eine wichtige Funktion. 
Ohne Baulandmodelle wären zum Beispiel in 
München keine zusätzlichen 10.000 geförderten 
Wohnungen entstanden. Sie sind aber Knapp-
heitsmodelle, die versuchen mit dem Mangel an 
Bauland umzugehen und bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen. Der Großteil der neu errichte-
ten Wohnungen entsteht im freifinanzierten Markt. 
Ehemals gemeinnützige Wohnungsunternehmen 
hatten sich in den letzten Jahren weitgehend aus 
dem geförderten Wohnungsbau zurückgezogen. 
Die verbleibenden Wohnungsbautätigkeiten fan-
den vor allem auf dem frei finanzierten Markt im 
Eigentumssegment statt. Erst seit kurzem kommt 
es aufgrund von Wohnungsknappheit in wirt-
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rerseits für den Verkäufer einen Anreiz zum Ver-
kauf des Grundstücks darstellen. Ein aus Sicht 
des Verkäufers angemessenes Bodenpreis-
niveau kann einen Anreiz zum Verkauf an die 
Kommune schaffen und damit zur Mobilisierung 
von Grundstücken beitragen. Die Akzeptanz der 
Grundstückseigentümer zur Zustimmung beim 
Zwischenerwerb kann darüber hinaus durch 
Beteiligungsmodelle an der Bodenwertsteige-
rung erhöht werden. Dies kann dann auch dazu 
beitragen, dass zunächst ein niedriger Grund-
stückspreis von den Verkäufern akzeptiert wird. 
Nach Abschluss der Baulandentwicklung wer-
den die Verkäufer nach Abzug der Planungs-, 
Entwicklungs- und Folgekosten an der verblei-
benden Wertschöpfung beteiligt. Dieses Vorge-
hen ist in der Praxis jedoch kaum verbreitet.

Grundsätzlich muss sich die Kommune bei der 
Baulandentwicklung entscheiden, wer von der 
Bodenwertsteigerung profitieren soll: der Altei-
gentümer, der neue Erwerber, um bezahlba-
ren Wohnraum realisieren zu können, oder die 
Kommune selbst. So ist es in privatrechtlichen 
Kaufverträgen möglich, als Eigentümerin dif-
ferenzierte Verkaufspreise für Grundstücke für 
unterschiedliche Zielgruppen beziehungswei-
se für verschiedene Segmente anzuwenden 
(Baugruppen, preisgünstigen Eigenheimbau für 
einkommensschwächere Familien, geförderten 
Mietwohnungsbau).

Aus der Praxis gibt es folgende Hinweise im 
Hinblick auf die praktische Umsetzung von Zwi-
schenerwerbsmodellen: Wenn sich die Stadt 
entschließt, sich in einem Stadtteil stärker zu 
engagieren und die Ankaufpolitik öffentlich wird, 
hat dies Wirkungen auf den lokalen Immobilien-
markt und die Preise steigen. Dies erschwert im 
Folgenden die Politik für bezahlbares Wohnen 
und Bauen. Eine Möglichkeit dem zu begegnen, 

garantiert, dass bezahlbarer Wohnraum entsteht. 
Dazu müssen bestimmte Grundstücke von Lie-
genschaftsämtern auch zu günstigeren Preisen 
für preisgünstigen Wohnungsbau zur Verfügung 
gestellt werden. Dies kann auf mehreren Wegen 
geschehen: So stehen in der kommunalen Pra-
xis Direktvergaben, Konzeptvergaben oder auch 
Entwicklungsträgermodelle (siehe unten) neben-
einander. Die Direktvergabe von Grundstücken 
ist durchaus relevant und kann sinnvoll sein, 
wenn auf diese Weise in einer bestimmten bau-
lichen und räumlichen Situation gezielt einzelne 
Akteure Wohnraum schaffen wollen oder sollen.

Zunächst sind jedoch die Zielkonflikte in den 
Kommunen zwischen Höchstpreisvergabe zur 
Haushaltskonsolidierung und Konzeptverga-
beverfahren nach wohnungs- und sozialpoliti-
schen Kriterien abzuwägen und zu entschei-
den. Rein haushalts- und vergaberechtlich sind 
Konzept- bzw. bedingte Vergaben möglich, bei 
denen Grundstücke nicht vordringlich nach 
dem Höchstpreis oder Verkehrswert, sondern 
nach bestimmten Kriterien vergeben werden, 
bei denen der Boden dann einen bestimmten, 
niedrigeren Wert hat. So können Grundstücks-
kaufpreise, die für Zwecke der sozial orientier-
ten Förderung von Wohnraum abgegeben wer-
den, unter Beachtung der EU-beihilferechtlichen 
Bestimmungen ermäßigt werden. Diese dürfen 
dann unter bestimmten Voraussetzungen direkt 
an besonders Berechtigte zu einem durch Gut-
achten festgelegten Wert veräußert werden. In 
der Praxis gelten für diese Grundstücke lang-
fristige Miet- und Belegungsbindungen zur Wah-
rung einer beihilfekonformen Nutzungsart. 

Schwierigkeiten beim Zwischenerwerb bereitet 
die Bestimmung des Ankaufspreises, zu dem 
die Kommune das Grundstück erwirbt. Dieser 
soll einerseits nicht überhöht sein und ande-
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schließungs- und Projektgesellschaften bis hin 
zu regional oder bundesweit tätigen Stadtent-
wicklungs- und Projektgesellschaften. Ein weite-
rer Vorteil entsteht durch das Agieren außerhalb 
der behördlichen Verordnungen und Normen, 
was eine höhere Flexibilität garantiert. Über die 
Vertragsgestaltung mit dem Entwicklungsträger 
kann die Kommune ihre mit der Baulandentwick-
lung verbundenen Ziele festlegen (Vorgaben 
zum geförderten Wohnungsbau, Wohnformen, 
Differenzierung der Grundstückspreisgestaltung 
je nach Zielgruppe etc.).

Bezüglich der Ausprägungen der Trägermodelle 
existieren verschiedene Varianten. Ist der Träger 
auf dem Gebiet der Baulanderschließung tätig, 
obliegen ihm die Steuerung der notwendigen 
Planungen und die Herstellung der Erschlie-
ßungsanlagen. Dabei decken sie durch deren 
Finanzierung die zeitliche Lücke zwischen Anfall 
der Kosten und den späteren Einnahmen aus 
Beiträgen, Gebühren und eventuellen Zuschüs-
sen. Zum Abschluss werden die Erschließungs-
anlagen einschließlich der dazu gehörenden 
Grundstücke auf die Gemeinde übertragen und 
die Maßnahme mit der Kommune abgerechnet.

Eine weitere Variante ist das so genannte 
„Grunderwerbsmodell“. Dabei wird nach einem 
entsprechenden Beschluss ein Geschäftsbe-
sorgungsvertrag mit dem Träger geschlossen, 
der als kreditähnliches Rechtsgeschäft von der 
Rechtsaufsichtsbehörde zu genehmigen ist. Der 
Träger kauft dann im Folgenden die Grundstücke 
im Auftrag der Kommune. Für den Erwerb der 
Grundstücke beschafft er im eigenen Namen die 
nötigen Kredite und wickelt nach der Parzellie-
rung der Grundstücke den Verkauf komplett für 
die Kommune ab. Nach Abschluss des Projekts 
erhält die Kommune eine detaillierte Aufstellung 
mit allen Kosten und Einnahmen. Es besteht au-

besteht in einer nachhaltigen Bodenvorratspoli-
tik, durch die ein langfristiger Einfluss auf den 
lokalen Boden- und Wohnungsmarkt möglich ist. 

Der Zeithorizont des Grunderwerbs dauert bei 
größeren Gebieten etwa anderthalb Jahre, bei 
kleineren Gebieten lediglich ein halbes Jahr. 
Dies gilt unter der Voraussetzung, dass die Ei-
gentümer bereit sind, ihr Grundstück an die 
Stadt zu veräußern. Zum Teil verzögert sich der 
Erwerbsprozess aufgrund einzelner Eigentümer, 
die nicht verkaufsbereit sind. Dann kann sich der 
Prozess auch über einen längeren Zeitraum hin-
ziehen. Wenn der Erwerbsprozess ins Stocken 
kommt, realisieren Kommunen geplante Ent-
wicklungsgebiete in mehreren Abschnitten zeit-
lich nacheinander. Auch die amtliche Umlegung 
kann zur Lösung beitragen. 

Grundsätzlich ist die Gleichbehandlung aller 
betroffenen Eigentümer wichtig. Wenn mit ei-
nem Eigentümer höhere Preise vereinbart wer-
den, müssen diese auch allen anderen gewährt 
werden, mit denen bereits verhandelt wurde. 
Dadurch soll ein abwartendes Verhalten der 
Eigentümer auf einen besseren späteren Ver-
kaufszeitpunkt verhindert werden.

Entwicklungsträgermodelle 

Wenn der Zwischenerwerb aus finanziellen 
Gründen nicht über den kommunalen Haushalt 
möglich ist, bietet sich die Möglichkeit mit pri-
vaten oder öffentlichen Trägergesellschaften zu 
arbeiten. Baulandentwicklung durch Projektent-
wicklungsgesellschaften („Trägermodelle“), die 
von den Gemeinden beauftragt werden, reichen 
von kommunal- und landesbeteiligter Grund-
stücks- beziehungsweise Entwicklungsgesell-
schaften und Heimstätten über kleine lokale Er-
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Als Investorenmodell erwirbt der Träger die 
Grundstücke im Gebiet. In einem städtebauli-
chen Vertrag werden die Standards der Bauleit-
planung geregelt und es wird festgelegt, welche 
Leistungen zur Erreichung der Entwicklungszie-
le vom Träger und der Kommune zu erbringen 
sind. Das kaufmännische Risiko und der wirt-
schaftliche Erfolg liegen dabei vollumfänglich 
beim Träger.

Trägermodelle werden nicht ausschließlich mit 
dem Ziel umgesetzt, bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen, vielmehr zielen diese häufig auch auf 
den mittleren Preisbereich bei der Eigentums-
bildung.  

ßerdem meist die Möglichkeit des Grundstücks-
verkaufs zu einem Gesamtpreis einschließlich 
der Erschließungskosten. Grundlage hierfür ist 
eine Ablösevereinbarung zwischen der Projekt-
entwicklungsgesellschaft und der Kommune für 
alle Grundstücke.

Eine weitere Variante des Zwischenerwerbs in 
Zusammenarbeit mit einer Projektentwickungs-
gesellschaft ist, dass nicht die Gesellschaft, 
sondern die Kommune selbst die Grundstücke 
erwirbt. Die Gesellschaft bezahlt dann die Kauf-
preise und alle Nebenkosten (reines Dienstleis-
ter Modell).
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Im Rahmen des Fachdiskurses der AG Aktive 
Liegenschaftspolitik des Bündnisses für bezahl-
bares Wohnen und Bauen wurden von Kommu-
nalvertretern und Entwicklungsträgern verschie-
dene liegenschaftspolitische Instrumente zur 
Baulandentwicklung anhand von Beispielen aus 
der Praxis vorgestellt. Diese und weitere gute 
Projektbeispiele werden leicht verständlich dar-
gestellt. Die Auswahl der Beispiele erfolgte mit 
dem Ziel, verschiedene relevante Handlungsfel-
der und Instrumente für unterschiedliche Stadt-
typen und lokale Flächenkonstellationen aufzu-
zeigen.

In den Beschreibungen sind eingangs kurz 
der lokale Hintergrund und der relevante woh-
nungs- beziehungsweise liegenschaftspolitische 
Kontext dargestellt. Anschließend erfolgt eine 
Erläuterung der baulandpolitischen Zielsetzun-
gen sowie die beispielhafte Darstellung des je-
weiligen konkreten Instruments zur Baulandbe-
reitstellung und -aktivierung.

Es folgt eine kurze Beschreibung des ausge-
wählten Instrumentes anhand verschiedener 
Merkmale. Dazu gehören im Wesentlichen die 
Vereinbarung von Kostenübernahmen und Bau-
verpflichtungen, um einen zügigen Planvollzug 
zu erreichen, eine Kopplung mit der Wohnraum-
förderung (insbesondere bei Modellen mit einem 
Anteil an geförderten Wohnungen) sowie der 
räumliche Geltungsbereich. Bei der Beschrei-
bung von Quotenregelungen werden diese le-
diglich in den Grundzügen dargestellt. Mögliche 
Ausnahmeregelungen und Schwellen des Wert-
verbleibs für Investoren werden in ihren Grund-
zügen skizziert. 

Untersucht wurde darüber hinaus die Wirksam-
keit der jeweiligen Instrumente: Deren Beitrag 
zur Schaffung oder Mobilisierung von Baurech-
ten und Wohnungen, gegebenenfalls Hinweise 
zur Akzeptanz der Marktteilnehmer, mögliche 
Effekte auf den lokalen Bauland- und Woh-
nungsmarkt (zum Beispiel im Sinne einer Preis-
dämpfung), die zeitliche Dauer des jeweiligen 
Verfahrens zur Baulandschaffung, sowie die An-
zahl der realisierten Fälle durch das beschriebe-
ne Instrument.

Im einführenden Beispiel der sozialgerechten 
Bodennutzung in Münster steht die Darstellung 
der aufeinander abgestimmten Instrumente ei-
ner kommunalen boden- und liegenschaftspo-
litischen Gesamtstrategie im Fokus. Hier wird 
gezeigt, wie Kommunen wohnungs- und sozial-
politische Ziele operativ mit boden- und liegen-
schaftspolitischen Instrumenten umsetzen. In 
den sich anschließenden Beispielen wird je ein 
wesentliches Instrument aus der Gesamtstrate-
gie der untersuchten Städte herausgegriffen und 
genauer erläutert. In der Praxis fand sich keine 
Kommune, in der lediglich ein einzelnes Instru-
ment angewendet wird. Im Rahmen von städti-
schen Gesamtstrategien werden verschiedene 
bodenpolitische Instrumente angewendet. Da-
bei werden die Instrumente von der Politik und 
Verwaltung anhand der lokal spezifischen Woh-
nungs- und Bodenmarktsituation gewählt.

Kommunalverwaltungen und politische Gremien 
entwickeln die eingesetzten Instrumente konti-
nuierlich fort, um Verfahren zu optimieren und 
an aktuelle Bedarfe vor Ort anzupassen. Inso-
fern stellen die gezeigten Beispiele den Stand 
der Recherche Ende 2016 dar.

Teil 2 – Liegenschaftspolitische Instrumente in der Praxis
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Münster

Münsteraner Modell der 
sozialgerechten Bodennutzung

↑ 	 Neubaugebiet auf ehemaliger Baumschulfläche, Mühlhäuser Straße 4 
	 © Stadt Münster, Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung, Verkehrsplanung
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Die Einwohnerzuwächse der Stadt Münster 
haben zu einem hohen Nachfragedruck so-
wie einer Wohnungsknappheit, vor allem in in-
nerstädtischen Stadtteilen, geführt. Steigende 
Mieten und Grundstückspreise führten zu Ver-
drängungstendenzen von Haushalten, die diese 
Kosten nicht mehr tragen konnten. Die Preise 
für unbebaute, baureife Grundstücke für den 
individuellen Wohnungsbau in Münster sind im 
Jahr 2015 gegenüber 2014 um etwa 15 Prozent 
gestiegen. Ebenfalls deutlich gestiegen sind die 
Preise für Einfamilienhäuser (+ 4 Prozent) und 
Mehrfamilienhäuser (+ 8 Prozent).3 Im gesamten 
Zeitraum 2006 bis 2015 sind die Durchschnitts-
preise für Einfamilienhäuser in Münster um etwa 
30 Prozent gestiegen.4 

Die Stadtentwicklung in Münster war in den zu-
rückliegenden Dekaden sowohl auf den regional 
stark ausgeprägten individuellen Eigenheimbe-
reich, als auch auf eine aktive Innenentwicklung 
ausgerichtet. Seit Beginn der 90er Jahre wur-
den neue Baugebiete mit alternativen Verfahren 
zur sogenannten „reinen Angebotsplanung“ der 
Baulandbereitstellung entwickelt. Drei zentrale 
Instrumente standen dabei im Fokus. Zum einen 
der vorausschauende kommunale Grunderwerb, 
das so genannte Partizipationsmodell. Darüber 
hinaus erfolgte in der Konversionsphase der 
1990er Jahre die Inanspruchnahme des so ge-
nannten Rabattierungsmodells für den Erwerb 
bzw. die wohnungsbauliche Entwicklung von 
Bundes- oder Landesliegenschaften. Als drittes 
Instrument erfolgte die Liegenschaftsaktivierung 
von Eigentümern auf freiwilliger Basis nach den 
Prinzipien der Städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahme („Als ob-Maßnahme“).

3	 Grundstücksmarktbericht 2016 der Stadt Münster, S. 10.
4	 Grundstücksmarktbericht 2016 der Stadt Münster, S. 38.

Die hohe Dynamik der letzten Jahre erforderte 
aber eine partielle Neuausrichtung und Akzen-
tuierung der Baulandentwicklung. Die derzeitige 
Wohnungsmarktsituation hat ihre Ursache auch 
darin, dass kein ausreichendes Angebot an bau-
reifen Grundstücken besteht, die zur richtigen 
Zeit, in der richtigen Lage und zu einem ange-
messenen Preis auch tatsächlich zur Verfügung 
stehen. Damit funktioniert der Wohnungsmarkt 
nicht mehr sozialgerecht. 

Mit dem Baulandbeschluss zur sozialgerechten 
Bodennutzung in Münster im April 2014 wird die 
Baulandentwicklung und das Wohnbaulandma-
nagement stärker auf die gemäß Handlungs-
konzept Wohnen wichtigen und angesichts der 
aktuellen Wohnungsmarktsituation notwendigen 
wohnungs- und sozialstrukturellen Ziele ausge-
richtet. Es verbindet bislang vorhandene Strate-
gien der Stadt („Handlungsprogramm Wohnen“, 
„Baulandprogramm 2005“) und bindet diese in 
ein langfristiges operatives Mengengerüst ein. 
Der Wohnungsmarkt soll durch eine neu auszu-
richtende effektive, vorausschauende kommu-
nale Boden- und Liegenschaftspolitik unterstützt 
werden. Die wohnungspolitischen Ziele der 
Stadt sind unter anderem breiten Schichten der 
Bevölkerung den Zugang zum Wohnungsmarkt 
zu gewährleisten, das Angebot an barrierefreien, 
freifinanzierten Wohnungen auszuweiten und 
das Vermeiden von Pendlerströmen und Ver-
drängung ins Umland.

Zur Entlastung der Wohnungsmarktsituation 
hat die Stadt eine jährliche Zielgröße von 2.000 
Wohneinheiten bis zum Jahr 2020 beschlossen. 
Davon sollen mindestens 300 Wohneinheiten im 
geförderten Wohnungsbau errichtet werden. Ne-
ben einer ausreichenden planerischen Flächen-
ausweisung ist entscheidend, dass die beplan-

Teil 2 – Liegenschaftspolitische Instrumente in der Praxis
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te und Flächen eingeführt, bei denen die Stadt 
die Entwicklung bis zur Baureife aktiv begleitet. 
Nicht berücksichtigt werden dabei kurzfristig re-
alisierbare Potenziale der „spontanen Bautätig-
keit“ außerhalb von Baugebieten, da diese von 
der Stadt nicht genau ermittelt werden können. 
Durch das Monitoring kann überprüft werden, 
ob das Angebot an baureifen Baulandreserven 
noch den qualitativen und quantitativen Anfor-
derungen entspricht. Die Stadt Münster hat in 
den vergangenen Jahren in erheblichem Um-
fang neue Baugebiete erschlossen. Die baurei-
fen Reserven in Baugebieten lagen Ende 2015 
bei rund 2.950 Wohneinheiten (WE). Davon be-
fanden sich 1.235 WE in der Umsetzung, 772 
in der Vorbereitung bzw. Vermarktung und für 
947 WE war der Umsetzungs- beziehungsweise 
Vermarktungsstand nicht bekannt. Der Vorrat an 

ten Flächen verfügbar sind, mobilisiert werden 
können und der Bebauung unter Wahrung der 
Münsteraner Wohnungsmarktziele erfolgt. Dafür 
kommt im Münsteraner Baulandmodell der so-
zialgerechten Bodennutzung das bestehende 
boden- und städtebaurechtliche Instrumentari-
um konsequent zum Einsatz und verschiedene 
liegenschaftspolitische Ansätze werden zielge-
richtet miteinander kombiniert. 

Baulandreserven und Baulandmonitoring

Die Sicherstellung eines ausreichenden Ange-
bots an baureifem Wohnbauland ist eine zent-
rale Aufgabe der Stadt im Rahmen der kom-
munalen Wohnungspolitik. Die Stadt Münster 
hat dafür ein Baulandmonitoring für Baugebie-

↑	 Neubau auf einer ehemaligen Gewerbefläche, Quartier Werlandstraße 4 
	 © Stadt Münster, Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung, Verkehrsplanung
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anderem das ehemalige TÜV-Areal entwickelt. 
Dort werden bis 2018 170 Wohneinheiten errich-
tet werden, davon 95 öffentlich geförderte Woh-
nungen und 78 Eigentumswohnungen. 

Vergabepraxis städtischer Grundstücke

Bei der Vergabe von Mehrfamilienhaus-Grund-
stücken gibt es seit der Einführung des Mo-
dells der sozialgerechten Bodennutzung eine 
Abkehr vom Höchstgebotsverfahren. Stattdes-
sen erfolgen Ausschreibungen in der Regel 
zum Verkehrswert unter der Berücksichtigung 
städtischer Zielvorgaben. So hat die Stadt das 
Konzept „Gebot auf Startmiete“ entwickelt. Da-
bei wird eine kalkulatorische Startmiete von der 
Stadt als Zielvorgabe ermittelt und als Vermark-
tungs- und Preisfestsetzungsbeschluss durch 
politische Gremien beschlossen (möglichst für 
alle städtischen Mehrfamilienhaus-Grundstücke 
je Baugebiet). Es werden Startmieten für unter-
schiedliche Einkommensgruppen im geförderten 
Wohnungsbau sowie für freifinanzierte Wohnun-
gen vorgegeben. Darüber hinaus gibt die Stadt 
Konzepte zur Quartiersentwicklung vor, in denen 
Aussagen zu Zielgruppen und Wohnungsmix 
gemacht werden. Die bisherigen Vergabefälle 
zeigen, dass es den Investoren möglich ist, auch 

baureifen Flächen in Baugebieten in Münster soll 
dem Vierfachen des durchschnittlichen Bauland-
verbrauchs der letzten fünf Jahre entsprechen. 
Im Ergebnis sollen mittelfristig jährlich 2.000 WE 
zur Baureife entwickelt werden.

Darüber hinaus entwickelt die Stadt Münster in 
sehr großem Umfang Konversionsflächen auf 
militärischen Liegenschaften (Yorck-Kaserne, 
Oxford-Kaserne). Dabei sollen die wohnungs-
politischen Ziele der Stadt beachtet werden. Bei 
der Entwicklung des neuen York-Quartiers soll 
ein lebendiges Quartier mit etwa 1.800 Wohnun-
gen entstehen. Im Jahr 2017 soll das Bebau-
ungsplanverfahren abgeschlossen sein. In etwa 
zeitgleich wird das Oxford-Quartier mit 1.100 
Wohnungen entwickelt.

Zudem werden zahlreiche innerstädtische 
Brachflächenstandorte einer Neubebauung mit 
Wohnraum zugeführt. Dabei wird in der Regel 
eine Mischung von Eigentums- und Mietwoh-
nungen sowie eine Mischung von frei finanzier-
ten und geförderten Wohnungen umgesetzt und 
auch auf die Versorgung besonderer Bedarfs-
gruppen hingewirkt (ältere Menschen, Obdach-
lose, Flüchtlinge etc.). Eine zentrale Rolle spielt 
dabei die kommunale Wohnungsgesellschaft 
„Wohn und Stadtbau GmbH“, die derzeit unter 

Teil 2 – Liegenschaftspolitische Instrumente in der Praxis
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geforderte Startmiete 
Stadt

eingereichte Startmieten 
von Investoren

Startmiete freifinanziert 9,50 € unter 6,80 €

Startmiete gefördert EK-Gr. B 7,15 € unter 6,30 €

Startmiete gefördert EK-Gr. A 6,25 € unter 5,60 €

Quelle: Matthias Peck, Stadt Münster, Vortrag ifs – Wohnungspolitisches Forum, 29.11.2016.

Tabelle 2: Beispiel eines Konzeptvergabeverfahrens der Stadt Münster „Gebot auf Startmiete“
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durch den vermehrten Ankauf von Wohnbau-
land, die Schaffung von Planungsrecht sowie 
die erhöhten Quoten des öffentlich geförderten 
beziehungsweise förderfähigen Wohnraums ei-
nen erhöhten Bedarf organisatorischer und per-
soneller Ressourcen in der Verwaltung erfordert.

Fazit

Die Stadt Münster betreibt strategisch angelegt 
und konsequent die Umsetzung einer sozial-
gerechten Bodennutzung. Von der Bindung und 
Beteiligung der privaten Eigentümer, Bauland-
entwickler und Investoren an der Baulandent-
wicklung über den Einsatz eines revolvierenden 
Bodenfonds bis zur Berücksichtigung zusätz-
licher personeller und finanzieller Ressourcen 
bildet die Stadt ein sehr gutes Beispiel für eine 
konsequente aktive Liegenschaftspolitik für be-
zahlbares Wohnen und Bauen. Außerdem wer-
den verschiedene Zielgruppen adressiert, indem 
nicht nur der geförderte Mietwohnungsbau im 
Mittelpunkt steht, sondern auch preiswerte Ei-
genheimgrundstücke auf den Markt kommen, 
um die Eigentumsbildung einkommensschwä-
cherer Haushalte zu unterstützen.

Mit den beschlossenen Verfahrensgrundsätzen 
sind wesentliche Voraussetzungen zur Errei-
chung der Zielvorgaben im geförderten Woh-
nungsbau geschaffen. Darüber lassen sich auch 
Belegungsrechte zur Sicherung bezahlbarer Mie-
ten generieren. Zugleich etabliert die Stadt Müns-
ter damit ein Steuerungsinstrument, mit dem eine 
gewünschte räumliche Verteilung des geförder-
ten Wohnungsangebotes erreicht werden kann.

Die in Abbildung 3 skizzierte Verfahrensstruktur 
wird anschließend erläutert.

Mieten deutlich unterhalb der geforderten Start-
miete der Stadt anzubieten. 

Neben dem Grundstückspreis und der Startmiete 
soll auch eine von der Stadt Münster vorgegebe-
ne Konzeptqualität ein wichtiges Entscheidungs-
kriterium für die Grundstücksveräußerungen 
sein. Projektbezogen können Vorgaben zur städ-
tebaulichen und gestalterischen Qualität, zur be-
darfsorientierten Angebotsausweitung zugunsten 
bestimmter Zielgruppen und Wohnformen sowie 
insbesondere zur nachhaltigen Quartiersent-
wicklung gemacht werden. Ein weiteres Ziel ist 
es, im Bereich der Mehrfamilienhausgrundstücke 
mit moderaten Preisen dämpfend auf den Grund-
stücks- und Wohnungsmarkt einzuwirken.

Revolvierender Bodenfonds

Als ein weiteres wesentliches Instrument hat der 
Rat die Einrichtung eines revolvierenden Boden-
fonds beschlossen, der für eine nachhaltige Fi-
nanzierung und Transparenz sorgt. Dieser dient 
dazu, Grundstücke zu kaufen, zu entwickeln und 
zu verkaufen. Der Verkauf der Grundstücke er-
folgt dabei unter Berücksichtigung der Finanzie-
rung der Flächenentwicklung, so dass die Kos-
ten für den Ankauf, die Zwischenfinanzierung, 
die Planung und Vermarktung sowie für anfallen-
de Personal- und Sachkosten refinanziert wer-
den. Die Kosten für den Grunderwerb und die 
Baureifmachung werden vom Bodenfonds finan-
ziert. Die Erlöse aus den Grundstücksverkäufen 
fließen dem Fonds zu.

Einplanung von zusätzlichen Ressourcen

Die Stadt ist sich bewusst, dass die Umsetzung 
der sozialgerechten Bodennutzung in Münster 
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Abbildung 3: Verfahrensstruktur Baulandentwicklung Münster Innenbereich und Außenbereich
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Quelle: Andreas Nienaber, Vortrag „Modell der sozialgerechten Bodennutzung Münster“, 20.05.2015 AG Aktive Liegenschafts-
politik im Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen, Berlin.

Zielsetzung

deren Flächen Wohnbauentwicklungen stattfin-
den, durch entsprechende Bindungen und Kos-
tenbeiträge an der Erreichung der wohnungs- 
und sozialpolitischen Ziele beteiligt werden. Die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum ist da-
bei von zentraler Bedeutung.

Das Münsteraner Modell der sozialgerechten 
Bodennutzung wurde im April 2014 beschlossen 
und verfolgt im Wesentlichen zwei Ziele. Zum ei-
nen soll der Bau öffentlich geförderter Wohnun-
gen deutlich verstärkt werden und zum anderen 
sollen die privaten Grundstückseigentümer, auf 
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Regel § 34 BauGB) nur dann, wenn der Vorha-
benträger die wohnungspolitischen Zielsetzun-
gen der Stadt anerkennt (unter anderem 30 Pro-
zentanteil öffentlich geförderte Wohnungen im 
Mehrfamilienhaussegment) und dies im Rahmen 
eines Städtebaulichen Vertrages vereinbart. Da-
rüber hinaus verpflichtet sich der Vorhabenträ-
ger, die Errichtung der Wohnfolgeeinrichtungen, 
zum Beispiel Kitas, Straßen, Wege Plätze, Grün 
zu übernehmen. 

Kann eine anteilige Errichtung von gefördertem 
Wohnraum im Mehrfamilienhaus an der jeweili-
gen Stelle im Innenbereich nicht realisiert wer-
den, so ist vom Baulandentwickler an anderer 
Stelle der Stadt eine entsprechende Menge von 
gefördertem Mietwohnraum sowie von förderfä-
higem Wohnraum beizubringen.

Im Rahmen einer besonderen kommunalen 
Selbstverpflichtung wird auf städtischen Grund-
stücken für den Bereich der Mehrfamilienhaus-
bebauung ein Zielwert von 60 Prozent der 
entstehenden Nettowohnfläche zur anteiligen 
Errichtung von gefördertem Mietwohnraum fest-
gelegt. Bei Grundstücksveräußerungen durch 
die Stadt im Einfamilienhaussegment gelten die 
Richtlinien zur Förderung der Eigentumsbildung 
für breite Bevölkerungskreise der Stadt Münster. 
In den Richtlinien werden verschiedene Fakto-
ren, wie zum Beispiel die Anzahl der Kinder, die 
Einkommenshöhe, der Arbeits- und Wohnort, 
etc. berücksichtigt.

Für die private Baulandentwicklung im Einfa-
milienhaussegment im Innenbereich gilt die 
Vorgabe, dass 30 Prozent des Nettobaulandes 
nach Maßgabe der städtischen Vergabericht-
linien zu veräußern sind. 

Das Münsteraner Modell der sozialgerechten 
Bodennutzung ist eine Abkehr von der Angebots-
planung hin zur kooperativen Bedarfsplanung mit 
folgenden Prämissen:
•	 Steuerungsmöglichkeiten über Eigentümer-

funktion (Umsetzung wohnungs- und sozial-
politischer sowie städtebaulicher Zielsetzun-
gen, etc.).

•	 Verhandlungen mit Eigentümern beziehungs-
weise Investoren vor Planung (Außenbereich 
Partizipationsmodell/Innenbereich städtebau-
liche Verträge).

•	 Gerechte Verteilung der Kosten zwischen Ei-
gentümer und Stadt.  

•	 Verzicht der Eigentümer auf vollen Planungs-
mehrwert, dadurch preisdämpfende Wirkung 
auf Grundstückspreise. 

•	 nachhaltige Finanzierung und Transparenz 
durch revolvierenden Bodenfonds.

Zu den Grundsätzen des Münsteraner Bauland-
modells der sozialgerechten Bodennutzung ge-
hört, dass städtebauliche Planungen oder Än-
derungen des vorhandenen Baurechts für den 
Bau neuer Wohnungen nur unter bestimmten 
Voraussetzungen erfolgen. Dabei gelten un-
terschiedliche Regelungen für Einfamilien- und 
Mehrfamilienhäuser sowie für den Innen- und 
Außenbereich. 

Im Außenbereich wird nur dann Baurecht ge-
schafften, wenn die Stadt zuvor mindestens 
50 Prozent der Flächen erwerben konnte zu ei-
nem Preisniveau vor Einsetzen der Planung (lie-
genschaftliche Partizipation). Anderenfalls wird 
das Projekt zurückgestellt.

Im Innenbereich erfolgt eine Änderung bezie-
hungsweise Anpassung des Baurechts (in der 

Beschreibung
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Wirksamkeit

Das Modell der sozialgerechten Bodennutzung 
Münster besteht seit 2014. Nach einer ersten An-
laufphase ist aus liegenschaftlicher Sicht zu er-
kennen, dass die Ankaufsverhandlungen für den 
Erwerb von Flächen nach § 35 BauGB nicht we-
sentlich länger dauern als vor der Einführung des 
Modells der sozialgerechten Bodennutzung. Im 
Durchschnitt werden ungefähr 18 Monate für den 
Ankauf benötigt. In diesem Zeitraum sind die ei-
gentlichen Verhandlungen mit den Grundstücks-
eigentümern/Investoren unter Einbeziehung von 
weiteren Beteiligten enthalten (zum Beispiel 
Steuerberater, Notar, etc.) sowie die Einholung 
der Zustimmung der politischen Gremien zum 
Ankauf der Flächen und die Beurkundung des 
Grundstückskaufvertrages. Aus dem vorgenann-
ten Zeitrahmen wird ersichtlich, dass jetzt die 
ersten Flächen nach § 35 BauGB in die Entwick-
lung gehen und daher noch keine Wohngebäude 
mit öffentlich geförderten Anteil errichtet wurden. 

Im Bereich der Flächen, die nach § 34 BauGB 
im Innenbereich entwickelt werden, ist kein städ-
tischer Erwerb von Flächenanteilen vorgese-
hen. In diesem Bereich ist nach der Einführung 
der SoBoMünster in Zusammenarbeit zwischen 
dem Amt für Wohnungswesen sowie dem Amt 
für Stadtentwicklung, Stadtplanung, Verkehrs-
planung ein erster Durchführungsvertrag mit ei-
nem Investor abgeschlossen worden. Von den 
vorgesehenen 160 Wohneinheiten sollen 30 
Prozent öffentlich geförderter sowie 30 Prozent 
förderfähiger Wohnraum errichtet werden. In 
diesem Vertrag wurden erstmalig konkretisieren-
de Sicherungsvereinbarungen (grundbuchliche 
Dienstbarkeit kombiniert mit Vertragsstrafen) 
vereinbart.

Im Bericht zur Wohnbauentwicklung der Stadt 
Münster wird die geplante Baureife auf konkre-
ten Grundstücken pro Jahr dokumentiert und mit 
Eigentumsverhältnissen und Planungsreife hin-
terlegt. Demnach sind 2014 1.450 Wohnungen 
und 2015 1.380 Wohnungen errichtet worden. 
Mehr als drei Viertel der fertig gestellten Woh-
nungen befanden sich in Mehrfamilienhäusern, 
nur knapp ein Viertel entfiel auf den Einfamilien-
hausbau.5

Betrachtet man die durchschnittliche Grund-
stückspreisentwicklung von Grundstücken im 
Eigentum der Stadt (baureifes Wohnbauland) im 
Zeitraum von 2006 bis 2015, so lässt sich ein an-
nähernd gleichbleibender Quadratmeterpreis um 
etwa 200 Euro erkennen, während die Marktprei-
se privater Grundstücke im gleichen Zeitraum 
deutlich von 261 Euro/m² auf 347 Euro/m² im 
Jahr 2015 zugelegt haben.6

Durch die Stadt selbst entwickelte Flächen wer-
den ungefähr 20 Prozent, also deutlich günstiger  
verkauft.

5	 Stadt Münster: Bericht zur Wohnbaulandentwicklung 
2015, Anlage 1 zur Vorlage V/0153/2016.
6	 Vermessungs- und Katasteramt Stadt Münster: Grund-
stücksmarktbericht 2016, S. 21.
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↑ Clouth-Quartier © Paul Ott 

Köln

Baulandstrategien zur 
Entwicklung verschiedener Marktsegmente 
am Beispiel des Clouth-Quartiers
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Schaffung von öffentlich gefördertem Wohn-
raum, verpflichten sowie 

d)	 Erprobung der Vergabe städtischer Grund-
stücke nach Konzeptqualität und Förderung 
von Zielgruppen.

Bereits im Dezember 2013 fasste der Rat der 
Stadt Köln den Beschluss zum Kooperativen 
Baulandmodell Köln. Das Kooperative Bau-
landmodell der Stadt Köln greift unterschied-
liche Instrumente auf, um zielgerichtet auf die 
lokalen wohnungs- und bodenmarktpolitischen 
Herausforderungen einzugehen. Es stützt sich 
auf einen gemeinsamen Verständigungsprozess 
zwischen Wohnungswirtschaft, Politik und Ver-
waltung. Grundsätzliche Ziele sind:
•	 Einführung einer stadtweit festen Quote für 

geförderten Wohnungsbau (Förderwege A 
und B) von mindestens 30 Prozent bei Woh-
nungsbauvorhaben für die neues Planungs-
recht geschaffen wird.

•	 Beteiligung der Planungsbegünstigten an 
den Entwicklungs- und Folgekosten der Bau-

Köln gehört zu den Metropolen mit einer seit 
Jahren sehr hohen Nachfrage nach Wohnraum 
und erlebt eine dynamische Bevölkerungsent-
wicklung. Der Bestand an Sozialwohnungen ist 
dagegen im Zeitraum von 2000 bis 2012 um 
etwa 40 Prozent auf 7,5 Prozent am Gesamt-
wohnungsbestand geschrumpft, vor allem weil 
Mietpreis- und Belegungsrechte in erheblichem 
Umfang ausgelaufen sind.7 Diese Entwicklung 
verlief wie in vielen anderen Städten Deutsch-
lands einhergehend mit einem stark abneh-
menden geförderten Wohnungsneubau. Hinzu 
kommt ein hohes Mietpreisniveau, das in Köln 
etwa 29 Prozent über dem bundesweiten Durch-
schnitt liegt.8

Im Kölner Stadtentwicklungskonzept Wohnen 
wurde auf der Grundlage der aus der Analyse des 
Wohnungsmarktes gewonnenen Erkenntnisse, 
der städtischen Einwohnerprognose sowie der 
Ziele und Leitlinien der Kölner Wohnungspolitik 
ein Handlungsprogramm erarbeitet. Dieses defi-
niert Maßnahmen in acht Handlungsfeldern, die 
sich auf den Neubau und den Bestand beziehen. 
Das Handlungsfeld „Baulandmanagement und 
Liegenschaftspolitik“ priorisiert folgende Maß-
nahmenfelder: 
a)	 verstärkte Mobilisierung von Flächen für den 

Geschosswohnungsbau, 
b)	 Neuausweisung von Geschosswohnungs-

bauflächen insbesondere im Außenbereich 
und auf bisher anders ausgewiesenen Ge-
bieten im Flächennutzungsplan, 

c)	 kommunaler Zwischenerwerb von Flächen 
zur Weiterveräußerung an Investoren, die 
sich zu der Erfüllung der wohnungspoliti-
schen Zielsetzungen, unter anderem der 

7	 Stadt Köln: Amt für Wohnungswesen, Amt für Stadtent-
wicklung und Statistik, 2014.
8	 Stadt Köln: Amt für Stadtentwicklung und Statistik: Stadt-
entwicklungskonzept Wohnen, 2015. ↑ Clouth-Quartier © Paul Ott 
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gebiete, insbesondere an den Kosten der 
technischen und sozialen Infrastruktur.

•	 Qualitätssicherung bei der Baugebietsent-
wicklung.

Im Folgenden soll die Entwicklung des Clouth-
Quartiers dargestellt werden, die bereits vor der 
Einführung des Kooperativen Baulandmodells 
erfolgte.

Das Gelände der ehemaligen Clouth Gummi-
werke integriert sich in den gewachsenen Stadt-
teil Köln-Nippes an der Grenze zur Kölner Innen-
stadt. Die Entwicklung erfolgte dabei durch ein 
Entwicklungsträgermodell im Zwischenerwerb. 
Der kommunale Entwicklungsträger „moderne 

stadt“ erwarb das vorbereitete Grundstück von 
der Stadt, um es auf eigenes Risiko zu erschlie-
ßen und zu veräußern. Als Vorgabe der Stadt 
sollte dabei ein Beitrag zum bezahlbaren Woh-
nen in Köln geleistet werden. 

Durch städtebauliche Verträge und eine ziel-
gruppenorientierte Grundstücksvergabe stellt 
der Entwicklungsträger bei der Baulandentwick-
lung die Einhaltung städtebaulicher Qualitäten, 
wohnungspolitischer Ziele und einer gemischten 
Quartiersstrukturen sicher. Zur Besonderheit des 
Clouth-Quartiers gehört auch, dass hier von An-
fang neben frei finanziertem und öffentlich geför-
dertem Wohnungsbau auch drei zentrale Baufel-
der für Baugruppen vorgesehen sind.

Im Rahmen ihrer Wohnungsbauoffensive verfolgt die Stadt Köln darüber hinaus derzeit eine zügige Prüfung 

und Vermarktung von städtischen Flächen mit dem Ziel in kurzer Zeit möglichst viel neuen Wohnraum zu 

schaffen. Die Veräußerung soll an Bestandshalter in Direktvergabe an die GAG AG, die Wohnungsbaugesell-

schaft der Stadtwerke und Wohnungsbaugenossenschaften oder in Form einer Konzeptvergabe an private 

Investoren erfolgen. In beiden Fällen jeweils mit verbindlicher, im Grundbuch abgesicherter Bindung bezüglich 

des Anteils an sozial gefördertem Wohnraum und/oder Wohnungen für Menschen, die als Flüchtlinge von der 

Stadt Köln unterzubringen sind.

Die Stadt Köln erweitert damit gezielt ihr Spektrum an wohnungs- und liegenschaftspolitischen Instrumenten 

und Verfahrensweisen, um den besonderen wohnungs- und stadtentwicklungspolitischen Herausforderungen 

bei hohen Bodenpreisen vor allem in den innerstädtischen Quartieren und Handlungsräumen wirksamer als 

bisher zu begegnen. Eingebettet ist diese Differenzierung und Profilierung der baulandpolitischen Interventi-

on zugunsten bezahlbaren Wohnraums in eine lange Tradition der langfristigen Bodenvorratspolitik in Köln. 

Die Stadt Köln verfügt daher über entsprechende Erfahrungen und konkrete Flächenpotenziale, so dass zum 

Beispiel auch die Entwicklung neuer Quartiere in der äußeren Stadt in Arrondierung vorhandener Siedlungs-

strukturen und Quartiere in erheblichem Umfang und auch im Eigentumsbereich vorangebracht werden konnte 

(Widdersdorf II, Weißer Bogen etc.). Die Verfügbarkeit innerstädtischer Flächen für eine aktive Bodenvorrats-

politik ist relativ stark eingeschränkt. Die Stadt Köln ist hier aber ebenfalls aktiv und bedient sich in diesem 

Zusammenhang auch eines kommunalen Entwicklungsträgers, der „modernen stadt“. 
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Auf der 14,4 ha großen Fläche sollen bis Ende 
2019 rund 1.000 Wohnungen und 500 Arbeits-
plätze sowohl in alter Industriearchitektur als 
auch in Neubauten entstehen. Dabei ist eine 
zentrale Zielsetzung, dass unterschiedliche 
Wohnformen, vom Wohnungseigentum und Bau-
gruppen über frei finanzierten Mietwohnungsbau 
verschiedener Anbieter und Preislagen bis zu 
öffentlich geförderten Wohnungen realisiert wer-
den. Damit sollen sowohl attraktive städtebauli-
che Baustrukturen sowie eine lebendige funkti-
onale und soziale Mischung entstehen als auch 
unterschiedliche Zielgruppen erreicht werden. 

Insbesondere Baugruppen als besondere Form 
des nachbarschaftlichen Wohnens sollen einen 
Beitrag zur Vielfalt der künftigen Bewohnerschaft 
sowie zur gemeinschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Vielfalt im Quartier leisten. Eine weitere 
Zielsetzung besteht darin, auch freifinanzierte 
Wohnungen im preisgedämpften Segment für 
Einkommensgruppen jenseits der Wohnraum-
förderung zu errichten. 

Nach der großen und positiven Resonanz auf die 
Entwicklung des Clouth-Geländes hat die Stadt 
Köln gemeinsam mit der „modernen stadt“ die 
Entwicklung des Deutzer Hafens als nächstes 
städtebaulich bedeutsames Großvorhaben auf 

den Weg gebracht. Dabei kommen die erprob-
ten liegenschaftspolitischen Grundsätze eben-
falls zum Einsatz, um in noch größerem Umfang 
als beim Clouth-Gelände neuen bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen.

Zielsetzung

zum Höchstpreis insbesondere Konzeptverga-
beverfahren und Direktvergaben mit Auflagen 
zur Anwendung. Dadurch gelang es, unter-
schiedliche Unternehmensformen und Investo-
rentypen zu berücksichtigen, um ein ausgewo-
genes und gemischtes Quartier zu schaffen und 
die städtebauliche Qualität zu steigern. Die In-
dustriebauten bereichern das neu entstehende 
Quartier um die historische Ebene. So entsteht 
im ehemaligen Industriebau der Halle 17 eine 
gemischte Nutzung aus Wohnungen, Gewerbe 
und Gastronomie.

Die Gesamtrentabilität der Baulandentwicklung 
ist durch eine Mischkalkulation positiv. Dies 

Die Stadt Köln hat das ehemalige Industriegelän-
de nach Durchführung notwendiger Sanierungs- 
und Abbrucharbeiten im Jahr 2012 an den kom-
munalen Entwicklungsträger „moderne stadt“ 
veräußert. Durch eine kleinteilige Parzellierung 
im städtebaulichen Entwurf konnte der Entwick-
lungsträger die Baufelder durch eine Preisdiffe-
renzierung unterschiedlichen Marktsegmenten 
zuordnen und dadurch die Grundstückspreise 
für den geförderten und preisreduzierten Woh-
nungsbau entsprechend gestalten.

Bei der Entwicklung des Clouth-Geländes ka-
men unterschiedliche Grundstücksvergabearten 
zum Einsatz. Dabei kamen neben der Vergabe 

Beschreibung
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der am besten geeigneten Baugruppen auf die 
Grundstücke nach folgenden Kriterien: 
•	 Wohn- und Nutzungskonzept 30 Prozent; 
•	 Baulich-funktionales Grobkonzept 20 Pro-

zent; 
•	 Organisation der Baugruppe 30 Prozent; 
•	 Gruppenzusammensetzung 20 Prozent. 

Die Gruppen sehen in ihren Mehrfamilienhäu-
sern Gemeinschaftseinrichtungen für soziale 
oder kulturelle Aktivitäten vor. Sie bieten genera-
tionenübergreifendes Wohnen mit besonderen 
ökologischen und sozialen Standards. Aufgrund 
der positiven Resonanz der Jury auf die Wett-
bewerbsbeiträge sowie einer zusätzlichen Mög-
lichkeit auf dem Gelände konnten zwei weitere 
Baugruppen ihre Projekte verwirklichen.

gelang dadurch, dass die Steuerung aus ei-
ner Hand, in diesem Fall durch den eingesetz-
ten Entwicklungsträger, erfolgte. Eine weitere 
wesentliche Voraussetzung für den Erfolg ist 
eine Bodenpolitik, die den Zugriff auf den Bo-
den schafft und damit eine Spekulation mit den 
Grundstücksflächen verhindert.

Beispielhaft ist der Verkauf der Baufelder an 
Baugruppen erfolgt. Im Wege eines Konzeptver-
gabeverfahrens sind aus 25 Bewerbergruppen 
acht Baugruppen ausgewählt worden. Das zwei-
jährige Verfahren wurde vom Haus der Archi-
tektur Köln strukturiert und begleitet. Ein unab-
hängiger Beirat entwickelte unter Kenntnis der 
zehn besten Bewerbungen einen Vorschlag zur 
Aufteilung der Grundstücke und zur Zuweisung 

↑ Clouth-Quartier im Bau © moderne stadt 
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Von den Eigentumsmaßnahmen sind 30 Pro-
zent an Baugruppen und 20 Prozent an andere 
Selbstnutzer veräußert worden. Die Grundstü-
cke für Baugruppen wurden für 850 Euro/m² 
bzw. 950 Euro/m² veräußert. Die andere Hälfte 
der Eigentumswohnungen wird von Bauträgern 
errichtet und veräußert. Die Kaufpreise bei den 
Veräußerungen durch Bauträger betragen zwi-
schen 3.700 Euro/m² und 5.500 Euro/m².

Ein Großteil derer, die in das Clouth-Quartier 
einziehen, kommt aus dem umliegenden Kölner 
Stadtteil Nippes. Damit kann eine hohe Identi-
fikation der neuen Bewohner mit dem Ort vor-
ausgesetzt werden. Es ist zu erwarten, dass der 
Neubau von Wohnungen auf dem Clouth-Gelän-
de Umzugsketten im Wohnungsbestand in der 
unmittelbaren Nachbarschaft auslöst („Sickeref-
fekte“).

Insgesamt werden 1.100 Wohnungen auf dem 
Areal gebaut. Diese teilen sich etwa je zur Hälfte 
in Miet- und Eigentumswohnungen auf. 

Etwa 60 Prozent der Mietwohnungen entstehen 
als öffentlich geförderte Wohnungen zu einem 
Mietpreis von 6,50 Euro/m². Von den 40 Prozent 
freifinanzierten Mietwohnungen entfällt ein Anteil 
von etwa 10 Prozent auf Werkswohnungen mit 
einer vergünstigten Miete im mittleren Preisseg-
ment für Mitarbeiter der Stadtwerke Köln. Freifi-
nanzierte Mietwohnungen werden mit einer Mie-
te von bis zu 12,50 Euro/m² angeboten. 

So errichtet die GWG zu Köln 36 Mietwohnungen 
für ihre Genossenschaftsmitglieder. Die GAG 
Immobilien errichtet 106 Wohnungen, davon 66 
öffentlich gefördert und die restlichen 40 freifi-
nanziert. 

Wirksamkeit und Folgeprojekte

↑  Clouth-Quartier © Paul Ott 
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Hamburg

Konzeptausschreibungsverfahren

↑ Stadtgärten Lokstedt – Hamburg Eimsbüttel © Freie und Hansestadt Hamburg
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Im Stadtstaat Hamburg engagiert sich der Senat 
aufgrund des zunehmenden Bevölkerungszu-
wachses und dem damit einhergehenden Druck 
auf den Wohnungsmarkt bereits seit 2011 für die 
Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum. 
So wurden mit allen Verbänden der Wohnungs-
wirtschaft und dem städtischen Wohnungsunter-
nehmen SAGA GWG unter partnerschaftlicher 
Beteiligung der Hamburger Mietervereine im 
„Bündnis für das Wohnen in Hamburg“ verbindli-
che Absprachen über den Bau von Wohnungen 
getroffen. Diese konkreten und verbindlichen 
Vereinbarungen der Bündnispartner stellen eine 
Besonderheit bei den lokalen Bündnissen für 
das Wohnen dar. Das Bündnis ist ein koopera-
tives Instrument, welches konkrete Vereinbarun-
gen über eine Quotierung von einem Drittel an 
gefördertem Mietwohnraum, zur Modernisierung 
von Mietwohnungen, zur besseren Versorgung 
von Wohnungsnotfällen sowie zum Mietrecht 
enthält.

Ein weiteres Instrument der Hamburger Woh-
nungs- und Baulandpolitik ist der mit den Be-
zirken geschlossene „Vertrag für Hamburg – 
Wohnungsneubau“. Den Bezirken kommt eine 
Schlüsselrolle bei der Schaffung von Wohnraum 
zu, da sie seit der Verwaltungsreform für die ver-
bindliche Bauleitplanung und die entsprechen-
den Genehmigungsverfahren zuständig sind. 
Ziel der Vereinbarung ist es, Genehmigungsver-
fahren für Wohnungsbauprojekte zu beschleuni-
gen und innerhalb von sechs Monaten abschlie-
ßend zu bearbeiten. Darüber hinaus haben alle 
Bezirke Wohnungsbauprogramme beschlossen 
und sich mit dem Senat auf Zielzahlen für die 
Erteilung von Baugenehmigungen verständigt. 

Eine Weiterentwicklung und Ergänzung zum 
„Bündnis für das Wohnen in Hamburg“ startete 
2015 mit dem „Bündnis für Quartiere“. Ziel ist 

es, quartiersbezogene Strategien, statt einzelne 
Projekte oder Grundstücke gemeinsam aus Be-
wohner- und aus Investorensicht zu entwickeln, 
um insbesondere Neubaupotenziale innenstadt-
naher Quartiere zu mobilisieren und vorhande-
ne Bestände zu qualifizieren. Dabei werden die 
infrastrukturellen Erfordernisse und Veränderun-
gen in der Stadtteil- und Lebensqualität wie zum 
Beispiel die soziale Infrastruktur, Schulen oder 
das Thema Mobilität von vornherein ressortüber-
greifend mitgedacht und gemeinsam umgesetzt.

Der Wohnungsneubau wurde vom Senat in ei-
nem langfristig angelegten Wohnungsbaupro-
gramm im Juni 2016 weiter intensiviert. Damit 
sollen die Voraussetzungen für 10.000 neue 
Wohnungen pro Jahr geschaffen werden. Da-
von sollen 3.000 geförderte Mietwohnungen für 
Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen 
sein.

Als ein wesentliches Instrument zur qualitativen 
und quantitativen Steuerung des Wohnungs-
neubaus werden in Hamburg Konzeptausschrei-
bungsverfahren (Konzeptvergabeverfahren) bei 
der Grundstücksvergabe eingesetzt. Dabei ist der 
große Grundbesitz der Stadt Hamburg eine wich-
tige Voraussetzung zur Anwendung von Kon-
zeptvergabeverfahren. So befindet sich etwa die 
Hälfte des Stadtgebiets im städtischen Eigentum. 
Dies erleichtert die Vermarktung von Grundstü-
cken, bei denen zuvor individuelle Entwicklungs-
ziele festgelegt wurden. Dieses Instrument soll im 
Folgenden kurz vorgestellt werden.
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Zielsetzung

energetische Ziele eingesetzt werden. Insbe-
sondere sollen die Liegenschaften im Eigentum 
der Stadt Hamburg dazu beitragen, dass die an-
gestrebte Zahl preisgünstiger Mietwohnungen 
auch wirklich entsteht.

Die Konzeptvergabe der Freien und Hansestadt 
Hamburg basiert auf der Entscheidung des Se-
nats, die Grundstückspolitik stärker sozial aus-
zurichten. Die städtischen Liegenschaften sollen 
für wohnungs- und städtebauliche, aber auch 

gezielte Vergabe von Grundstücken zum Woh-
nungsbau für bestimmte Zielgruppen genutzt. 
Dies können beispielsweise Baugruppen aber 
auch Wohnungen für vordringlich Wohnungs-
suchende sein (zum Beispiel Obdachlose, von 
Obdachlosigkeit bedrohte Menschen, Menschen 
aus stationären Einrichtungen, Alleinerziehende 
oder Frauen aus Frauenhäusern) und andere 
Haushalte.

Für die Konzeptausschreibungsverfahren wer-
den in Hamburg wohnungspolitische Vorgaben, 
Ziele für die soziale Mischung, Bindungsfristen 
(Verbot einer Umwandlung in Wohneigentum 
und Bindung an den Mietspiegel) sowie städte-
bauliche und energetische Vorgaben festgelegt. 
Dabei werden Konzeptausschreibungsverfahren 
nicht nur für die Festlegung von Quoten für ge-
förderten Wohnungsbau, sondern auch für die 

↑ Othmarscher Höfe – Hamburg Othmarschen © Freie und Hansestadt Hamburg

Beschreibung
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Der Landesbetrieb Immobilienmanagement und 
Grundvermögen (LIG) Hamburg analysiert fort-
laufend das gesamtstädtische Angebot an frei-
en und entwicklungsfähigen Flächen, kauft und 
verkauft Grundstücke unter strategischen, dem 
Gemeinwohl der Stadt verpflichteten Gesichts-
punkten. Die Angebote werden unter anderem 
auf der Website des LIG veröffentlicht. Rund 95 
Prozent der Ausschreibungsverfahren realisiert 
der LIG über konzeptionelle Ausschreibungen 
oder direkte Verkäufe mit Auflagen. Bei Flächen 
für den Geschosswohnungsbau gilt das Aus-
schreibungsverfahren nach Konzeptqualität. Bei 
der Grundstücksvergabe werden der Preis zu 
30 Prozent und die Qualität des Konzepts zu 70 
Prozent gewichtet. Die einzelnen Vergabekriteri-
en, nach denen das Konzept beurteilt wird, wer-

↑ 	Legienstraße – SAGA Hamburg Billstedt 
	 © Freie und Hansestadt Hamburg

den für jede Konzeptausschreibung individuell je 
nach Lage und Beschaffenheit des Grundstücks 
sowie der wohnungs- und sozialpolitischen Ziel-
stellungen im Voraus festgelegt. Die in der nach-
folgenden Auswahl genannten Kriterien sind in-
sofern als Beispiele anzusehen: 
•	 Wohnungspolitik (280 Punkte): Integrati-

onsleistungen, Anteil geförderter Wohnun-
gen, Anteil der Wohnungen für besondere 
Personengruppen, direkte Vermietung an so-
ziale Träger etc. 

•	 Städtebau (280 Punkte): Städtebauliche 
Qualität im Hinblick auf den Umgang mit an-
grenzenden Bestandsgebäuden, Berücksich-
tigung benachbarter Nutzungen, Einfügung 
der Neubebauung in das Umfeld. Architektur 
und Haustypen, Fassadengestaltung, Einbin-
dung in das soziale Umfeld und Infrastruk-
turangebote. Freiraumkonzept, Baumschutz, 
Artenschutz, äußere Erschließung, Zugäng-
lichkeit/Erdgeschosszonen, Stellplatzkon-
zept, Förderung stadtverträglicher Mobilität 
etc.

•	 Energetische Standards (140 Punkte): Ver-
besserungen gegenüber dem gesetzlichen 
Standard als KfW-Effizienzhaus, Passivhaus, 
Einsatz nachhaltiger Dämmstoffe mit Güte-
siegel oder innovativer Techniken für nach-
haltiges Bauen etc.

Damit die angestrebte Zahl preisgünstiger Miet-
wohnungen auch wirklich entsteht, macht die 
Stadt Investoren darüber hinaus genaue Vorga-
ben und schöpft die ihr zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten der Einflussnahme aus. Die 
getroffenen Vereinbarungen werden Bestandteil 
des Grundstückskaufvertrags beziehungsweise 
in einem städtebaulichen Vertrag festgehalten. 
Grundsätzlich muss bei allen Ausschreibungen 
städtischer Grundstücke nach Konzeptqualität 
mindestens ein Drittel der Wohnungen öffent-
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drei bis sechs Monate. Die verwaltungsinterne 
Vorbereitung des Verfahrens ist dabei nicht be-
rücksichtigt. Die Dauer bis zur Fertigstellung der 
Wohnungen ist von Fall zu Fall unterschiedlich. 
Der Anteil der öffentlich geförderten Wohnungen 
liegt zwischen 30 und 40 Prozent. Die Verteilung 
der Konzeptausschreibungen zeigt eine räumli-
che Streuung im gesamten Stadtgebiet. Das In-
strument wird demnach in allen Stadtteilen und 
Wohnlagen angewendet.

Aus den Hamburger Erfahrungen werden syste-
matische „Joint Ventures“ zwischen Bauträgern 
und Bestandshaltern bei der Umsetzung von 
Quotenmodellen und Konzeptvergabeverfahren 
empfohlen. Hierbei kooperieren vertriebsorien-
tierte Bauträger und andere private Immobilien-
investoren mit den kommunalen Wohnungsbau-
gesellschaften und Genossenschaften vor Ort, 
damit diese den geforderten Anteil (geförderter) 
Mietwohnungen übernehmen und dauerhaft be-
wirtschaften.

Konzeptausschreibungsverfahren sind nicht nur 
als „hoheitliches“ Steuerungsinstrument geeig-
net, sondern ermöglichen einen Wettbewerb 
der Investoren um die knappen Flächen. Dabei 
ist das Verfahren transparent für Investoren und 
bietet gleichzeitig einen flexiblen Entscheidungs-
rahmen, so dass auf die Belange der einzelnen 
Standorte eingegangen werden kann. Ebenso 
ermöglicht die Konzeptausschreibung bei kon-
sequenter und differenzierter Anwendung, eine 
wirtschaftlich tragfähige und bedarfsgerechte 
Preisbildung. 

Das Verfahren wird als „lernendes“ Verfahren un-
ter Beteiligung wohnungspolitischer Akteure von 
der Stadt stetig weiterentwickelt. 

Im Zeitraum 2010 bis 2014 sind 71 Grundstücke 
in Konzeptausschreibungsverfahren vergeben 
worden. Insgesamt konnten auf den Grund-
stücken 3.482 Wohnungen errichtet werden. In 
der Regel dauert ein Konzeptvergabeverfahren 

lich gefördert werden. Dabei muss sich der In-
vestor bei Sozialwohnungen dazu verpflichten, 
die Mietwohnung nach Auslaufen der Bindung 
für mindestens 15 Jahre nicht in eine Eigen-
tumswohnung umzuwandeln sowie die Miete 
(nettokalt) auf den Mittelwert des Hamburger 
Mietenspiegels zu begrenzen. Darüber hinaus 
ist eine Option einer verlängerten Bindung der 
öffentlich geförderten Wohnungen auf bis zu 30 
Jahre möglich.

Wirksamkeit

↑	 Am Weißenberge – Hamburg Ohlsdorf 
	 © Freie und Hansestadt Hamburg
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Ulm

Ulmer Bodenvorratspolitik

↑ Innenstadt, Walfischgasse 12-14 © Stadt Ulm, SUB II, Neu
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Seit dem Jahr 2013 nimmt die Ulmer Bevölke-
rung im Vergleich zu den Vorjahren stark zu. 
Lag die durchschnittliche Zunahme zuvor bei 
jährlich rund 400 Einwohnern, wächst die Stadt 
seit 2013 jährlich um etwa 1.500 Einwohner. 
Der Schwerpunkt im Wohnungsbau wird in den 
nächsten fünf Jahren auf dem Geschosswoh-
nungsbau liegen. 

Zur Baulandbereitstellung betreibt die Stadt seit 
rund 125 Jahren eine vorausschauende Bo-
denvorratspolitik, indem sie Flächen für künftige 
bauliche Entwicklungen auf Vorrat aufkauft und 
gezielt zur Aufgabenerfüllung der Stadt Ulm ein-
setzt oder wieder veräußert. Grundprinzip dabei 
ist, dass die Stadt Ulm einen Bebauungsplan für 
ein künftiges Baugebiet erst dann in das Verfah-
ren bringt, wenn sie auch Eigentümer der betrof-
fenen Flächen ist. Mittlerweile sind etwa 4.500 
Hektar im kommunalen Besitz, etwa ein Drittel 
des kompletten Stadtgebietes. Dadurch verfügt 
Ulm über ein Steuerungsinstrument, das es er-
möglicht, Baugrundstücke zu vergleichsweise 
günstigen Preisen auf den Markt zu bringen. 

Weitere liegenschaftspolitische Instrumente, wie 
zum Beispiel kooperative Baulandmodelle, wur-
den bislang nicht eingeführt, da die Kommune 
über ihren eigenen Grundbesitz alle sozial- und 
wohnungspolitischen sowie städtebaulichen 
Steuerungsmöglichkeiten besitzt. Jedoch wur-
de angesichts des deutlich erhöhten Neubau-
bedarfs (unter anderem aufgrund der Flücht-
lingssituation) im Jahr 2016 auch in Ulm die 
Erweiterung der Vergabeverfahren städtischer 
Grundstücke nach Konzeptqualität in die Woh-
nungsdebatte eingebracht.

Ein großer Teil der Wohnungen soll im Rahmen 
der Innenentwicklung realisiert werden. Die 
Stadt wirbt dabei insbesondere auch für Akzep-
tanz bei den Bürgern. Denn Innenentwicklung 
bedeutet auch, dass sich bestehende Stadt-
quartiere verändern. Die Stadt möchte die neu-
en Projekte auch nutzen, um die Bestandssitua-
tion in den betreffenden Gebieten dauerhaft zu 
verbessern und auf diese Weise die Bewohner 
„mitzunehmen“.

Zielsetzung

den ursprünglichen Grundstückseigentümern 
zu Gute kommen. Da die Stadt jederzeit eige-
ne Liegenschaften für den Wohnungsbau auf 
den Markt bringen kann, wird ein direkter preis-
dämpfender Einfluss auf die Grundstückspreise 
erreicht. Aber auch für weitere infrastrukturelle 
und gewerbliche Zwecke verfügt die Stadt Ulm 
über ausreichend Flächenpotenziale.

Zentrale Zielsetzung der Bodenvorratspolitik 
ist, dass die Kommune bei der Vergabe eige-
ner Grundstücke über die Wertsteigerungen 
aus der Baulandentwicklung die Bodenprei-
se steuern kann. Damit betreibt sie eine akti-
ve Sozial- und Wirtschaftspolitik. So sollen die 
Wertsteigerungen aus der Baulandentwicklung 
der Allgemeinheit und den Erwerbern und nicht 
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Im März 2016 ist auch aufgrund der aktuellen 
Flüchtlingssituation und der sich damit weiter 
verschärfenden Verknappung des Wohnungsan-
gebotes eine Weiterentwicklung der Ulmer Woh-
nungspolitik (sogenannte Wohnungsdebatte) für 
den Zeithorizont bis 2021 beschlossen worden. 

Als Eckpfeiler ist unter anderem die Verdoppe-
lung der Baufertigstellungszahlen von derzeit 
350 Wohnungen pro Jahr auf zukünftig 700 Woh-
nungen pro Jahr vorgesehen. Etwa 60 bis 70 
Prozent der Wohnungen werden auf Flächen der 
Stadt entstehen, der Rest auf privaten Flächen. 

Eine weitere zentrale Maßnahme ist die Auswei-
tung des 2012 eingeführten Programms „Preis-
günstiger Wohnraum zur Miete“. Vorgesehen 
ist die Erhöhung des preisgedämpften Wohn-
flächenanteils von 20 Prozent auf 30 Prozent. 
Hiervon sollen 10 Prozent preisgünstiger und 
20 Prozent öffentlich geförderter Wohnungsbau 
sein. Für private brachliegende Industrie- oder 
Gewerbeflächen und für hinzukommende Wohn-
flächen, die über zusätzliches Baurecht geneh-
migt werden, gilt diese Regelung ebenfalls. 

Von den insgesamt geplanten 3.500 Wohnun-
gen bis 2021 sollen rund 80 Prozent in der In-
nenentwicklung realisiert werden.

Ulm verfolgt ein konsequentes auf Langfristig-
keit angelegtes Zwischenerwerbsmodell, indem 
die Stadt Flächen für künftige Entwicklungen 
privatrechtlich auf Vorrat kauft. Die Stadt han-
delt dabei nach dem Grundsatz, dass planungs-
rechtliche Verfahren zur Baugebietsentwicklung 
erst dann eingeleitet werden, wenn die Stadt 
Eigentümerin der betroffenen Flächen ist. Der 
An- und Verkauf der Grundstücke erfolgt über 
die Abteilung Liegenschaften und Wirtschafts-
förderung der städtischen Verwaltung.

Die Grundstücke werden nicht nur kurzfristig zur 
unmittelbaren Baureifmachung zwischenerwor-
ben, sondern die Bodenbevorratung erfolgt auch 
über einen längeren Zeitraum von mehr als einer 
Dekade. Die Stadt strebt einen möglichst preis-
günstigen Erwerb der Flächen an, um den Preis-
vorteil an die späteren Erwerber weiterzugeben 
und dennoch sämtliche Kosten der Baulandent-
wicklung durch die Veräußerung zu decken. 

Gerade bei Vorhaben der Innenentwicklung 
durch die Ulmer Wohnungs- und Siedlungsge-
sellschaft war im Vorfeld der Ankauf sowie die 
verwaltungsinterne Koordination der Abteilung 
Liegenschaften ausschlaggebend für einen 
Flächenerwerb und damit für eine Entwicklung 
durch das kommunale Wohnungsunternehmen. 

Beschreibung

fender Einfluss auf den Bodenmarkt. Dennoch 
zeigt auch der Ulmer Grundstücksmarktbericht 
2016 die Dimension der Preisentwicklung beim 
Rückblick auf das Jahr 2010: Kostete der Qua-
dratmeter Neubauwohnung im Jahr 2010 im 
Mittel 2.830 Euro, waren 2015 3.780 Euro fällig. 

Aufgrund dieser langjährigen Praxis verfügt die 
Stadt über ein entsprechend großes Portfolio, so 
dass sie jederzeit Liegenschaften für den Woh-
nungsbau auf den Markt bringen kann. Durch 
die auf einen langen Zeitraum ausgerichtete 
Bodenvorratspolitik entfaltet sich ein preisdämp-

Wirksamkeit
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Dies entspricht einem Preisanstieg von 34 Pro-
zent in nur fünf Jahren. Bei gebrauchten Eigen-
tumswohnungen fiel die Preissteigerung mit 44 
Prozent noch gravierender aus (von 1.550 €/m² 
auf 2.230 €/m²) .9

In Ulm zeigt sich, dass ein niedriges Preisniveau 
für Bauland allein nicht automatisch zu niedri-
gen Preisen im Wohnungsneubausegment führt. 
Dies bestätigt auch eine Auswertung der LBS-
Studie „Markt für Wohnimmobilien 2016“ (im Ver-
gleich Freiburg, Tübingen und Heidelberg).10 Die 

9	 http://www.ulm.de/leben_in_ulm/ulmer_grundstuecks-
marktbericht_2016.148447.3076,3665.htm?_druck=1&id=1
48447&navi=3076,3665, abgerufen am 25.07.2016.
10	 https://www.lbs-markt-fuer-wohnimmobilien.de/inhalt/
preisspiegel/, abgerufen am 29.07.2016.

im Durchschnitt deutlichen Preisunterschiede für 
Bauland in Ulm (320 Euro/m²) im Vergleich zu 
Tübingen (540 Euro/m²) nähern sich beim Ver-
gleich der Kaufpreise für Eigentumswohnungen 
deutlich an, Ulm 4.000 Euro/m² und Tübingen 
4.200 Euro/m². 

Auf der anderen Seite existiert im Mietwoh-
nungssegment in Zusammenarbeit mit den loka-
len Wohnungsunternehmen, insbesondere der 
kommunalen Ulmer Wohnungs- und Siedlungs-
gesellschaft, durch niedrige Baulandpreise ein 
gutes Angebot an bezahlbaren Mietwohnungen. 
Auch bei der Vergabe von Bauplätzen an Selbst-
nutzer wirkt der niedrige Baulandpreis positiv auf  
die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum im 
Eigenheimsegment.

↑ Innenstadt Weinhof 14 © Stadt Ulm, SUB III, Rimmele
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Offenburg

Verfahrensmanagement am Beispiel 
des Offenburger Baulandmodells

↑ Gestaltungsplan Mühlbach © Stadt Offenburg
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Die Ergebnisse der Bevölkerungsvorausrech-
nung zeigen, dass Offenburg als Gesamtstadt 
mit derzeit ca. 60.000 Einwohnern weiter wach-
sen wird. Die Zahl der Offenburger Haushalte 
wird sich bis 2030 um 4.400 Haushalte (etwa 15 
Prozent) erhöhen. Unter Berücksichtigung von 
Nachhol- und Ersatzbedarf liegt der zusätzliche 
Wohnungsbedarf bis 2030 bei 5.200 Wohnun-
gen. Schwerpunkt wird Geschosswohnungsbau 
in unterschiedlichen Marktsegmenten sein. 

Bereits seit Mitte der 1990er Jahre steht die be-
darfsgerechte Bereitstellung von Wohnbauland 
im Mittelpunkt der Baulandpolitik in Offenburg. 
Die Abkehr von einer „Angebotsplanung“, die 
die finanziellen Auswirkungen, aber auch die tat-
sächliche Umsetzung der städtebaulichen Pla-
nungen vernachlässigt, führte zum Offenburger 
Baulandmodell. Damit wurde die bis dahin gel-
tende Praxis der sequentiellen Abarbeitung von 
Bauleitplanung, Bodenordnung, Herstellung der 
Erschließungsanlagen und Erschließungsbei-
tragsabrechnung durch ein kommunales Flächen-
management mit einem integrierten Verfahrens-
management ersetzt. Dieses bildet den gesamten 
Prozess der Baulandentwicklung ab: Von der 
Bauleitplanung mit den Bebauungsplänen über 
die Bodenordnung, die Erschließung, die Herstel-
lung der erforderlichen Infrastruktur-, Gemeinbe-
darfs-, Ausgleichs- und Folgeeinrichtungen bis 
hin zur Realisierung der baureifen Grundstücke 
und deren planungskonformer Nutzung. 

Mit der stark angestiegenen Nachfrage nach 
bezahlbaren Geschosswohnungen und Wohn-
raum für bestimmte Bedarfsgruppen hat auch 
die Bedeutung der Kernstadt Offenburg und der 
Innenentwicklung stark zugenommen. Während 
sich die Entwicklung bislang stark auf die zahl-
reichen kleineren ländlichen Ortsteile sowie die 
Arrondierung des Siedlungsgebiets der Kern-

stadt durch neue Wohngebiete überwiegend 
mit Eigenheimen konzentriert hat, werden nun 
Baulücken und größere Umwidmungsflächen 
aktiviert. Eingebettet in einen Gesamtprozess 
der Erarbeitung eines Handlungsprogramms 
Wohnen soll daher der Ausschöpfung und Mo-
bilisierung der Innenentwicklungspotenziale be-
sondere Beachtung zukommen. 

Darüber hinaus möchte die Stadt Offenburg über 
das Verfahrensmanagement des bisherigen 
Baulandmodells hinaus auch wieder eigenen 
Grundstücksankauf betreiben, um die Nutzung 
bestimmter Flächen selber stärker städtebaulich 
und wohnungspolitisch steuern zu können. Zu-
sätzlich soll damit die mit der Marktanspannung 
in Teilen geringer gewordene Mitwirkungsbereit-
schaft privater Grundstückseigentümer bei rein 
freiwilligen Verfahren zu einem Teil kompensiert 
werden.

↑	 Bebauungsplan Mühlbach-Spinnereigelände 2014
	 © Stadt Offenburg
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Abbildung 4: Verfahrensablauf Offenburger Baulandmodell

Gemeinderat Verwaltung

Quelle: Erwin Drixler, Vortrag „Offenburger Baulandstrategien“ in der AG Aktive Liegenschaftspolitik im Bündnis für bezahlbares
Wohnen und Bauen, 21.05.2015, Berlin.
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korrespondierenden Vertragsverhältnissen er-
gibt. Die Erläuterungen befinden sich anschlie-
ßend.

In der Abbildung ist schematisch der Verfah-
rensablauf dargestellt, der sich aus der aufein-
ander abgestimmten Vorgehensweise und den 
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Zielsetzung

nungsformen und Preissegmente zur Verfügung 
stellen zu können und gleichzeitig sicherzustel-
len, dass diese auch tatsächlich zeitnah entspre-
chend der Zielsetzung bebaut werden.

Zentrale Zielsetzung des Offenburger Bauland-
modells ist eine bedarfsorientierte Bauland-
bereitstellung, das heißt Siedlungsflächen in 
geeignetem Umfang und zur passenden Zeit 
für die richtigen Nutzer beziehungsweise Woh-

Beschreibung

In einem ersten Schritt schließen sich die Grund-
stückseigentümer in einem Gesellschaftsver-
trag zu einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
nach den §§ 705 ff. BGB zusammen (BGB-
Gesellschaft). Zweck dieser Gesellschaft ist 
die Durchführung der Grundstücksneuordnung 
sowie die Erschließung des Baugebiets. Im 
städtebaulichen Vertrag zur Grundstücksneu-
ordnung („Umlegungsvertrag“) wird die Neuord-
nung der Grundstücke zu Bauplätzen und die 
Bereitstellung der öffentlichen Flächen geregelt. 
Der Gesellschaftsvertrag beinhaltet unter an-
derem die Regelungen zur Beauftragung eines 
Erschließungsträgers über einen integrierten 
„Geschäftsbesorgungsvertrag“. Der Erschlie-
ßungsträger führt im Namen und im Auftrag der 
Grundstückseigentümer die im Erschließungs-
vertrag vereinbarten Erschließungsmaßnahmen 
durch bzw. beauftragt diese. 

Bereits im städtebaulichen Vertrag zur Grund-
stücksneuordnung wird der Abschluss eines 
Erschließungsvertrags nach § 124 BauGB ver-
einbart. Der Erschließungsvertrag, der die Her-
stellung der Erschließungsanlagen durch die 
Grundstückseigentümer regelt, wird um Kom-
ponenten eines Folgelastenvertrags nach § 11 
Abs. 1 S. 2 Nr. 3 BauGB erweitert, da mit dem 
Vertragswerk auch die Herstellung von Aus-

Das Offenburger Baulandmodell wurde mit 
dem Baulandbeschluss vom Oktober 2002 
verabschiedet. Die Baulandentwicklung erfolgt 
in einem einvernehmlichen Verfahren mit den 
Grundstückseigentümern. Grafisch ist dies in 
Abbildung 4 dargestellt. Um die städtischen Zie-
le zu erreichen, werden städtebauliche Verträge 
nach § 11 BauGB eingesetzt und Vereinbarun-
gen zu folgenden Eckpunkten getroffen:
•	 Zustimmung zu einer freiwilligen Grund-

stücksneuordnung mit unentgeltlicher Über-
tragung aller öffentlichen Flächen auf die 
Stadt,

•	 Verpflichtung, die fertigen Bauplätze inner-
halb einer angemessenen Frist zu bebauen,

•	 Ankauf von Flächen für Ausgleichmaßnah-
men außerhalb des Baugebiets,

•	 Herstellung aller Erschließungsanlagen, Aus-
gleichsmaßnahmen und sonstigen Entwick-
lungsmaßnahmen.

Damit entspricht das angewandte Baulandmo-
dell einer freiwilligen Grundstücksneuordnung, 
ist jedoch an die gesetzlichen Umlegung ange-
nähert. In erster Linie dient das Verfahren dazu, 
die Grundstücksgrenzen so neu zu ordnen, dass 
die neugeschaffenen Bauplätze entsprechend 
den Festsetzungen des Bebauungsplans ge-
nutzt werden können.
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gleichmaßnahmen innerhalb und außerhalb des 
Baugebiets verbunden ist.

Der Gemeinderat ist mit der Beschlussfassung 
des Baulandmodells sowie der Ausübung sei-
ner Planungshoheit im jeweiligen Bebauungs-
planverfahren jederzeit Herr des Verfahrens. 
Verwaltung sowie Eigentümer entwickeln auf 
der Grundlage der jeweiligen Gemeinderatsbe-
schlüsse im gegenseitigen Einvernehmen die 
Baugebiete. Dabei steuert die Verwaltung den 
Prozess, die Eigentümer realisieren die Pla-
nungen.

Regelungen zur Wohnraumversorgung in den 
städtebaulichen Verträgen sehen unter anderem 
die Durchführung von Hochbauwettbewerben 
zur Gestaltung und zur bedarfsgerechten Wohn-
raumversorgung sowie die Festlegung eines 
Mietwohnungsanteils von mindestens 20 Pro-
zent bei Entwicklungsgebieten vor. Beim Verkauf 
städtischer Grundstücke wird ein Bonus für den 
Bau von Mietwohnungen durch eine Kaufpreis-
ermäßigung in Höhe von 1/3 gewährt. Vorgaben 
zur Errichtung von gefördertem Wohnraum sind 
in Offenburg bislang nicht vorgesehen.

Durch die Komplexität des Baulandmodells er-
hält das Verfahrensmanagement eine herausge-
hobene Bedeutung. Im integrierten Verfahrens-
management werden Wissen und Fachlichkeit 
der einzelnen Disziplinen auf Projektebene ge-
steuert. Zur Durchführung dieser Management- 
oder Projektsteuerungsaufgabe werden alle 
zuständigen Fachbereiche der Stadtverwaltung 
auf der strategischen wie auch auf der operati-
ven bzw. projektbezogenen Ebene eng mitein-
ander vernetzt und arbeiten interdisziplinär auf 
einer gleichrangigen Ebene zusammen. Bau-
leit-, Umwelt- und Erschließungsplanung sowie 
Grundstücksneuordnung und Erschließungs-
durchführung stimmen sich in einem integrativen 
und iterativen Prozess ab. Dabei hat sich in Of-
fenburg eine weitgehend entscheidungsbefugte, 
ressortübergreifende Lenkungsgruppe bewährt. 

→
Luftbild Mühlbach Spinnereigelände 2015,

freigelegte Situation
© Stadt Offenburg
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Eine Analyse von zwölf Baugebietsentwicklun-
gen in Offenburg zeigte, dass die Verfahrens-
dauer zwischen einem Jahr und drei Jahren 
variiert. Lediglich in einem Fall lag die Dauer 
bei fünf Jahren. Der Durchschnitt liegt bei zwei 
Jahren. In den Verfahren werden neben den 
Umlegungsbedingungen auch die Rechte und 
Pflichten aus dem städtebaulichen Vertrag (Er-
schließungsvertrag, Bauverpflichtung, natur-
schutzrechtliche Ausgleichmaßnahmen, Klima-
schutzverträge etc.) mit den Eigentümern zum 
Konsens gebracht. Im Vergleich ist dies eine 
sehr zügige Entwicklung, da der Zeitraum von 
der ersten Informationsversammlung über die 
mehrstufigen Eigentümergespräche bis zum 
Termin beim Notar gefasst ist. 

Die in Offenburg praktizierte Vorgehensweise 
führt über Bauverpflichtungen dazu, dass die 
Planungen auch tatsächlich in einer gewissen 
Frist umgesetzt werden. Die Kommune kann 
zudem bis zu einem bestimmten Ausmaß steu-
ern, welche Wohnungsbau- und Preissegmente 
entstehen. Darüber hinaus kann damit die Effi-
zienz der Flächennutzung und eine sparsame, 
bedarfsorientierte Ausweisung neuer Bauge-
biete erreicht werden. Die Mobilisierung von 
Baulücken, Nachverdichtung und nachträgliche 
Nutzungsmischung sowie eine multifunktionale 
und intensive Flächennutzung sind dabei der 
Schlüssel zu weniger Flächenverbrauch und hö-
herer Qualität der Flächennutzung. 

Die Erfahrungen mit diesem ausdifferenzierten 
System des Verfahrensmanagements bei der 
Baulanderschließung und -bereitstellung in kom-
munaler Hand sind insgesamt sehr positiv. Dabei 
bezog sich das Baulandmodell bislang überwie-
gend auf neue Wohngebiete und auf Einfamili-
enhäuser in der Arrondierung der Offenburger 
Kernstadt und in den eher ländlichen Ortsteilen. 

In Offenburg wurden im Zeitraum von 1994 bis 
2010 19 Wohnbaugebiete mit ungefähr 710 
Bauplätzen für rund 2.900 Einwohner geschaf-
fen. Davon wurden 17 Baugebiete im Rahmen 
des beschriebenen „Offenburger Baulandmo-
dells“ unter Verwendung von städtebaulichen 
Verträgen realisiert. Zwei Baugebiete wurden 
aus einem kommunalen Zwischenerwerb her-
aus entwickelt. 

Wirksamkeit
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Berlin

Direktvergabe als Sachwerteinlage

↑ Waldsassener Straße 51 © degewo, Tina Merkau
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Mit der Neuausrichtung der Liegenschaftspoli-
tik in Berlin ist enge Verzahnung mit der Woh-
nungspolitik verbunden. Das Land Berlin rechnet 
bis zum Jahr 2030 mit einem weiteren Einwoh-
nerzuwachs von mehr als 250.000 Personen.11  
Aufgrund der damit verbundenen wachsenden 
Wohnungsnachfrage und des geringen Neubau-
volumens steht die Stadt vor der Herausforde-
rung, die Voraussetzungen für den Wohnungs-
neubau zu schaffen und die Mieten auf sozial 
verträglichem Niveau zu halten. 

Eine wichtige Weichenstellung erfolgte mit dem 
Berliner Wohnraumversorgungsgesetz (WoVG 
Bln), das am 1. Januar 2016 in Kraft trat. Mit 
seinem Beschluss hat das Land das bestehen-
de Wohnraumgesetz Berlin angepasst und drei 
andere Gesetze neu erlassen: das „Gesetz zur 
sozialen Ausrichtung und Stärkung der landesei-
genen Wohnungsunternehmen für eine langfris-
tig gesicherte Wohnraumversorgung“, das „Ge-
setz zur Errichtung der Wohnraumversorgung 
Berlin – Anstalt öffentlichen Rechts“ und das 
„Gesetz über die Errichtung des Sondervermö-
gens Wohnraumförderfonds Berlin“. Insbeson-
dere das Gesetz zur sozialen Ausrichtung und 
Stärkung der landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen für eine gesicherte Wohnraumversor-
gung integriert die wichtigsten Inhalte des Mie-
tenbündnisses, das seit 2012 gilt, langfristig in 
die Gesellschaftspolitik der landeseigenen Woh-
nungsunternehmen. Die sechs landeseigenen 
Unternehmen spielen mit ihrem Bestand von ca. 
293.000 Wohnungen eine besondere Rolle in 
der Berliner Wohnungspolitik. Sie halten rund 15 
Prozent aller Wohnungen in Berlin.12

11	 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt-
schutz (2015): Berliner Modell der Kooperativen Bauland-
entwicklung.
12	 Sozial und bezahlbar – Berlins landeseigene Wohnungs-
baugesellschaften, Faltblatt 09/2015.

Im Vergleich zu anderen lokalen Bündnissen 
beschränkt sich das Berliner Mietenbündnis auf 
die landeseigenen Unternehmen und bezieht 
nicht die weiteren Wohnungsbauakteure, wie 
Genossenschaften, private Wohnungsunter-
nehmer oder Privatvermieter mit ein. Wie auch 
in anderen Städten werden in Berlin darüber 
hinaus unterschiedliche liegenschaftspolitische 
Instrumente eingesetzt. Diese sind aufeinander 
abgestimmt, um wirkungsvoll zur Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum und Bauland beitragen 
zu können. So wird mit dem „Berliner Modell der 
kooperativen Baulandentwicklung“ seit August 
2014 der Abschluss städtebaulicher Verträge 
in Berlin vereinheitlicht. Es bietet ein transpa-
rentes und standardisiertes Verfahren, mit dem 
die Angemessenheit der von Projektträgern zu 
übernehmenden Verpflichtungen geprüft wird. 
Dabei geht es um die Kostenübernahme für 
Maßnahmen, die Voraussetzung oder Folge 
von Wohnungsbauprojekten sind. Dazu zählen 
insbesondere die Erschließung sowie die Schaf-
fung sozialer Infrastruktur. Seit 2015 ist darüber 
hinaus grundsätzlich ein Anteil von 25 Prozent 
der neuen Wohneinheiten als förderfähiger 
Wohnraum mit Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen zu vereinbaren. Auf Flächen städtischer 
Wohnungsbaugesellschaften beträgt dieser An-
teil 30 Prozent. 

Für den erforderlichen mietpreis- und bele-
gungsgebundenen Wohnraum stellt die zustän-
dige Senatsverwaltung vorrangig Fördermittel 
zur Verfügung. Das Land Berlin konzentriert die 
Bauleitplanung auf solche Flächen, bei denen 
die zeitnahe Umsetzung der Bauleitpläne auf 
der Basis eines städtebaulichen Vertrages gesi-
chert erscheint.
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Im vorliegenden Beitrag liegt der Fokus auf der 
engen Verknüpfung der Liegenschaftspolitik mit 
der Wohnungspolitik durch Direktvergaben mit 

Auflagen an landeseigene Wohnungsunterneh-
men. 

Zielsetzung

Wohnungsbestand auf rund 400.000 Wohnun-
gen wachsen. 

Im Koalitionsvertrag 2016–2021 wurden Ziele 
vereinbart, die über die bisher geltenden Rege-
lungen des Berliner Wohnraumversorgungsge-
setzes hinausgehen. So soll es bis zum Ende 
der Legislaturperiode im Jahr 2021 55.000 zu-
sätzliche Wohnungen im Landesbesitz geben, 
davon mindestens 30.000 Neubauwohnungen. 

Mit der Weiterentwicklung der Liegenschaftspo-
litik als Instrument der Daseinsvorsorge wurde 
ein langfristig-strategischer Umgang mit dem 
Liegenschaftsvermögen des Landes Berlin an-
hand transparenter Verfahren implementiert. 

Mit der Vergabe von Liegenschaften an die lan-
deseigenen Wohnungsbaugesellschaften ver-
folgt der Berliner Senat das zentrale Ziel, die 
Schaffung von preiswertem Wohnraum zu si-
chern. In den kommenden zehn Jahren soll ihr 

↑ Joachimstraße 8, Innenhof © degewo, Tina Merkau



Mehr Bauland für bezahlbaren Wohnungsbau
Gute Beispiele kommunaler Boden- und Liegenschaftspolitik

 [ 61 ]

als Gesellschafter auf die städtischen Woh-
nungsbaugesellschaften übertragen. Im Ge-
genzug verpflichten sich die Gesellschaften zur 
Schaffung von günstigem Wohnraum auf den 
Grundstücken. Nach dem Abschluss von Über-
tragungsverträgen schließen die Wohnungsbau-
gesellschaften für die einzelnen Grundstücke 
Projektverträge mit der zuständigen Senatsver-
waltung ab.

Zur Erhöhung der Neubauförderung hat das 
Land finanzielle Mittel im „Sondervermögen 
Wohnraumförderfonds Berlin (SWB)“ bereitge-
stellt. Die landeseigenen Wohnungsunterneh-
men errichten – gemäß der aktuellen Rechtsla-
ge – bei ihren Neubauvorhaben mindestens 30 
Prozent der Wohnungen mit diesen Fördermit-
teln und schaffen somit belegungs- und miet-
preisgebundene Wohnungen. 

Eine Besonderheit des Berliner Beispiels sind 
die Steuerungsmöglichkeiten der Stadt als 
Grundstückseigentümerin bei der Direktvergabe 
mit Auflagen sowie in ihrer Funktion als Eigen-
tümerin der Wohnungsunternehmen. Da Berlin 
als Bundesland auch die Wohnraumförderung 
direkt flankierend ausgestalten und einsetzen 
kann, bietet diese Konstellation einen optimalen 
Gestaltungsspielraum, um die Wohnungs- und 
sozialpolitischen Ziele zu implementieren. 

Der Zugang zu städtischen Grundstücken ist 
eine wichtige Voraussetzung dafür, dass die 
städtischen Gesellschaften ihren Wohnungs-
bauauftrag erfüllen können, da dies nicht allei-
ne auf Nachverdichtungsflächen möglich ist. 
Hierfür benötigt das Land Berlin ausreichend 
eigene Grundstücke. Die Grundstücke werden 
als Sachwerteinlage durch das Land Berlin 

Beschreibung

Bis Ende 2016 wurden 28 Projektverträge ab-
geschlossen. Durchschnittlich entstehen durch 
den Abschluss des Projektvertrags rund 15 Pro-
zent mietpreis- und belegungsgebundene Woh-
nungen. Im Rahmen der bisher abgeschlosse-
nen Projektverträge entstehen voraussichtlich 
311 mietpreis- und belegungsgebundene Woh-
nungen. Insgesamt werden auf den Grundstü-
cken, für die ein Projektvertrag abgeschlossen 
wurde, voraussichtlich 2.057 Wohnungen er-
richtet. Weitere Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen entstehen im Rahmen dieser Vorha-
ben durch den Einsatz von Mitteln der sozialen 
Wohnraumförderung.

Im Zeitraum von 2013 bis 2015 wurden in drei 
Tranchen vom Land Berlin 80 Grundstücke im 
gesamten Stadtgebiet mit einem Verkehrswert 
von insgesamt 108 Millionen Euro für den Woh-
nungsbau zur Verfügung gestellt. Der Zeitraum 
der Übertragung beträgt in der Regel zwischen 
7 bis 11 Monaten. Insgesamt bestehen derzeit 
Beschlüsse zur Übertragung von 104 Grundstü-
cken zur Realisierung von Neubauvorhaben der 
landeseigenen Wohnungsunternehmen. Auf al-
len bisher eingebrachten Grundstücken können 
potentiell insgesamt rund 17.000 Wohnungen 
errichtet werden. Der Abschluss der übrigen zu-
gehörigen Projektverträge ist zurzeit in Arbeit.

Wirksamkeit
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Der Anteil städtischer Wohnungen gibt dem 
Land Berlin die Möglichkeit, den Berliner Woh-
nungsmarkt als Akteur aktiv mitzugestalten. 
Die Mieten bei den sechs landeseigenen Woh-
nungsunternehmen liegen sowohl bei bestehen-
den Mietverträgen als auch bei der Neuvermie-
tung deutlich unterhalb des Marktdurchschnitts. 
Dabei ist besonders wichtig: Durch ihr starkes 
Gewicht bei der Ermittlung des Mietspiegels er-
geben sich deutlich dämpfende Einflüsse auf die 
Mietenentwicklung für alle Mieterhaushalte.

Die Projektverträge selber bedingen keine di-
rekte Kopplung mit der sozialen Wohnraum-
förderung oder anderen Förderprogrammen. 
Allerdings unterliegen die landeseigenen Woh-
nungsunternehmen bisher der Anforderung des 
Wohnraumversorgungsgesetzes (WoVG), 30 
Prozent der neu errichteten Wohnungen mit 
Mitteln aus dem Wohnungsneubaufonds des 
Landes Berlin zu errichten. Die aktuell beschlos-
senen Richtlinien der Regierungspolitik formulie-
ren die Anforderung, dass 50 Prozent der durch 
die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften 
neu errichteten Wohnungen für WBS-Inhaber 
zur Verfügung stehen sollen. Dieser Anteil wird 
durch Bindungen aus den Projektverträgen zur 
Grundstückseinbringung und durch die soziale 
Wohnraumförderung erreicht.

Teil 2 – Liegenschaftspolitische Instrumente in der Praxis
>  Berlin 

↑ Waldsassener Straße 51 © degewo, Tina Merkau
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Stuttgart

Stuttgarter Innenentwicklungsmodell

↑ Silberburgstraße © Landeshauptstadt Stuttgart, Stadtplanungsamt
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schaftliche Zusammenarbeit zwischen der Stadt, 
den Wohnungsbauunternehmen, Baugenossen-
schaften, Trägern der Wohnungsnotfallhilfe und 
dem Mieterverein. 

Die Stadt Stuttgart setzt auf einen Maßnahmen-
mix unterschiedlicher Instrumente zur Mobilisie-
rung und Schaffung von Bauland. So wurden im 
Jahr 2015 Konzeptverfahren bei der städtischen 
Grundstücksvergabe eingeführt, bei denen der 
Beitrag zur Erfüllung des Wohnungsbaupro-
gramms und die Konzeptqualität deutlich höher 
gewichtet werden als der Kaufpreis. Bereits seit 
1990 werden Baulücken in Stuttgart systema-
tisch erfasst. Ziel ist es, diese gut erschlosse-
nen Flächen zu mobilisieren und in Bauland 
umzuwandeln, um den Bedarf an Wohnraum 
zu decken. Bis Anfang 2014 sind etwa 1.900 
Baulückengrundstücke mit Baumöglichkeiten 
für rund 10.000 Wohneinheiten erfasst worden. 
Davon konnten 920 mit etwa 5.300 Wohneinhei-
ten überbaut werden.14 Darüber hinaus setzt die 
Stadt auf eine Leerstands- und Umnutzungs-
kampagne, um Eigentümer von Wohn- oder Ge-
werbeimmobilien dafür zu gewinnen, ungenutzte 
oder leerstehende Wohnungen zu vermieten. 

14	 Stadt Stuttgart, https://www.stuttgart.de/bauluecken, ab-
gerufen 14.07.2016.

Die Ausgangssituation, die zur Entwicklung 
und Einführung des Stuttgarter Innenentwick-
lungsmodells führte, ist gekennzeichnet durch 
einen stabilen Nachfragetrend nach Wohnraum 
in der Stadt, den topographischen Grenzen ei-
ner Baulandentwicklung in Stuttgart und einer 
ungebrochenen Nachfrage von Investoren nach 
lukrativen Flächen in gut erreichbaren Lagen. 
Das Auslaufen von Belegungsbindungen sowie 
eine unzureichende Sicherung von Flächen und 
Kontingenten in mittleren Wohnlagen für eine fa-
milienorientierte und altersgerechte Wohnungs-
bauförderung in der Innenentwicklung führte zu 
einem zunehmenden Mangel an gefördertem, 
bezahlbarem Wohnraum in Stuttgart. So lag der 
Anteil an Sozialwohnungen am Gesamtwoh-
nungsbestand im Jahr 2014 bei sechs Prozent.13 
Mit der Zielsetzung der Stadt von mindestens 
1.800 Neubauten im Jahr, davon 600 Wohnein-
heiten im geförderten Wohnungsbau, soll ins-
besondere auch der geförderte Wohnungsbau 
deutlich forciert werden. Der Gesamtbestand an 
Sozialwohnungen wie auch die Zahl der städti-
schen Belegungsrechte sollen stabilisiert und 
mittelfristig erhöht werden. Um diese Ziele zu 
erreichen, wurde 2016 in Stuttgart ein Bündnis 
für Wohnen initiiert. Dies setzt auf eine partner-

13	 Stadt Stuttgart: http://statistik1.stuttgart.de/statistiken/
tabellen/8423/jb8423.php, abgerufen 14.07.2016.

↑ Scheffelstraße vorher und nachher © Landeshauptstadt Stuttgart, Stadtplanungsamt
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Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum führte bereits Ende der 1960er in der Stadtverwaltung zur Entwicklung 

des so genannten „Stuttgarter Modells zur Bodenordnung“ für neue Baugebietsentwicklungen im Außenbe-

reich. Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Stuttgart beschloss, dass die Eigentümer landwirtschaftlicher 

Flächen bei freiwilligen Umlegungen zusätzlich zum reduzierten unentgeltlichen Flächenbeitrag für Gemeinbe-

darfseinrichtungen und sozialen Wohnungsbau einen entgeltlichen Sozialbeitrag in Höhe von 20 Prozent der 

Einwurfsflächen entrichten müssen. Damit konnten in den 1970er Jahren im Rahmen von freiwilligen Umle-

gungen vor allem große Neubaugebiete in der Stadt erschlossen werden. Das Modell wurde als „erweitertes 

Stuttgarter Modell der Bodenordnung“ fortentwickelt und wird bis heute bei der Baulandentwicklung eingesetzt. 

Das in Umlegungsgebieten am Stadtrand über Jahrzehnte erfolgreich praktizierte „erweiterte Stuttgarter Modell 

der Bodenordnung“ kommt nun in abgewandelter Form seit 2011 im Stuttgarter Innenentwicklungsmodell (SIM) 

auch in städtebaulich integrierten Lagen zur Anwendung.  

•	 Sicherung von Kontingenten für die Woh-
nungsbauförderung (preiswerter Wohnraum, 
soziale Mischung und Stabilität von Stadt-
quartieren),

•	 Sicherung der städtebaulichen Qualitäten 
(Baukultur, Konzeptvielfalt, klimawirksame 
Maßnahmen etc.),

•	 Kostenübernahme zur Entlastung des städ-
tischen Haushalts (Mitfinanzierung sozialer 
und grüner Infrastruktur, Übernahme Pla-
nungs- und Erschließungskosten).

Mit dem Stuttgarter Innenentwicklungsmodell  
(SIM) verfolgt die Stadt das Ziel, das Wohnungs-
angebot zu verbessern und insbesondere das 
Angebot an gefördertem Wohnraum innerhalb 
der Stadt auszuweiten. Das SIM gliedert sich da-
bei in folgende stadtentwicklungs- und bauland-
politische Leitziele der Landeshauptstadt ein:
•	 Integrative Nutzung von Baulandpotenzialen,
•	 Förderung des urbanen Wohnens (mehr Ur-

banität durch Innenentwicklung, Sicherung 
von Wohnungsbaukapazitäten),

Zielsetzung

fenen Geschossfläche für die Wohnungsbauför-
derung. Abweichende Regelungen gelten für 
Kerngebiete und Mischgebiete. Es kommt nicht 
nur bei Wohnungsbauvorhaben zur Anwendung, 
sondern schließt auch Gewerbeimmobilien mit 
ein. Es greift für Wohnungsbauvorhaben ab ei-
ner Größe von 450 m² neuer Geschossfläche 

Die Gemeinderatsbeschlüsse zur Einführung 
des SIM sind im März 2011 und zur Weiterent-
wicklung des Verfahrens im April 2014 sowie im 
Juli 2015 gefasst worden. Das SIM gilt stadtweit, 
sofern neues Planungsrecht zugunsten einer hö-
herwertigen Nutzung geschaffen wird. Das SIM 
sichert 20 Prozent der für Wohnen neu geschaf-

Beschreibung
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Grundsätzen von SIM verpflichtet. Der Anfangs-
wert wird verbindlich festgelegt und ein vorläu-
figer Endwert bestimmt. Sämtliche Verfahrens-
schritte werden durch die verwaltungsinterne 
Baulandkommission mit den Planungsbegünstig-
ten abgestimmt. Auf Vorschlag der Baulandkom-
mission entscheiden die zuständigen Ausschüs-
se des Gemeinderats über die Konditionen. Die 
Stadt Stuttgart hat in der Verwaltung zusätzliche 
Ressourcen bereitgestellt und im Frühjahr 2014 
einen referatsübergreifenden Lenkungskreis 
„Wohnen“ eingesetzt, der sich mit der zügigen 
Umsetzung der Verfahren befasst. 

Eine weitere Besonderheit des Stuttgarter Innen-
entwicklungsmodells liegt in der Ausrichtung auf 
die kommunale und Landeswohnraumförderung. 
Die Stadt Stuttgart setzt eigene Haushaltsmittel 
für die Wohnraumförderung ein und ergänzt da-
mit die Landeswohnraumförderung. Eine Koppe-
lung mit der Wohnraumförderung ist im SIM somit 
direkt gegeben. So sind jährlich 300 Wohnungen 
im Förderprogramm „Sozialmietwohnungen“ und 
jeweils 100 Wohnungen in den Förderprogram-
men „Mietwohnungen für mittlere Einkommens-
bezieher“ und „Preiswertes Wohneigentum“ zu 
errichten. Es wird eine einheitliche Bindungsdau-
er von 15 Jahren festgelegt. 

(ungefähr fünf Wohneinheiten) oder aber bei ge-
werblichen Neubauprojekten ab 1.350 m². Kon-
kret müssen bei reinen Wohnungsbauprojekten 
20 Prozent der für Wohnen neu geschaffenen 
Geschossfläche für die Wohnungsbauförderung 
gesichert werden, das heißt bei der Größen-
schwelle von 450 m² ist eine Sozialwohnung zu 
errichten.

Bei städtischen Grundstücken kann der Anteil 
des geförderten Wohnungsbaus von mindestens 
20 Prozent auf bis zu 50 Prozent erhöht werden. 
Im Einzelfall kann der Anteil des geförderten 
Wohnungsbaus auch über 50 Prozent liegen.

Eine Aufteilung unter verschiedenen Planungsbe-
günstigten  ist vertraglich möglich, eine Ablösung 
in Geld nicht. Zudem wird eine Bauverpflichtung 
mit einer Frist von drei Jahren vereinbart.

Mit besonderer Begründung kann die Woh-
nungsbauförderquote von 20 Prozent in Aus-
nahmefällen am Standort des Vorhabens er-
lassen werden, wenn in räumlicher Nähe eine 
Ersatzmaßnahme erfolgt. In diesem Fall erhöht 
sich die Quote zur Errichtung von gefördertem 
Wohnraum allerdings auf 30 Prozent. 

Das SIM wird im Regelfall immer durchgeführt, 
wenn nach Abzug der Lasten mindestens ein 
Drittel der Bodenwertsteigerung beim Pla-
nungsbegünstigten verbleibt. Bei geringerer 
Wertsteigerung gelten im Einzelfall modifizierte 
Konditionen, die durch die Baulandkommission 
festgelegt und vom Gemeinderat beschlossen 
werden. Damit wird die Wirtschaftlichkeit der 
Projekte sichergestellt.

Zum Verfahrensbeginn wird eine Grundvereinba-
rung zwischen Planungsbegünstigtem und Stadt 
geschlossen, worin sich der Vorhabenträger den 

↑ 	Liebenzellerstraße 
	 © Landeshauptstadt Stuttgart, Stadtplanungsamt
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diese beleuchtet und Lösungsmöglichkeiten im 
Rahmen des Regelwerks gesucht. Gegebenen-
falls erfolgt eine Anpassung der Konditionen bei 
der nächsten Fortschreibung, zum Beispiel er-
gänzende Regelungen beim Programm „Preis-
wertes Wohneigentum“ in sehr hochwertigen 
städtischen Lagen. Anpassungen und Fort-
schreibungen erfährt das SIM zudem sobald die 
Richtlinien der Wohnbauförderprogramme der 
Stadt oder des Landes fortgeschrieben werden, 
sowie jährlich bei der Anpassung Infrastruktur-
kostenpauschale für Kindertagesstätten. 

Da die SIM-Verfahren parallel zum Bebauungs-
planverfahren laufen und die städtebaulichen 
Verträge vor dem Auslegungsbeschluss zum 
Bebauungsplan abgeschlossen werden, ergibt 
sich keine Verzögerung durch die Anwendung 
des Verfahrens. 

Hinsichtlich der Akzeptanz der Marktteilnehmer 
stellt die geforderte Quote aus Investorensicht 
aufgrund der derzeitigen hohen Wohnungs-
nachfrage kein wirkliches Hemmnis dar. Somit 
hat sich eine vorab befürchtete abschreckende 
Wirkung auf Investoren nicht bestätigt. 

Derzeit sind bereits acht SIM-Verfahren abge-
schlossen: sieben private Verfahren mit ungefähr 
90 geförderten Wohnungen, davon ungefähr 50 
Sozialwohnungen sowie ein Vorhaben der städ-
tischen Wohnungsbaugesellschaft SWSG mit 
ungefähr 110 geförderten Wohnungen, davon 
ungefähr 40 Sozialwohnungen.

26 Vorhaben befinden sich in unterschiedlichen 
Verfahrensständen, vom laufenden städtebauli-
chen Wettbewerb bis zu Verfahren, die kurz vor 
Vertragsschluss stehen. Darunter befinden sich 
20 private Verfahren mit ungefähr 550 geför-
derten Wohnungen, davon ungefähr 290 Sozi-
alwohnungen sowie sechs Vorhaben des kom-
munalen Wohnungsunternehmens mit ungefähr 
1.250 geförderten Wohnungen, davon ungefähr 
940 Sozialwohnungen.

Durch die Anwendung auf alle Neubauvorhaben 
unter Einbeziehung gewerblicher Objekte ist das 
SIM ein konsequentes und transparentes Ver-
fahren. Nach Kritik aus der Immobilienwirtschaft 
wurde das SIM unter Beteiligung der Bau- und 
Immobilienwirtschaft 2014 überarbeitet. Sofern 
sich in der Praxis Probleme ergeben, werden 

Wirksamkeit

↑ Schwabstraße vorher und nachher © Landeshauptstadt Stuttgart, Stadtplanungsamt
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Düsseldorf

Quotierungsregelungen für 
preisgedämpften Wohnungsbau

↑ Neue Stadtquartiere Derendorf Les Halles © Stadt Düsseldorf 
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Die Landeshauptstadt Düsseldorf hat seit Jahren 
ein kontinuierliches Bevölkerungswachstum zu 
verzeichnen. Im Zeitraum 2010 bis 2014 ist die 
Stadt um etwa 15.000 Einwohner gewachsen.15 
In der Folge haben sich daraus Nachfrageeng-
pässe und Preiszuwächse im Bauland- und 
Wohnungsmarkt ergeben. Hinzu kommt, dass 
auch der Anteil an mietpreis- und belegungs-
gebundenen Mietwohnungen am Gesamtwoh-
nungsbestand im Zeitraum von 2010 bis 2014 
von 6,9 Prozent auf 5,2 Prozent gesunken ist.16 

Bereits im Jahr 2011 hat die Stadt reagiert und 
das Thema Wohnen mit der Entwicklung des 
Handlungskonzepts für den Wohnungsmarkt 
(HKW) aufgegriffen, das nach einem breit ange-
legten Prozess im Jahr 2013 in das wohnungs-
politische Grundsatzprogramm mündete. Das 
Hauptziel des wohnungspolitischen Handelns 
der Stadt ist eine gemeinwohlorientierte Wohn-
bauentwicklung unter Berücksichtigung städte-
baulicher und architektonischer Qualitäten, die 
ein ausgewogenes Wohnraumangebot in allen 
Preissegmenten schafft. Unter diesem Oberziel 
sind 12 Teilziele definiert worden, darunter auch 
zur „Förderung städtischen Wohnens nach dem 
räumlichen Leitbild „Innen- vor Außenentwick-
lung“, zur „klimaangepassten Stadtentwicklung“ 
und „Modernisierung der Wohnungsbestände“. 
Zur Operationalisierung der Teilziele sind sechs 
Aktionsfelder gebildet worden, unter anderem 
„Planen und Bauen nach dem Düsseldorfer 
Modell“ und „Beratungs- und Informationsange-
bote.17 

15	 Landeshauptstadt Düsseldorf: Wohnungsmarkt Düssel-
dorf 2010–2014, Anlage 1 Datenblatt, S. 5.
16	 ebenda.
17	 Landeshauptstadt Düsseldorf: Zukunft Wohnen. Düssel-
dorf – Ein Handlungskonzept für den Wohnungsmarkt. 2013, 
S. 126.

Die Schaffung von Wohnraum für Haushalte mit 
geringen Einkommen erfolgt über den geforder-
ten Anteil an öffentlich geförderten Wohnungen 
über die Wohnraumförderung des Landes NRW. 
Aufgrund des hohen Mietniveaus in Düsseldorf 
fällt es jedoch auch insbesondere Haushalten mit 
mittleren Einkommen schwer, am freien Markt 
eine bezahlbare und angemessene Wohnung zu 
finden. Dies betrifft Haushalte, die die Berech-
tigung zum Bezug einer öffentlich geförderten 
Wohnung aufgrund ihres Einkommens knapp 
verfehlen, aber auf der anderen Seite Schwie-
rigkeiten haben, sich auf dem freien Wohnungs-
markt zu versorgen. Die Stadt Düsseldorf hat 
auf diese Angebotslücke bei der Wohnraumver-
sorgung für diese Haushalte reagiert, indem ein 
spezifisches Quotenmodell das Segment des 
preisgedämpften Wohnungsbaus adressiert. 

Das Düsseldorfer Verfahren zur „Festlegung von 
Anteilen preiswerter und bezahlbarer Wohnun-
gen in Neubaugebieten“ zeigt kommunale Hand-
lungsmöglichkeiten auf. 

↑	 Neue Stadtquartiere Derendorf New York 
	 © Stadt Düsseldorf
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Insgesamt 40 Prozent der geplanten Wohnein-
heiten müssen im öffentlich geförderten und 
preisgedämpften Segment realisiert werden. Die 
Aufteilung kann der Investor innerhalb des vor-
gegebenen Rahmens wählen:
a)	 mindestens 20 Prozent bis zu 30 Prozent öf- 
	 fentlich geförderter Wohnungsbau und 
b)	 mindestens 10 Prozent bis zu 20 Prozent  
	 preisgedämpfter Wohnungsbau 

Die Quotierungsregelung gilt bei allen Woh-
nungsbauprojekten mit Bebauungsplan und 
städtebaulichem Vertrag auf privaten Grund-
stücken, bei denen das Verfahren nach dem 
06.06.2013 begonnen hat. Sie wird unabhängig 
von der Anzahl der geplanten Wohneinheiten 
angewendet. Eine prozentuale oder anteilige 
Schwelle für den Wertverbleib wird in der Quo-
tierungsregelung nicht vorgegeben.

Teil 2 – Liegenschaftspolitische Instrumente in der Praxis
>  Düsseldorf 

Durch die Quotierungsregelung soll Wohnraum 
für Haushalte mit geringen und mittleren Ein-
kommen im Neubausegment geschaffen wer-
den. Ein weiteres wesentliches Ziel ist eine aus-

gewogene Bewohnerstruktur in den Quartieren, 
um nachhaltig lebendige Wohnviertel zu erhal-
ten.

Zielsetzung

Beschreibung

↑ Neue Stadtquartiere Derendorf Ile © Stadt Düsseldorf
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Abweichungen vom beschriebenen Regelver-
fahren sind im Einzelfall aus städtebaulichen 
oder wirtschaftlichen Gründen möglich, bedürfen 
jedoch eines Beschlusses durch die politischen 
Gremien. Die in der ursprünglichen Fassung 
vorgegebenen Abweichungsoptionen führten in 
der Anwendungspraxis zu Problemen und wur-
den daher gestrichen.

Für Entwicklungen auf städtischen Grundstü-
cken oder bei deren Veräußerung gelten die Re-
gelungen als Zielwert für das Jahresmittel aller 
für wohnbauliche Nutzung veräußerten Grund-
stücke, gemittelt über Dreijahreszeiträume.

Im Zusammenhang mit der Diskussion um stei-
gende Baukosten aufgrund des Quotierungs-
modells hat die Stadt Düsseldorf im Jahr 2015 
ihre Stellplatzrichtlinie geändert und ermöglicht 
damit bei bestimmten Voraussetzungen eine Ab-
senkung des Stellplatzschlüssels bzw. Verzicht 
auf Stellplätze im Einzelfall. Durch diese flankie-
rende Maßnahme wird eine deutliche Senkung 
der Kosten für Tiefgaragen erwartet.

Abweichende Regelungen bestehen unter ande-
rem für die Umnutzung bestehender Nichtwohn-
gebäude, Wohnhochhäuser, gemeinschaftliche 
Wohnformen und Apartments. Die Regelungen 
stehen unter dem Vorbehalt der Bereitstellung 
ausreichender Wohnungsbaufördermittel durch 
das Land NRW.

Als einheitlicher Wert für die preisgedämpfte 
Nettokaltmiete sind 9,60 €/m² als Basiswert 2016 
festgelegt worden. Dieser einheitliche Startwert 
wird zukünftig auf Grundlage des Baupreisindex 
in regelmäßigen Abständen neu ermittelt. Zum 
Tragen kommt der indexierte Wert jeweils bei 
Bezugsfertigkeit der preisgedämpften Wohnein-
heiten.

Zielgruppe für das preisgedämpfte Wohnungs-
marktsegment sind – in Anlehnung an die Ein-
kommensgrenze des öffentlich geförderten 
Wohnungsbaus und unter der Vorgabe, dass ein 
Haushalt nicht mehr als 30 Prozent seines ver-
fügbaren Einkommens für die Miete ausgeben 
sollte – Haushalte, die die Einkommensgrenze 
des öffentlich geförderten Wohnungsbaus um 
maximal 60 Prozent überschreiten.

preisgedämpften Segment.18 Darüber hinaus ist 
die Verwaltung durch den Rat der Stadt Düssel-
dorf aufgefordert, bei jedem Bauvorhaben auf 
die Verwirklichung der Ziele aus dem HKW hin-
zuwirken. 

Der Zeitraum für die Bebauungsplanung, die 
Genehmigung und den Bau beträgt in der Re-

18	 Telefoninterview Stadt Düsseldorf, Fachbereich Stadt-
entwicklung und Stadterneuerung 12.09.2016.

Mittlerweile liegen sechs unterschriebene städ-
tebauliche Verträge mit Regelungen zu einer 
Quotierung vor. Im Verfahren sind insgesamt 
2.625 Wohneinheiten davon 350 Wohneinheiten 
öffentlich gefördert und 465 Wohneinheiten im 
preisgedämpften Segment. Im preisgedämpften 
Segment ist die Erstellung von 65 Wohneinhei-
ten rechtskräftig vereinbart worden. In der Vor-
planung befinden sich darüber hinaus insgesamt 
4.730 Wohneinheiten, davon 950 Wohneinheiten 
öffentlich gefördert sowie 950 Wohneinheiten im 

Wirksamkeit
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Wesentliches Element des Quotierungsmodells 
in Düsseldorf ist die Gleichbehandlung der In-
vestoren sowie transparente Regelungen und 
Dokumentation über Abweichungen vom Stan-
dardverfahren.

gel etwa vier bis fünf Jahre. Befürchtungen, die 
Quotierungsregelung könnte zur Verringerung, 
zu Verlangsamung oder zum Erliegen von Woh-
nungsbauprojekten mit Bebauungsplanverfah-
ren in Düsseldorf führen, haben sich nicht be-
stätigt. Durch intensive Nachverhandlung der 
Verwaltung konnten sogar in den Projekten 
ohne verbindliche Quoten öffentlich geförderte 
und preisgedämpfte Wohneinheiten geschaffen 
werden.

↑	 Neue Stadtquartiere Derendorf Le Flair © Stadt Düsseldorf
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Kapitel

Heidelberg

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
Bahnstadt

↑ Blick auf die Bahnstadt mit Wohnbebauung, Schwetzinger Terrasse, Kita und Skylabs © Christian Buck
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Ein deutlicher Preisanstieg bei Neuvermietun-
gen in den zentralen Lagen der Stadt Heidelberg 
führte auch zu Mieterhöhungen durch etliche 
Marktteilnehmer bei bestehenden Mietverhält-
nissen. Dies führt perspektivisch zu einer (wei-
teren) Verdrängung von Haushalten mit gerin-
gem und inzwischen auch mittlerem Einkommen 
aus der Kernstadt. Insbesondere Familien mit 
einem höheren Platzbedarf haben zunehmend 
Probleme, sich angemessen mit Wohnraum in 
der Stadt zu versorgen. Nach Einschätzung der 
Stadt begünstigt die Preisentwicklung tendenzi-
ell Single- und Paarhaushalte und führt zur sozi-
alen Entmischung. Um in einem breit angelegten 
Prozess darauf zu reagieren, initiierte die Stadt 
2013 das Bündnis für Wohnen in Heidelberg. 

Auch in Heidelberg werden darüber hinaus un-
terschiedliche wohnungs- und liegenschaftspo-
litische Instrumente zur Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum zur Miete und im Eigentum 
eingesetzt. Dazu zählen neben dem Bündnis 
für Wohnen ein umfangreiches Förderangebot, 
eine Wohnberatung sowie Handlungsvorgaben 
für das Baulandmanagement. Mit den Hand-
lungsvorgaben für das Baulandmanagement 

verfolgt die Stadt die Ziele, Planungsbegüns-
tigte verursachergerecht an den Kosten der 
Baulandentwicklung für technische und soziale 
Infrastruktur zu beteiligen, mindestens 20 Pro-
zent neu geschaffener Wohnflächen besonders 
für mittlere Einkommensbezieher bezahlbar zu 
machen und in den räumlichen Anwendungsbe-
reichen eine sozial gemischte Bevölkerungs-
struktur zu erreichen. Die Regelungen beziehen 
sich ausschließlich auf neu zu schaffendes Bau-
recht oder auf Fälle, bei denen das vorhandene 
Baurecht geändert werden soll, zum Beispiel bei 
Erhöhung des Maßes der zulässigen Nutzung.

Im Rahmen der vorliegenden Dokumentation zu 
liegenschaftspolitischen Instrumenten wird die 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahme (§ 165 
BauGB) am Beispiel der Flächenentwicklung der 
Heidelberger Bahnstadt vorgestellt. Das Beispiel 
Bahnstadt Heidelberg zeigt die Eignung des Ins-
truments der städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahme für sehr große Entwicklungsgrundstücke 
zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. 

Ein Ziel der Stadt Heidelberg ist es, die Bahn-
stadt besonders für Familien attraktiv zu ma-
chen. Daher wurde mit der Entwicklungsge-
sellschaft Heidelberg (EGH) eine Vereinbarung 
abgeschlossen, nach der unter anderem rund 20 
Prozent des entstehenden Wohnraums geför-
dert werden sollen. Diese Förderung richtet sich 
an künftige Mieter wie auch an selbstnutzen-
de Eigentümer. So werden von der Stadt auch 
Haushalte gefördert, die über den Einkommens-
grenzen des öffentlich geförderten Wohnungs-
baus liegen. Damit werden auch in Heidelberg 
die Mieterhaushalte gefördert, die keinen Wohn-
berechtigungsschein erhalten, aber auf dem 
Heidelberger Wohnungsmarkt kaum bezahlba-
ren Wohnraum finden. Insgesamt stehen dafür 
Mittel in Höhe von sechs Millionen Euro bereit.

Teil 2 – Liegenschaftspolitische Instrumente in der Praxis
>  Heidelberg 

↑	 Promenade in der Heidelberger Bahnstadt
	 © Christian Buck
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Nach der Stilllegung des Heidelberger Güter- 
und Rangierbahnhofs 1997 sowie des Abzugs 
der US-Streitkräfte eröffnete sich für die Stadt 
die Möglichkeit zur Entwicklung einer Fläche 
in zentraler Lage zu einem neuen Stadtteil von 
insgesamt 116 Hektar. Die städtebauliche Ent-
wicklungsmaßnahme „Bahnstadt“ dient der ein-
heitlichen und zügigen Umsetzung der 2003 
beschlossenen städtebaulichen Rahmenpla-
nung. Geplant ist ein neuer Stadtteil, in dem 
etwa 5.000 Menschen wohnen und etwa 7.000 
weitere arbeiten. Der Bereich soll entsprechend 
seiner besonderen Bedeutung für die städtebau-
liche Entwicklung und Ordnung der Stadt Heidel-
berg und zur Deckung des erhöhten Bedarfs an 
Wohnungen und Arbeitsstätten sowie zur Errich-
tung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtun-
gen erstmalig entwickelt und brachliegende Flä-
chen sollen einer städtebaulichen Neuordnung 
zugeführt werden. Dafür benötigt die Stadt den 
Zugriff auf infrastrukturell notwendige Flächen.

Darüber hinaus werden in Heidelberg derzeit unter anderem die Konversionsflächen Campbell Barracks und 

Mark-Twain-Village für bezahlbaren Wohnraum entwickelt. Zum 1. Januar 2016 haben die Stadt und ihre Part-

ner einen Großteil der Fläche Mark-Twain-Village/Campbell Barracks übernommen. In der Gesellschaft haben 

sich die Heidelberger Volksbank, die Volksbank Kurpfalz, die städtische Wohnungsbaugesellschaft GGH so-

wie die Baugenossenschaften Familienheim und Neu Heidelberg zusammengeschlossen. Im Sommer 2016 

sind bereits die ersten Mieter in renovierte Wohnungen eingezogen. Die Partner haben sich verpflichtet, das 

wohnungspolitische Konzept umzusetzen. Demnach werden 70 Prozent des entstehenden Wohnraums als 

preiswerte Mietangebote mit Quadratmeterpreisen zwischen 5,50 und 8 Euro für Haushalte mit geringem Ein-

kommen oder als Eigentum für Schwellenhaushalte angeboten. Die sanierten Wohnungen in Bestandsgebäu-

den sollen ab Ende 2017, die Wohnungen in Neubauten ab Ende 2018 verfügbar sein. Insgesamt sind 1.300 

Wohneinheiten geplant. 

Zielsetzung

↑	 Wohngebäude ggh und Kita Schwetzinger Terrasse
	 © Christian Buck
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Um das Stadtentwicklungsprojekt mit derartigem 
Ausmaß zu realisieren, beschloss die Stadt nach 
umfangreichen Untersuchungen, Konzeptionen 
und Wettbewerben im Jahr 2008 eine städtebau-
liche Entwicklungsmaßnahme für die Entwick-
lung des zukünftigen Stadtteils „Bahnstadt“. Die 
förmlichen Voraussetzungen zur Festlegung als 
städtebauliches Entwicklungsgebiet waren unter 
anderem durch einen erhöhten Bedarf an Wohn-
bauflächen und Arbeitsstätten, einer nicht ausrei-
chenden Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer 
sowie der städtebaulichen Neuordnung brachlie-
gender Flächen zum Allgemeinwohl gegeben. Al-
lein der Immobiliengesellschaft der Bahn, aurelis 
Real Estate, gehörten etwa 60 Prozent der Flä-
chen im Gebiet. Der Stadt gelang es nicht, mit ihr 
eine Einigung über ein tragfähiges, die einheit-
liche und wirtschaftliche Durchführung der Ge-
samtmaßnahme sicherndes Entwicklungsmodell 
zu erzielen. Damit schied sowohl der Abschluss 
eines städtebaulichen Vertrages als Alternative 
zur Einbeziehung dieser Grundstücke in die Ent-
wicklungsmaßnahme als auch ein freihändiger 
Erwerb aus.

Bereits 2007 wurde die Entwicklungsgesell-
schaft Heidelberg (EGH) gegründet: ein Konsor-

tium aus der städtischen Gesellschaft für Haus- 
und Grundbesitz Heidelberg, der Sparkasse 
Heidelberg und der LBBW Immobilien Manage-
ment GmbH. Die EGH erwarb etwa 60 Hektar 
Bahnstadtgelände von der aurelis Real Estate. 
Die EGH-Fläche von 60 Hektar teilt sich zu 15 
Hektar in Wohnen, zu 15 Hektar in Gewerbe und 
sechs Hektar in Mischgebiet sowie 14 Hektar in 
Grün- und Freiflächen. Der Rest ist für Verkehrs-
flächen reserviert. 

Mit der Erschließung und Vermarktung der Bahn-
stadt hat die Stadt Heidelberg die Entwicklungs-
gesellschaft Heidelberg betraut. Die Stadt Hei-
delberg schloss einen städtebaulichen Vertrag 
mit der EGH. Darin verpflichtet sich die EGH, 
Grundstücke innerhalb einer angemessenen 
Frist entsprechend den Vorgaben des städtebau-
lichen Rahmenplanes und der hieraus zu entwi-
ckelnden Bebauungspläne zuzuführen. Durch 
diese so genannte Abwendungsvereinbarung  
(§ 166 Absatz 3 BauGB) erübrigte sich ein Grund-
stücksankauf dieser Flächen durch die Stadt.

Das Investitionsvolumen aller öffentlichen und 
privaten Bauprojekte in dem Areal wird auf rund 
zwei Milliarden Euro geschätzt.

Teil 2 – Liegenschaftspolitische Instrumente in der Praxis
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Beschreibung
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↑ Bistro, Kita und Wohnbebauung mit Feuerwehr im Hintergrund © Steffen Diemer

Bis Ende 2016 sind bereits rund 2.200 Wohnun-
gen für rund 3.400 Bewohner errichtet worden. 
Arbeitsplätze entstehen vor allem in wissensba-
sierten Unternehmen, Einrichtungen und For-
schungsunternehmen, aber auch im Einzelhan-
dels- und Dienstleistungsbereich. Die Nachfrage 
nach Grundstücken und Wohnungen ist so groß, 
dass die Planungen für den zweiten Bauab-
schnitt bereits im Jahr 2012 um zwei Jahre vor-
gezogen wurden. 

Sämtliche Gebäude auf dem Gebiet der Bahn-
stadt werden im Passivhaus-Standard errichtet. 
Die Wärmeversorgung erfolgt durch Fernwärme, 
die zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energien 
erzeugt wird. Die Stadtentwicklungsmaßnahme 
ist damit auch ein Klimaschutzprojekt mit inter-
nationalem Vorbildcharakter.

Wirksamkeit
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bodenrechtliche Instrumentarium für die In-
nenentwicklung zu verbessern und zu er-
weitern sowie die Kommunen bei der Innen-
entwicklung auch finanziell zu fördern (zum 
Beispiel durch Übernahme unrentierlicher 
Kosten oder durch temporäre Verstärkung 
der Planungsverwaltung für ein entsprechen-
des Innenentwicklungsmanagement).

Insbesondere über die Weiterentwicklung von 
Instrumenten zur Stärkung der Innenentwick-
lung können die Rahmenbedingungen für eine 
aktive Baulandpolitik zur Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum verbessert werden.

Weiterentwicklung der Instrumente zur 
Stärkung der Innenentwicklung

Aus Sicht der Experten der Arbeitsgruppe „Ak-
tive Liegenschaftspolitik“ im Bündnis für be-
zahlbares Wohnen und Bauen des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit stehen bereits vielfältige pla-
nungs- und bodenrechtliche Instrumente und 
praktikable Verfahren zur Innenentwicklung zur 
Verfügung. Es liegt bei den Kommunen, die vor-
handenen Regelungen konsequent anzuwen-
den. Diese beziehen sich vor allem auf die in-
tensivere Nutzung und effektivere Mobilisierung 
von Innenentwicklungspotenzialen. 

Die Innenbereiche zahlreicher Städte verfügen 
über erhebliche Wohnbauflächenpotenziale, die 
im Rahmen des Flächensparziels vorrangig ge-
nutzt werden sollen. Das Spektrum der Flächen-
typen reicht von Baulücken, mindergenutzten 
Grundstücken über Nachverdichtungspotenzi-
ale und Brachflächen bis zur Umwidmung von 
nicht mehr benötigten Gewerbeimmobilien und 
Konversionsflächen. Hinsichtlich ihrer Größe 

In der Gesamtschau ist vor allem bei den Kom-
munen ein offensichtlicher Bedeutungszuwachs 
der systematischen und aktiven Baulandpolitik 
festzustellen. Der Paradigmenwechsel hin zu 
einer aktiven, marktbeeinflussenden Politik ist 
vielerorts schon eingetreten. Erwartet wird, dass 
sich sowohl bei der systematischen Bodenvor-
ratspolitik wie auch bei der Vergabepraxis der 
Grundstücke die vorgestellten Instrumente und 
Strategieelemente weiter verbreiten und an Be-
deutung in der kommunalen Praxis gewinnen. 
Unterstützt wird diese Entwicklung auch durch 
die zahlreichen neuen kommunalen Bündnisse 
für Wohnen. In der Zusammenarbeit von Politik 
und Verwaltung mit den lokalen Akteuren der 
Wohnungswirtschaft, Verbänden oder zivilgesell-
schaftlichen Initiativen werden auf lokaler Ebene 
gemeinsame Zielformulierungen, Abstimmungen 
und Selbstverpflichtungen für Aktivitäten zur Bau-
landentwicklung vereinbart. Vor diesem Hinter-
grund ist auch die weitere systematische Verzah-
nung von planungs-, bau- und bodenrechtlichen 
Instrumenten im Rahmen von Baulandbeschlüs-
sen und Baulandmodellen zu erwarten.

Allerdings bedarf es immer noch gezielter An-
stöße und Ergänzungen zur Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum:
•	 Die Ursache steigender Baulandpreise ist 

nicht beseitigt. Noch immer herrscht ein 
grundsätzlicher Mangel an verfügbarem Bau-
land und Baurechten in den Wachstumsregi-
onen. 

•	 Bund und Länder sollten für Wohnzwecke 
geeignete Grundstücke den Kommunen zeit-
nah zu wirtschaftlich tragfähigen Preisen für 
bezahlbaren Wohnraum bereitstellen.

•	 Um die Handlungsmöglichkeiten der Kom-
munen zu verbessern und zu erweitern, be-
darf es einer flankierenden Unterstützung 
durch Bund und Länder. Dabei gilt es, das 



[ 80 ]

Teil 3 - Ausblick: Bedeutungszuwachs aktiver Baulandpolitik und Ergänzung des vorhandenen Instrumentariums 
zur Innenentwicklung 

•	 Verbilligte Abgabe von Bundesliegenschaf-
ten durch die BImA

Neben der prioritären Stärkung der Innenstäd-
te und dem Vorrang der Innenentwicklung ist in 
wachsenden Stadtregionen mit angespannten 
Wohnungsmärkten auch eine bedarfsgerechte 
Außenentwicklung notwendig, sofern die Innen-
entwicklungspotenziale zu gering sind oder sich 
mit dem bestehenden Instrumentarium nicht aus-
reichend bebaubare Innenentwicklungsflächen 
mobilisieren lassen, um kurz- bis mittelfristig den 
dringend benötigten Wohnraum zu schaffen. Ent-
sprechend sind die Vorgaben der Landes- und 
Regionalplanung so zu gestalten, dass sie den 
Gemeinden einen Abwägungsspielraum und 
Planungsalternativen einräumen, um flexibel 
eine bedarfsgerechte Außenentwicklung durch-
führen zu können. Ziel ist es, die Kommunen in 
die Lage zu versetzen, Wohnbauflächenentwick-
lungen auf den Flächen einzuleiten, auf denen 
Grundstückseigentümer bereit sind, die kommu-
nalen Planungsziele zu unterstützen. Damit wird 
es den betreffenden Kommunen erleichtert, eine 
ausreichende und preisgünstige Wohnraumver-
sorgung zu gewährleisten.

Stärkung der Innenentwicklung durch 
Anpassung des Bauplanungsrechts

Ein Teil der für die Stärkung der Innentwicklung 
relevanten bauplanungsrechtlichen Rahmenbe-
dingungen hat der Bundesgesetzgeber bereits 
mit den BauGB-Novellen von 2007 und 2013 um-
gesetzt (unter anderem Einführung Bebauungs-
plan der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB). 
Darüber hinaus wird mit der aktuellen Baupla-
nungsrechtsnovelle zur Umsetzung der Richt-
linie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur 
Stärkung des neuen Zusammenlebens in der 

und spezifischen Lage sowie der Planungs- und 
Entwicklungszustände weisen diese Flächenpo-
tenziale eine erhebliche Heterogenität auf. 

Innenentwicklungspotenziale wurden in den 
Wachstumsstädten mit hohem Bevölkerungs- 
und Haushaltswachstum in den vergangenen 
Jahren bereits vielfach erfolgreich erschlossen. 
Vor allem in Regionen mit angespanntem Woh-
nungsmarkt sind die noch verbleibenden Flä-
chenpotenziale nur schwer und mit erheblichem 
Aufwand zu aktivieren. Hinzu kommen oftmals 
Entwicklungshemmnisse, wie kleinteilige Eigen-
tumsstrukturen, divergierende Interessenlagen 
und eine disperse räumliche Verteilung, die ei-
ner zeitnahen Mobilisierung und Nutzung der 
Flächen für den Wohnungsbau entgegenstehen 
oder diesen zumindest erschweren. Darüber 
hinaus werden Grundstücke aus Spekulations-
gründen, Desinteresse am Verkauf oder an einer 
eigenen Bauinvestition nicht aktiviert. Erhebliche 
Hemmnisse ergeben sich auch aus den gelten-
den Vorschriften zu Lärmgrenzwerten, vor allem 
zu Verkehrs- und Gewerbelärm. 

Der Bund hat daher gemeinsam mit den Part-
nern im Bündnis konkrete Vorschläge und Prüf-
aufträge für die Erleichterung von Wohnungs-
bauvorhaben der Innenentwicklung auf den 
Weg gebracht und begleitet dies auch mit For-
schungsvorhaben. Aktuell werden unter ande-
rem folgende Ansätze verfolgt: 
•	 Einführung einer neue Gebietskategorie „Ur-

banes Gebiet“ in der BauNVO
•	 Vermehrte Anwendung eines qualifizierten 

Innenentwicklungsmanagements
•	 Prüfung einer „Innenentwicklungsmaßnah-

me“ als neues Instrument des besonderen 
Städtebaurechts

•	 Dachaufstockungen und Dachausbauten 
•	 Stellplatzverordnung
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tegorie in der städtebaulichen Praxis tatsächlich 
erfolgt und inwieweit sie für die Schaffung neuen 
Wohnraums relevant sein wird, gilt es aufmerk-
sam zu beobachten und zu gegebener Zeit zu 
evaluieren. 

Vermehrte Anwendung eines qualifizierten 
Innenentwicklungsmanagements

Die Aktivierung von Baulücken und Brachflächen 
setzt umfangreiche Kenntnisse der Innenent-
wicklungspotenziale, der Instrumente zu deren 
Mobilisierung, personelle Kapazitäten und eine 
aufsuchende Eigentümeransprache voraus. In 
der Praxis fehlen häufig die Instrumente und 
personellen Kapazitäten, um die vorhandenen 
Flächenpotenziale im Innenbereich zeitnah für 
den Wohnungsbau bereitzustellen. Insbeson-
dere kleinere Städte und Gemeinden benötigen 
zum Beispiel für den erstmaligen Erfassungs-
prozess die Unterstützung vom Bund und/oder 
den Ländern. Besonders hilfreich scheint aus 
Sicht der Praxisvertreter ein qualifiziertes Innen-
entwicklungsmanagement zu sein, um Innenent-
wicklungspotenziale gezielt zu erfassen und zu 
aktivieren, Eigentümer zu unterstützen, gegebe-
nenfalls verdrängten Nutzern Alternativflächen 
zu vermitteln und verwaltungsinterne Prozesse 
zu optimieren und zu verkürzen. Ergebnisse der 
Expertise zu Potenzialen und Rahmenbedin-
gungen von Dachaufstockungen und Dachaus-
bauten (siehe unten) bestätigen, dass sich viele 
rechtliche und planerische Hemmnisse in Ko-
operation mit den entsprechenden Ämtern der 
Verwaltung bewältigen lassen.

Das BBSR hat daher im Rahmen der Wohnungs-
bauoffensive ein neues ExWoSt-Forschungsfeld 
aufgelegt, in dem acht Kommunen verschiedene 
Bausteine für ein solches Management über drei 

Stadt der innerstädtische Wohnungsneubau 
gestärkt. Die Novelle sieht zur Umsetzung des 
Programms „Neues Zusammenleben in der 
Stadt“ des BMUB die Einführung der neuen 
Baugebietskategorie „Urbanes Gebiet (MU)“ in 
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vor. An 
der Schnittstelle von Städtebaurecht und Im-
missionsschutzrecht soll den Kommunen zur 
Erleichterung des Bauens in stark verdichteten, 
funktionsgemischten innerstädtischen Gebieten 
mehr Flexibilität eingeräumt werden. Das urba-
ne Gebiet ermöglicht eine flexiblere Gestaltung 
der Nutzungsmischung; sie muss in Abgrenzung 
zum Mischgebiet nicht gleichgewichtig sein. Pa-
rallel dazu soll die TA Lärm geändert werden, 
um etwas höhere Lärmpegel zu ermöglichen. 
Die Immissionsrichtwerte für das neue „Urbane 
Gebiet“ sollen auf maximal 63 Dezibel tagsüber 
und 48 Dezibel nachts festgesetzt werden, was 
jeweils drei Dezibel über den derzeit zulässigen 
Werte für Mischgebiete liegt. 

Auf diese Weise würden vor allem stärker nut-
zungsgemischte Vorhaben im Rahmen der 
Nachverdichtung oder der Überplanung zur In-
nenentwicklung zugelassen. Damit soll die Di-
chotomie von rein auf Wohnfunktion einerseits 
und auf Kerngebieten und Mischgebiete mit 
hohem Anteil von Gewerbe andererseits ausge-
richteten Konzepten aufgelöst werden. Voraus-
setzung ist allerdings, dass weiterhin gesunde 
Wohnverhältnisse möglich sind. Ziel ist es, die 
einer bislang der Entwicklung von Wohnungs-
bauvorhaben in verdichteten innerstädtischen 
Quartieren entgegenstehenden Ausschlusskri-
terien zu überwinden und eine flexible Mischung 
von Einzelhandel, Wohnungsbau und Gewerbe-
betrieben zu ermöglichen. Darüber hinaus sollen 
auch bauliche Dichten wie in Kerngebieten in-
nerhalb dieser Gebietskategorie ermöglicht wer-
den. Wie die Umsetzung der neuen Gebietska-



[ 82 ]

Teil 3 - Ausblick: Bedeutungszuwachs aktiver Baulandpolitik und Ergänzung des vorhandenen Instrumentariums 
zur Innenentwicklung 

aber teilweise nur in Sanierungsgebieten anzu-
wenden. So erfolgen Baugebote jeweils für ein 
einzelnes Grundstück. Eine flächenhafte Mobili-
sierung von Grundstücken zur Innenentwicklung 
ist damit in der Regel nicht gegeben. Die städ-
tebauliche Entwicklungsmaßnahme, die eine 
flächenhafte Mobilisierung erreichen kann, ist 
dagegen bisher nicht für dispers verteilte kleine-
re Grundstücke der Innenentwicklung möglich, 
sondern nur als Gesamtmaßnahme für große, 
zusammenhängende Gebiete.

In einer Unterarbeitsgruppe der AG Aktive Lie-
genschaftspolitik im Bündnis für bezahlbares 
Wohnen und Bauen wurde erörtert, wie ein  neu-
es Instrumentarium ausgestaltet werden kann, 
das eine gebietsbezogene, flächenhafte und 
systematische Mobilisierung von dispers ver-
teilten Brachflächen und Baulücken zum Zwe-
cke der Bebauung zum Ziel hat. Dazu wurden 
zwei Vorschläge diskutiert: entweder innerhalb 
des bestehenden Entwicklungsrechts durch 
eine erweiterte Begriffsauslegung der Gesamt-
maßnahme (räumlich, funktional) oder als neu-
er Maßnahmentyp zur Innenentwicklung, der 
„Innenentwicklungsmaßnahme“. Die Tatsache, 
dass die mit der Thematik befassten Experten 
unabhängig voneinander zu ähnlichen Vorschlä-
gen für die Weiterentwicklung des Entwick-
lungsrechtes gelangten, legt den Schluss nahe, 
dass hier offensichtlich ein dringender Prüf- und 
Handlungsbedarf besteht.

Mit der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
(§ 165 BauGB) hat der Gesetzgeber den Kom-
munen ein durchsetzungsstarkes Instrument zur 
zügigen Aufschließung neuer Siedlungsgebiete 
oder wesentlichen Funktionsänderungen vor-
handener Ortsteile an die Hand gegeben. Die 
Umsetzung neuer Nutzungskonzepte für städ-
tebauliche Brachflächen, zum Beispiel aufgelas-

Jahre hinweg erproben. Kern ist die Etablierung 
eines „Innenentwicklungsmanagers“, der städ-
tebaulich sinnvolle, bislang nicht für den Woh-
nungsbau nutzbare Liegenschaften durch geziel-
te Ansprache von Eigentümern und potenziellen 
Investoren aktiviert. Erforderlich sind dazu die 
systematische Erhebung beziehungsweise Wei-
terqualifizierung bestehender Erhebungen von 
Potenzialflächen der Innenentwicklung und Stra-
tegien für eine planerische Vorbereitung (Test-
entwürfen, Vorentwürfe) und deren Umsetzung. 
Die Modellvorhaben im Forschungsfeld haben 
Anfang 2017 mit ihrer Arbeit begonnen. 

Andererseits zeigt sich auch bei erfolgreich an-
gewendeten Managementansätzen in Kommu-
nen, dass es offensichtlich darüber hinaus auch 
neuer rechtlicher Instrumente zur Ausschöpfung 
und Aktivierung von Innenentwicklungspotenzia-
len bedarf.

Prüfung einer „Innenentwicklungsmaßnahme“ 
als zusätzliches Instrument des Boden- und 
Städtebaurechts

Über die aufgeführten qualifizierten Manage-
mentansätze hinaus besteht auch ein Bedarf, 
das boden- und städtebaurechtliche Instrumen-
tarium weiterzuentwickeln. Denn zum einen 
verhindert in zahlreichen Fällen eine fehlende 
Mitwirkungsbereitschaft der Grundstückseigen-
tümer die gewünschte Aktivierung von Innen-
entwicklungspotenzialen. Zum anderen lässt 
sich mit den vorhandenen bodenrechtlichen In-
strumenten keine wünschenswerte flächenhaf-
te Mobilisierung räumlich getrennt liegender 
Flächenpotenziale herbeiführen. Das Vorkaufs-
recht, das Bau- und Anpassungsgebot und die 
Enteignung sind auf den Einzelfall angelegt und 
nur aufwändig, mit Rechtsunsicherheiten oder 
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sätzlichen Instruments zur Innenentwicklung ist 
die flächenhafte Mobilisierung dispers verteilter, 
kleinteiliger innerstädtischer Flächen (Brachflä-
chen, untergenutzte Areale, Baulücken) durch 
eine koordinierte Gesamtmaßnahme. Damit 
dient sie der Innenentwicklung der Städte und 
Gemeinden und unterstützt wesentlich das 
Nachhaltigkeitsziel „Fläche“, nach dem die In-
nenentwicklung zur Außenentwicklung im Ver-
hältnis 3:1 erfolgen soll.

Ausgehend von der These, dass Instrumente 
fehlen, um das Mengenproblem bei der Bau-
landbereitstellung für den Wohnungsbau im Rah-
men der Innenentwicklung zu beheben, ist ein 
durchsetzungsstarkes, hoheitliches Instrument 
mit niedrigschwelligen Anwendungsvorausset-
zungen sowie einem einfachen, rechtssicheren 
Verfahrensablauf und geringem Verwaltungs-
aufwand notwendig. Deshalb sollte der Nach-
weis eines dringenden Bedarfs an Wohnungen 
ausreichen. Zentrales Element ist die Schaffung 
von Baurechten im Bestand in Verbindung mit 
der hoheitlichen Durchsetzung der Baurechts-
nutzung gegenüber den Grundstückseigentü-
mern. Dazu ist eine geschlossene und zeitnahe 
Verwirklichung der Planung und der Baurechts-
nutzung erforderlich. Zugleich sollte der Begriff 
der Innenentwicklung in der Anwendung weit 
auslegt werden und beispielsweise auch Arron-
dierungsflächen am Stadtrand einbeziehen. 

Für die gesetzliche Umsetzbarkeit der Innenent-
wicklungsmaßnahme sind die tatsächlichen Re-
gelungserfordernisse für die Innenentwicklung 
sowie die damit einhergehenden verfassungs-
rechtlichen Fragen zu klären. 

sener Industrie-, Konversions- und Bahnflächen 
gehört zu den klassischen Anwendungsberei-
chen städtebaulicher Entwicklungsmaßnahmen. 
Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme wird 
deshalb auch als „schärfstes Schwert“ des Städ-
tebaurechts bezeichnet. Jedoch muss bereits im 
Rahmen der vorbereitenden Untersuchung vor 
Satzungserlass geprüft werden, ob das Wohl 
der Allgemeinheit die Maßnahme erfordert. Die 
Mobilisierung von Innenentwicklungsflächen wird 
vor diesem Hintergrund in Verbindung mit dem 
erheblichen Wohnraumbedarf als tragfähiger 
Gemeinwohlbelang betrachtet.

Allerdings war die Mobilisierung dispers ver-
teilter Flächen zur Innenentwicklung bei der 
Einführung des Instruments nicht intendiert. 
Vielmehr setzt die städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme voraus, dass es um die Entwicklung 
von „Ortsteilen und anderen Teilen des Gemein-
degebiets entsprechend ihrer besonderen Be-
deutung für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung der Gemeinde oder entsprechend der 
angestrebten Entwicklung des Landesgebiets 
oder der Region geht“. Das bedeutet, dass sie 
nur für große, zusammenhängende Entwick-
lungsgebiete anwendbar ist. 

Um die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
auch für dispers verteilte Grundstücke anzu-
wenden, müssten die gesetzlichen Grundlagen 
(§§ 165 ff. BauGB) ergänzt werden. 

Die Ausdehnung des bestehenden städtebau-
lichen Entwicklungsrechts für dispers verteilte 
Grundstücke wurde von den Experten in der 
AG Aktive Liegenschaftspolitik mehrheitlich als 
nicht ausreichend beurteilt. Vielmehr sprachen 
sich die Experten für die Einführung eines zu-
sätzlichen Instruments, der „Innenentwicklungs-
maßnahme“ aus. Das Ziel dieses neuen, zu-
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dere in Quartieren mit schwierig umzusetzender 
Nachverdichtung bieten Dachaufstockungen und 
Dachausbauten oftmals die einzige Möglichkeit, 
zusätzlichen Wohnraum zu schaffen. Daher 
ist die Erfassung der theoretischen Potenziale 
durch die Kommune bedeutsam, um die Rele-
vanz von Dachausbauten und Dachaufstockun-
gen für die Wohnraumversorgung zu verdeutli-
chen. Die untersuchten Praxisbeispiele belegen, 
dass Dachausbauten durchaus mittel- bis lang-
fristig einen Beitrag zur Entlastung angespannter 
Wohnungsmärkte leisten können. Aus wirtschaft-
lichen Gründen sind sie unter den gegenwärti-
gen Rahmenbedingungen in der Regel nur dann 
realisierbar, wenn die Nettokaltmiete mindestens 
8,00 €/m² Wohnfläche beträgt. Damit wirken sie 
eher auf das mittlere Preissegment. In der Studie 
wird unter anderem auf mögliche Sickereffekte 
(Umzugsketten) durch die Angebotsausweitung 
hingewiesen. 

Um die Baukosten zu reduzieren, empfehlen 
die Autoren der Studie, dass die Kommunen 
ihre planerischen Ermessensspielräume nut-
zen und kostentreibende Auflagen in einem an-
gemessenen Maß reduzieren. Denn trotz sehr 
hoher baulicher Potenziale sollten die quanti-
tativen Entlastungswirkungen von Dachaus-
bauten und Gebäudeaufstockungen nicht über-
schätzt werden, weil viele der Potenziale aus 
wirtschaftlichen Erwägungen nicht oder erst im 
Zusammenhang mit ohnehin durchzuführenden 
Modernisierungsmaßnahmen realisiert würden.

Verbilligte Abgabe von Bundesliegenschaften 
über die BImA

Der Bund hat die Voraussetzungen für die ver-
günstigte Abgabe von Bundesliegenschaften 
geschaffen. 

Weitere Handlungsmöglichkeiten zur Stärkung 
der Innenentwicklung

Als weiterer Handlungs- beziehungsweise Re-
gelungsbedarf für die Innenentwicklung mit er-
heblicher Relevanz für eine aktive Baulandpolitik 
für bezahlbaren Wohnraum sind Dachausbauten 
und Dachaufstockungen sowie die Stellplatz-
verordnung identifiziert worden. Beide Themen 
werden als kommunale Handlungsmöglichkeiten 
lediglich kursorisch beschrieben. Für eine vertie-
fende Betrachtung wird auf die entsprechenden 
Veröffentlichungen im Bündnis für bezahlbares 
Wohnen und Bauen verwiesen.

Vor einer Ausweitung des Neubaus auf der „grü-
nen Wiese“ durch Stadterweiterungen sind alle 
Formen der Nachverdichtungen im Bestand in 
Betracht zu ziehen, um den Wohnungsbedarf zu 
decken. 

Stellplatzverordnung
Unter dem Gesichtspunkt der Baukostenreduk-
tion hat die im Bündnis eingesetzte Baukos-
tensenkungskommission die Stellplatzbaupflicht 
als eine der Stellschrauben identifiziert. Der 
Umgang mit Stellplätzen fällt als Teil des Bau-
ordnungsrechts in die Gesetzgebungskompe-
tenz der Bundesländer. Auf Landesebene ist 
ein differenzierter Umgang mit diesem Thema 
zu beobachten. Während einige Länder die Ent-
scheidung ihren Kommunen übertragen, geben 
andere bauordnungsrechtlich eine obligatori-
sche Stellplatzbaupflicht vor.

Gebäudeaufstockungen und Dachausbauten 
Im Rahmen einer vom BBSR beauftragten Ex-
pertise wurden Potenziale und Rahmenbedin-
gungen von Dachaufstockungen und Dachaus-
bauten anhand von Fallstudien ermittelt und 
bestehende Hemmnisse analysiert. Insbeson-
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Seit Mai 2015 bietet der Bund den Ländern und 
Kommunen sowie deren Gesellschaften Liegen-
schaften über die Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben (BImA) für den sozialen Wohnungs-
bau, die Unterbringung von Flüchtlingen und 
sonstige öffentliche Aufgaben mit Kaufpreisver-
billigungen an. Grundsätzlich sind Kaufpreisab-
schläge von 350.000 Euro pro Kaufvertrag mög-
lich, maximal 50 Prozent des Kaufpreises. Für 
die Unterbringung von Flüchtlingen und Asyl-
begehrenden ist ein zusätzlicher Abschlag bis 
150.000 Euro möglich, insgesamt bis zu 500.000 
Euro je Kaufvertrag, bis maximal 80 Prozent des 
Kaufpreises. 

Für den sozialen Wohnungsbau sind Kaufpreis-
abschläge für den Geschosswohnungsbau mit 
mindestens acht Wohneinheiten auf 25.000 
Euro pro neu geschaffener Wohnung möglich, 
maximal 80 Prozent des Kaufpreises.19

Bei verbilligten Grundstückverkäufen muss das 
europäische Beihilferecht beachtet werden. 

19	 Richtlinie der BImA zur verbilligten Abgabe von Grund-
stücken (sogenannte „Verbilligungsrichtlinie“, VerbR), Inkraft-
getreten im November 2015 rückwirkend zum 01.01.2015.
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